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The providers of digital advertising services are criticised for being omnipresent worldwide, but to pay no significant corporate
tax in many countries. In addition to supranational efforts at the OECD and EU level to solve the taxation problems of digital
business models, some literature argues that providers of foreign digital advertising services are already subject to limited tax
liability in Germany on the basis of existing tax laws. This paper therefore deals with the question of how German taxation
rights for digital advertising services which are provided domestically by foreign corporations with the help of the internet
can be ensured. To this end, the paper first examines whether German tax laws are capable of taxing cross-border digital
advertising services. Subsequently, it will examine whether the draft directives discussed at EU level on the taxation of digital
business models would be suitable for ensuring taxation in Germany. The study shows that the existing German tax laws
cannot ensure the taxation of digital advertising services in most cases and that the introduction of the EU draft directives in
their current form cannot be recommended.
Zusammenfassung
Die Erbringer digitaler Werbeleistungen stehen in der Kritik, weltweit omnipräsent zu sein, jedoch in vielen Staaten kaum nen-
nenswerte Unternehmenssteuerabgaben zu leisten. Neben supranationalen Bemühungen auf Ebene der OECD und EU, die Be-
steuerungsprobleme digitaler Geschäftsmodelle zu lösen, wird von Teilen der Literatur vertreten, im Ausland ansässige Erbrin-
ger digitaler Werbeleistungen unterlägen in Deutschland bereits auf Grundlage bestehender Steuergesetze der beschränkten
Steuerpflicht. Die Arbeit beschäftigt sich daher mit der Frage, wie deutsche Besteuerungsrechte an digitalen Werbeleistungen
sichergestellt werden können, welche von im Ausland ansässigen Körperschaften mithilfe des Internets im Inland erbracht
werden. Hierzu wird zunächst untersucht, ob die deutschen Steuergesetze in der Lage sind, grenzüberschreitende digitale
Werbeleistungen steuerlich zu erfassen. Anschließend wird geprüft, ob die auf Ebene der EU diskutierten Richtlinienentwür-
fe zur Besteuerung digitaler Geschäftsmodelle geeignet wären, eine Besteuerung in Deutschland sicherzustellen. Die Arbeit
zeigt, dass die bestehenden deutschen Steuergesetze in den meisten Fällen eine Besteuerung digitaler Werbeleistungen nicht
sicherstellen können und die Einführung der EU-Richtlinienentwürfe in derzeitiger Ausgestaltung nicht empfohlen werden
kann. Rechtsstand 01.04.2019
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1. Einleitung
Die Digitalisierung schreitet immer weiter voran und
nimmt großen Einfluss auf das gesamte Wirtschaftsleben.
Im Zuge der Digitalisierung wird daher auch von der vier-
ten industriellen Revolution oder Industrie 4.0 gesprochen.1
Nach der Mechanisierung durch Wasser- und Dampfkraft im
späten 18. Jahrhundert (erste industrielle Revolution), der
1So etwa Kagermann, Lukas & Wahlster, 2011; Forschungsunion & aca-
tech, 2013.
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Elektrifizierung im frühen 20. Jahrhundert (zweite industri-
elle Revolution) und der Informatisierung und Automatisie-
rung der 1970er-Jahre (dritte industrielle Revolution) stellt
die Digitalisierung die nächste zentrale Entwicklungsstufe
der industriellen Produktion dar.2 Diese „digitale Wirtschaft“
hat eine Reihe neuer Geschäftsmodelle ermöglicht. Eines
dieser neuen digitalen Geschäftsmodelle ist die Erbringung
digitaler Werbeleistungen.3
Viele bekannte und hoch profitable digitale Geschäfts-
modelle basieren auf der Erbringung digitaler Werbeleis-
tungen. Als prominente Beispiele dieser Geschäftsmodelle
sind z. B. die Konzerne Alphabet (vormals Google) und Fa-
cebook zu nennen. Die bekannteste Alphabet Tochter Goo-
gle hat im Jahr 2018 einen Umsatz von ca. 116 Mrd. USD
durch die Erbringung digitaler Werbeleistungen erwirtschaf-
tet, was ca. 85 % der Gesamtumsätze entspricht.4 Facebook
erzielte in 2018 nahezu seine gesamten Umsätze i. H. v.
ca. 56 Mrd. USD aus der Erbringung digitaler Werbeleistun-
gen.5 Die in Deutschland erwirtschafteten Umsätze werden
bei Google im Jahr 2018 auf ca. 3,9 Mrd. EUR und bei
Facebook auf ca. 850 Mio. EUR geschätzt.6 Gleichzeitig ste-
hen diese Konzerne regelmäßig in der Kritik, zwar in vielen
Staaten der Welt wirtschaftlich omnipräsent zu sein, aber in
den wenigsten dieser Staaten nennenswerte Unternehmens-
steuerabgaben zu leisten.7 So wies Google im Jahr 2017 in
Deutschland „nur“ ca. 102 Mio. EUR Gewinn aus und ent-
richtete darauf Steuerzahlungen i. H. v. ca. 33 Mio. EUR.8
Im selben Zeitraum belief sich der Gewinn bei Facebook in
Deutschland auf ca. 2,5 Mio. EUR, worauf ca. 1 Mio. EUR
Steuern entrichtet wurden.9 Daher wird mittlerweile ange-
zweifelt, dass das derzeitige internationale Steuersystem mit
seinen Wurzeln in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
noch in der Lage ist diese (und weitere) neuen digitalen Ge-
schäftsmodelle des 21. Jahrhunderts steuerlich sachgerecht
zu erfassen.10
Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) hat es sich daher im Jahr 2013
zur Aufgabe gemacht, die mit der Erbringung digitaler Wer-
beleistungen und weiterer digitaler Geschäftsmodelle ver-
bundenen Besteuerungsprobleme auf internationaler Ebene
zu lösen.11 Die Bewältigung dieser Aufgabe beschäftigt die
OECD derzeit im Zuge des Aktionspunktes 1 des Projektes
zur Bekämpfung von Gewinnverkürzung und Gewinnverla-
gerung (engl. Base Erosion and Profit Shifting, kurz BEPS).12
Allerdings konnten auf Ebene der OECD bislang keine Hand-
2Vgl. Ittermann & Niehaus, 2015, S. 33-35.
3Vgl. OECD, 2015, Tz. 116.
4Vgl. Alphabet Inc., 2019, S. 27.
5Vgl. Facebook Inc., 2019, S. 33, 42.
6Vgl. Paperlein, 2018.
7Vgl. anstatt vieler z. B. Berschens, 2017; Dams & Heuzeroth, 2017.
8Vgl. Google Germany GmbH, 2019.
9Vgl. Facebook Germany GmbH, 2018; die Werte für das Jahr 2018 liegen
derzeit noch nicht vor.
10Vgl. z. B. Devereux & Vella, 2014; Olbert & Spengel, 2017.
11Vgl. OECD, 2014, S. 17.
12Vgl. OECD, 2014, S. 17. Insgesamt besteht das BEPS Projekt auf 15 ver-
schiedenen Aktionspunkten.
lungsempfehlungen ausgesprochen werden, um den Heraus-
forderungen zu begegnen, welche digitale Geschäftsmodelle
für das internationale Steuersystem darstellen.13
In Ermangelung einer international konsensfähigen Lö-
sung auf Ebene der OECD sind mittlerweile viele Staaten
dazu übergegangen unilaterale Maßnahmen zu implemen-
tieren, um die Besteuerung bestimmter grenzüberschreiten-
der digitaler Transaktionen aus digitalen Geschäftsmodellen
sicherzustellen. In Europa planen derzeit z. B. Frankreich,
Großbritannien, Italien, Österreich, Spanien und die Türkei
die Einführung solcher unilateraler Maßnahmen.14 Ein Ziel
dieser Maßnahmen ist dabei auch, die Erbringer digitaler
Werbeleistungen wie z. B. Google und Facebook der na-
tionalen Besteuerung zu unterwerfen. Auf Grundlage eines
gemeinsamen Vorstoßes der Finanzminister Deutschlands,
Frankreichs, Spaniens und Italiens und daraus resultierend
des Rates der Europäischen Union werden seit September
2017 nunmehr auch auf europäischer Ebene konkrete Maß-
nahmen geprüft, welche die Besteuerung bestimmter digi-
taler Transaktionen wie die Erbringung digitaler Werbeleis-
tungen sicherstellen sollen.15 Seit dem 21.03.2018 stehen
dazu auf Ebene der Europäischen Union (EU) zwei Richtli-
nienentwürfe zur Diskussion. Die Besteuerung soll kurzfristig
mit einer sogenannten Digitalsteuer sichergestellt werden.
Langfristig soll eine sachgerechte Besteuerung durch die Ein-
führung eines neuen steuerlichen Tatbestands anhand einer
signifikanten digitalen Präsenz sichergestellt werden.16
Deutschland hat sich bei der Planung/Einführung unila-
teraler Maßnahmen bisher zugunsten einer Lösung auf Ebe-
ne der OECD bzw. der EU zurückgehalten. Seit Kurzem wird
jedoch von Vorstößen aus Teilen der Finanzverwaltung be-
richtet, welche eine Steuerpflicht von im Ausland ansässi-
gen Unternehmen, die im Inland digitale Werbeleistungen
erbringen, bereits auf Grundlage bestehender Steuergesetze
als gegeben sehen.17 Dies würde jedoch nicht nur die Erbrin-
ger digitaler Werbeleistungen treffen. Nach der Argumenta-
tion dieses Vorstoßes wären im Ergebnis alle Unternehmen,
welche solche Werbeleistungen in Deutschland in Anspruch
nehmen, zum Einbehalt und zur Abführung dieser Steuer im
Namen der Werbeleistungserbringer verpflichtet und würden
(auch rückwirkend) für den Steuereinbehalt haftbar gemacht
werden. Dies würde auf der Seite deutscher Werbetreibender
zu großen finanziellen Belastungen führen, die im Falle ei-
ner solchen Verpflichtung teilweise existenzbedrohend hohe
13Vgl. OECD, 2015, Tz. 383; auch in einem weiteren Zwischenbericht fin-
den sich keine solchen Handlungsempfehlungen OECD, 2018.
14Vgl. für Frankreich Bunn, 2019; Französisches Ministerium für Wirt-
schaft und Finanzen, 2019; für Großbritannien British Broadcasting Corpo-
ration (BBC), 2018; Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2018; für Italien Ernst
and Young (EY), 2019b; für Österreich Ernst and Young (EY), 2019a; für
Spanien Ernst and Young (EY), 2019c; für die Türkei Ernst and Young (EY),
2018.
15Vgl. Le Maire, Schäuble, Padoan & De Guindos, 2017; Rat der Europäi-
schen Union, 2017.
16Vgl. Europäische Kommission, 2018b.
17Von diesen Vorstößen berichten u. a. Schlotter & Hruschka, 2018, S.
711-712; Diffring, 2019; Diffring & Saft, 2019, S. 387; Linn, 2019, S. 419;
Hoke, 2019; KPMG, 2019; Heil & Pupeter, 2019, S. 604-605.
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Steuerbeträge an die Finanzverwaltung abzuführen hätten.18
Wäre dieser Vorstoß jedoch gesetzeskonform, so bestünde
aus deutscher Sicht zumindest im Hinblick auf die Besteue-
rung digitaler Werbeleistungen überhaupt keine Notwendig-
keit zur Implementierung weiterer steuerlicher Maßnahmen.
Allerdings besteht derzeit große Unsicherheit, inwiefern die-
sem Vorstoß der Finanzverwaltung zu folgen ist.
Vor dem Hintergrund der auf nationaler und internatio-
naler Ebene kontrovers geführten Diskussion stellt sich daher
die Frage, wie deutsche Besteuerungsrechte an digitalen Wer-
beleistungen sichergestellt werden können, welche von im
Ausland ansässigen Körperschaften mithilfe des Internets im
Inland erbracht werden. Die Beantwortung dieser Frage ist
das Ziel der vorliegenden Arbeit. Der Fokus liegt dabei allei-
nig auf der direkten Unternehmensbesteuerung in Form der
Körperschaftsteuer.19 Hierzu soll zunächst geklärt werden,
ob überhaupt Handlungsbedarf zur Sicherstellung dieser Be-
steuerungsrechte besteht oder ob die bestehenden deutschen
Steuergesetze bereits in der Lage sind, grenzüberschreiten-
de digitale Werbeleistungen zu erfassen. Im Anschluss dar-
an soll in Ermangelung internationaler Handlungsempfeh-
lungen auf Ebene der OECD geprüft werden, ob die von der
EU geplanten Maßnahmen geeignet wären, die Besteuerung
digitaler Werbeleistungen in Deutschland sicherzustellen.
Die Arbeit trägt dazu bei, die bestehende Unsicherheit
bezüglich der Besteuerung digitaler Werbeleistungen nach
derzeit geltendem deutschen Steuerrecht zu reduzieren. Sie
soll zur Klärung steuerlicher Pflichten sowohl aufseiten der
Erbringer digitaler Werbeleistungen als auch aufseiten von
Unternehmen beitragen, die diese Werbeleistungen in An-
spruch nehmen. Damit sind die Ergebnisse dieser Arbeit für
Anbieter und Nachfrager digitaler Werbeleistungen gleicher-
maßen relevant. Weiterhin wird zur Diskussion möglicher
Handlungsalternativen zur Sicherstellung von Besteuerungs-
rechten an digitalen Geschäftsmodellen beigetragen. Damit
können die Ergebnisse der Arbeit Entscheidungsträger bei
der Findung einer (langfristigen) Lösung der Besteuerungs-
problematik unterstützen.
Der Aufbau der Arbeit gestaltet sich folgendermaßen: Ka-
pitel 2 befasst sich zunächst mit digitalen Werbeleistungen
im Allgemeinen sowie den Grundzügen des derzeitigen in-
ternationalen Steuerrechts und stellt die grundlegenden Pro-
bleme dar, welche digitale Werbeleistungen im internationa-
len Steuerrecht verursachen. Daran anschließend werden in
Kapitel 3 die in Deutschland aktuell bestehenden nationalen
Anknüpfungspunkte im Rahmen der beschränkten Steuer-
pflicht vorgestellt, welche für die steuerliche Erfassung digi-
taler Werbeleistungen grundsätzlich in Frage kommen könn-
ten. Weiterhin wird auf die Arten der Steuererhebung bei
beschränkter Steuerpflicht eingegangen. Kapitel 4 analysiert,
inwiefern eventuell bestehende deutsche Steuerrechte an di-
gitalen Werbeleistungen durch bestehende Doppelbesteue-
rungsabkommen eingeschränkt werden. Im Anschluss wird
18Vgl. z. B. Haselrieder & Pontzen, 2019.
19Der Terminus Steuerpflicht bezieht sich im Folgenden daher, soweit
nicht anders kenntlich gemacht, auf die Körperschaftsteuerpflicht.
in Kapitel 5 am Beispiel von Suchmaschinenwerbung des Un-
ternehmens Google geprüft, ob die bestehenden steuerlichen
Rahmenbedingungen tatsächlich in der Lage sind, deutsche
Besteuerungsrechte an digitalen Werbeleistungen sicherzu-
stellen, welche von im Ausland ansässigen Körperschaften
im Inland erbracht werden. Kapitel 6 zieht ein Zwischenfazit
über den Status quo der Besteuerung digitaler Werbeleistun-
gen in Deutschland und schließt damit, ob vor diesem Hin-
tergrund auch in Deutschland Handlungsbedarf besteht. Ab-
schließend wird in Kapitel 7 geprüft, ob die derzeit diskutier-
ten Handlungsalternativen auf Ebene der EU dazu geeignet
wären, die Besteuerung digitaler Werbeleistungen in Zukunft
sicherzustellen. Kapitel 8 zieht ein abschließendes Fazit.
Die Arbeit wird zeigen, dass die derzeit bestehenden na-
tionalen Steuergesetze in Deutschland in den meisten Fällen
nicht dazu in der Lage sind Besteuerungsrechte an digitalen
Werbeleistungen sicherzustellen, welche von im Ausland an-
sässigen Körperschaften mithilfe des Internets im Inland er-
bracht werden. Insbesondere bestehen in der Regel keine Ver-
pflichtungen zur Steuererhebung in Form eines Steuerabzugs
durch den Vergütungsschuldner und damit auch keine Haf-
tungsrisiken für Unternehmen, die solche digitalen Werbe-
leistungen in Anspruch nehmen. Auch in Deutschland scheint
damit Handlungsbedarf bezüglich der Besteuerung digitaler
Werbeleistungen gegeben. Da die auf Ebene der EU disku-
tierten Maßnahmen mit vielen Problemen verbunden sind,
kann deren Implementierung nach hier vertretener Ansicht
nicht empfohlen werden, auch wenn sie generell dazu in der
Lage wären digitale Werbeleistungen der Besteuerung zu un-
terwerfen.
2. Digitale Werbeleistungen als Beispiel digitaler Trans-
aktionen im internationalen Steuerrecht
Im Folgenden werden zunächst digitale Werbeleistungen
als Beispiel digitaler Transaktionen (Kapitel 2.1) sowie die
Grundzüge des internationalen Steuerrechts (Kapitel 2.2)
vorgestellt. Im Anschluss befasst sich Kapitel 2.3 mit den
grundlegenden Problemen, die sich aufgrund der Eigenhei-
ten digitaler Werbeleistungen bei deren Besteuerung ergeben
können.
2.1. Digitale Werbeleistungen als Beispiel digitaler Transak-
tionen
Mit der voranschreitenden Digitalisierung der Wirtschaft
hat sich die Erbringung digitaler Werbeleistungen als Teil vie-
ler neuer Geschäftsmodelle etabliert.20 Digitale Werbeleis-
tungen unterscheiden sich von traditioneller Werbung21 dar-
in, dass für die Erbringung der Leistung auf das Internet zu-
rückgegriffen und die Leistung vollständig digital erbracht
20So zählt z. B. OECD (2015, Rn. 116, 136-139) die Erbringung digitaler
Werbeleistungen mit zu den am meisten verbreiteten neuen digitalen Ge-
schäftsmodellen.
21Unter Werbung versteht man „die Beeinflussung von verhaltensrelevan-
ten Einstellungen mittels spezifischer Kommunikationsmittel, die über Kom-
munikationsmedien verbreitet werden“; Bruhn et al., 2013, S. 150.
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wird. Sowohl der Vertragsabschluss als auch die Erbringung
der Leistung erfolgen digital. Vorteile gegenüber traditionel-
ler Werbeformen ergeben sich insbesondere aus der Möglich-
keit, Werbung durch gezieltes Sammeln von (persönlichen)
Daten in einem viel höheren Maße personalisiert auf Werbe-
kunden zuzuschneiden.22 Die Werbeleistung wird dabei i. d.
R. nicht von den Werbetreibenden selbst, sondern von Drit-
ten erbracht, die als Intermediäre zwischen Werbetreibenden
und Werbekunden fungieren und digitale Werbeflächen be-
reitstellen.23 Diese Intermediäre, im Folgenden auch als Er-
bringer digitaler Werbeleistungen bezeichnet, bedienen da-
bei oft mehrseitige Märkte.24 Sie stellen auf der einen Seite
den potenziellen Werbekunden regelmäßig selbst kostenlose
Dienstleistungen zur Verfügung, z. B. in Form von Suchma-
schinen oder Social-Media-Plattformen (z. B. Google oder Fa-
cebook). Auf der anderen Seite können sie Werbetreibenden
damit eine möglichst große Reichweite ihrer Werbeleistun-
gen kostenpflichtig anbieten.25
Es gibt verschiedenste Formen digitaler Werbeleistun-
gen. Die umsatzstärksten Formen in Deutschland waren
im Jahr 2018 Suchmaschinen- (ca. 3 Mrd. EUR Umsatz,
42 % Marktanteil), Banner- (ca. 1,6 Mrd. EUR Umsatz, 23 %
Marktanteil) und Social-Media-Werbung (ca. 1,4 Mrd. EUR
Umsatz, 20 % Marktanteil).26 Bei Suchmaschinenwerbung
bezahlen Werbetreibende dafür, bei bestimmten Suchanfra-
gen in Suchmaschinen priorisiert in der Ergebnisliste aufge-
führt zu werden. Im Rahmen von Bannerwerbung wird für
digitale Werbeflächen auf Webseiten bezahlt. Durch Social-
Media-Werbung werden gezielt Nutzer von Social-Media-
Plattformen beworben.
Digitale Werbeleistungen werden sowohl im Rahmen des
BEPS-Projekts der OECD als auch in Diskussionen auf Ebe-
ne der EU als prominentes Beispiel für digitale Transaktio-
nen genannt, ohne wiederum letzteren Begriff abschließend
zu definieren.27 Digitale Transaktionen umfassen nach An-
sicht der OECD den Kauf von (digitalen) Gütern und Dienst-
leistungen über das Internet,28 also den Kauf „immaterieller
Mittel zur Bedürfnisbefriedigung, die sich mit Hilfe von Infor-
mationssystemen entwickeln, vertreiben und anwenden las-
sen“29.
Digitale Transaktionen im Allgemeinen und digitale Wer-
beleistungen im Speziellen können der obigen Definition fol-
gend damit als Teilbereich des elektronischen Geschäftsver-
kehrs (E-Commerce) angesehen werden. Der E-Commerce
umfasst den Kauf und Verkauf von Gütern und Dienstleistun-
gen, (1) bei denen die Auftragserteilung online (z. B. über
Computernetzwerke wie das Internet) erfolgt, die Lieferung
und Bezahlung der Güter und Dienstleistungen aber (2a)
22Vgl. OECD, 2015, Tz. 136.
23Vgl. OECD, 2015, Tz. 137.
24Für eine ausführliche Beschreibung digitaler mehrseitiger Märkte siehe
OECD (2018, Rn. 48-54).
25Vgl. OECD, 2015, Tz. 138.
26Vgl. Statista, 2018.
27So etwa DST-RL-E, Begründung, S. 9-10; OECD, 2018, Rn. 359.
28Vgl. OECD, 2015, Rn. 278, 292, 294.
29Stelzer, 2004, S. 235.
sowohl online als auch (2b) offline erfolgen kann.30 Wer-
den sowohl Auftragserteilung als auch Lieferung komplett
digitalisiert erbracht, spricht man auch von direktem oder
online E-Commerce, während bei indirektem, auch offline
E-Commerce genannt, die Lieferung in physischer Form er-
folgt.31 Digitale Transaktionen und somit auch digitale Wer-
beleistungen können damit dem Teilbereich des online E-
Commerce zugeordnet werden.
2.2. Grundzüge des internationalen Steuerrechts
Ein weltweit einheitliches internationales Steuerrecht als
solches existiert nicht.32 Der Begriff umfasst im weiteren Sin-
ne vielmehr alle Normen, welche die Besteuerung von grenz-
überschreitenden Sachverhalten regeln. Dazu gehören insbe-
sondere das nationale Steuerrecht von Einzelstaaten sowie
Teile des Gewohnheitsrechts der Völker und internationale
Steuerabkommen.33 Das internationale Steuerrecht gestaltet
sich somit in verschiedenen Ländern unterschiedlich.34
Alle Einzelstaaten sind grundsätzlich bei der Gestaltung
ihres Steuersystems nach dem Souveränitätsprinzip selbst-
bestimmt.35 Allerdings wird diese Autonomie durch das Ge-
wohnheitsrecht der Völker dahingehend beschränkt, dass
Staaten ausländische Sachverhalte nur bei Vorliegen eines
hinreichenden steuerlichen Anknüpfungspunktes besteuern
dürfen (steuerlicher Nexus oder auch genuine link).36 Völker-
rechtlich akzeptierte steuerliche Anknüpfungspunkte stellen
dabei insbesondere das Wohnsitzstaat- und Quellenstaats-
prinzip dar,37 welche ihren Ursprung in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts haben.38
Das Wohnsitzstaatsprinzip39 knüpft das Besteuerungs-
recht an die Ansässigkeit von juristischen Personen.40 Diese
Ansässigkeit bestimmt sich dabei üblicherweise durch juris-
tisch geprägte Anknüpfungsmerkmale wie den Sitz oder Ort
der Geschäftsleitung der juristischen Person.41 Nach dem
Wohnsitzstaatsprinzip verfügt also der Staat (im Folgenden
Ansässigkeitsstaat), in dem eine juristische Person ansässig
ist, über einen hinreichenden steuerlichen Anknüpfungs-
punkt und damit ein Besteuerungsrecht dem Grunde nach.
30Vgl. OECD, 2011, S. 72.
31Vgl. OECD, 2015, Tz. 117.
32Vgl. Miller & Oats, 2016, S. 25; Korts, 2016, S. 11.
33Vgl. Miller & Oats, 2016, S. 26-27; Brähler, 2014, S. 1-2; Korts, 2016,
S. 11; für eine Übersicht der relevanten Normen aus deutscher Sicht siehe
Schmidt, Sigloch & Henselmann, 2005, 55-63.
34Vgl. Korts, 2016, S. 11.
35Vgl. Brähler, 2014, S. 3.
36Vgl. Brähler, 2014, 3; Schmidt et al., 2005, 61; Loschelder, 2018a, § 49
EStG, Rz. 12.
37Vgl. Miller & Oats, 2016, S. 26-27; Prussak, 2013, S. 55-56.
38Bruins, Einaudi, Seligman & Stamp, 1923, S. 22-26; Prussak, 2013, S.
55-56.
39Auch als Wohnsitzprinzip, Ansässigkeitsprinzip oder residence principle
bekannt.
40Vgl. Brähler, 2014, S. 3-4. Das internationale Steuerrecht ist grundsätz-
lich auch auf natürliche Personen anwendbar. Der Fokus soll im Folgenden
jedoch der Forschungsfrage folgend auf Körperschaften und damit juristi-
schen Personen liegen.
41Vgl. Lehner & Reimer, 2005, S. 542; Brähler, 2014, S. 4; OECD, 2015,
Tz. 22.
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Dem Umfang nach folgt die Besteuerung dem Welteinkom-
mensprinzip42, d. h., das gesamte in- und ausländische Ein-
kommen des Steuerpflichtigen unterliegt der Besteuerung
im Ansässigkeitsstaat.43
Das Quellenstaatsprinzip44 knüpft hingegen an inländi-
schen Einkunftsquellen an. Ein Staat (im folgenden Quellen-
staat) verfügt nach dem Quellenstaatsprinzip über einen hin-
reichenden steuerlichen Anknüpfungspunkt und somit ein
Besteuerungsrecht dem Grunde nach, wenn Einkünfte einer
juristischen Person innerhalb seines Territoriums anfallen;
auf eine persönliche Verbindung der Person zum Staat kommt
es nicht an.45 Obwohl die Definition, wann Einkünfte als im
Inland belegen gelten, zwischen einzelnen Staaten variiert,
ist das Prinzip der Betriebsstätte im Rahmen von Unterneh-
mensgewinnen weithin akzeptiert.46 Das Vorhandensein ei-
ner Betriebsstätte setzt dabei für gewöhnlich ein Mindestmaß
an physischer Präsenz des nicht ansässigen Unternehmens im
Quellenstaat voraus.47 Der Umfang der Besteuerung richtet
sich nach dem Territorialitätsprinzip48.49 Der Quellenstaat
kann nur Sachverhalte des Steuerpflichtigen der Besteuerung
unterwerfen, die innerhalb seines Staatsgebietes verwirklicht
werden.50
Regelmäßig wenden Staaten sowohl das Wohnsitzstaats-
als auch das Quellenstaatsprinzip parallel zur Begründung
steuerlicher Anknüpfungspunkte an. Dies kann zu juristi-
scher Doppelbesteuerung führen, wenn mehr als ein Staat
Steueransprüche auf dasselbe Einkommen eines Steuer-
pflichtigen erhebt.51 Um negative Effekte aus einer mögli-
chen Doppelbesteuerung zu vermeiden bzw. zu verringern,
verfügen viele Staaten über ein Netz von bilateralen Steu-
erabkommen (Doppelbesteuerungsabkommen, kurz DBA).
Diese Abkommen haben zum Ziel, die Besteuerungsrechte
zwischen den Abkommensstaaten zu verteilen und Doppel-
besteuerung zu vermeiden.52 Die meisten Doppelbesteue-
rungsabkommen basieren dabei auf dem Musterabkommen
der OECD oder in besonderen Fällen auf dem Musterabkom-
men der UN.53 Diese Musterabkommen folgen dabei dem
Grundsatz der Gewinnbesteuerung am Ort der Wertschöp-
fung, d. h., Gewinne sollen dort der Besteuerung unterliegen,
wo die Wertschöpfung dieser Gewinne stattfindet.54 Weiter-
hin existieren auf Ebene von Einzelstaaten unilaterale, sowie
42Auch Universalitätsprinzip genannt.
43Vgl. Brähler, 2014, S. 5-6; Miller & Oats, 2016, S. 27-28; Lehner & Rei-
mer, 2005, S. 542; Lübbehüsen & Kahle, 2016, Rz. 1.9; Schreiber, 2017, S.
445.
44Auch als Belegenheitsprinzip oder als territorial oder source principle
bekannt.
45Vgl. Brähler, 2014, S. 4; Lehner & Reimer, 2005, S. 542.
46Vgl. OECD, 2015, Tz. 26; Lübbehüsen & Kahle, 2016, Rz. 1.14-1.26.
47Vgl. OECD, 2018, Tz. 378.
48Das Territorialitätsprinzip ist auch als Ursprungsprinzip bekannt.
49Vgl. Brähler, 2014, S. 4; Lehner & Reimer, 2005, S. 542.
50Vgl. Brähler, 2014, S. 5-6; Lehner & Reimer, 2005, S. 542; Lübbehüsen
& Kahle, 2016, Rz. 1.9-1.10.
51Vgl. Schreiber, 2017, S. 445; Prussak, 2013, S. 56-57; Miller & Oats,
2016, S. 27-28.
52Vgl. OECD, 2015, Tz. 27; Miller & Oats, 2016, S. 27-28.
53Vgl. OECD, 2015, S. 24.
54Vgl. OECD, 2018, Tz. 378; auch unterstützt von der Gruppe der Zwanzig
vereinzelt multilaterale und supranationale Maßnahmen zur
Vermeidung von Doppelbesteuerung.55
2.3. Problemfelder bei der Besteuerung digitaler Werbeleis-
tungen
Bei der Erbringung digitaler Werbeleistungen handelt es
sich regelmäßig um stark digitalisierte Geschäftsmodelle.56
Als solche teilen sie oftmals folgende Eigenschaften, welche
eine angemessene steuerliche Erfassung durch das derzeit
bestehende internationale Steuersystem erschweren:57 (1)
grenzüberschreitende Ausdehnung ohne Masse, (2) hohe Be-
deutung von Daten und Nutzern und (3) Abhängigkeit von
immateriellen Werten wie z. B. geistigem Eigentum.
Zunächst ist festzuhalten, dass es den Erbringern digitaler
Werbeleistungen durch den Einsatz moderner Informations-
und Kommunikationstechnologien (IKT)58 wie z. B. dem In-
ternet stark erleichtert wird grenzüberschreitend in verschie-
denen Absatzmärkten wirtschaftlich aktiv zu sein, ohne da-
für auf eine physische Präsenz in diesen Absatzmärkten an-
gewiesen zu sein (Ausdehnung ohne Masse).59 Jedoch stellt
insbesondere das Quellenstaatsprinzip zur Begründung eines
steuerlichen Anknüpfungspunktes auf eine physische Präsenz
nicht ansässiger Unternehmen ab. Dadurch besteht die Ge-
fahr, dass eine Besteuerung nicht ansässiger Erbringer digita-
ler Werbeleistungen in verschiedenen Quellenstaaten häufig
ins Leere läuft, da es schon an einem steuerlichen Anknüp-
fungspunkt mangelt.
Ein weiteres Problem für eine angemessene steuerliche
Erfassung digitaler Werbeleistungen stellt die hohe Bedeu-
tung von Daten und Nutzern dar. Zum einen sammeln und
nutzen Erbringer digitaler Werbeleistungen oftmals umfas-
sende Datensätze potenzieller Werbekunden, um Werbeleis-
tungen personalisiert erbringen zu können.60 Zum anderen
spielen Nutzer und deren Aktivitäten gerade für Erbringer
digitaler Werbeleistungen, die in mehrseitigen Märkten aktiv
sind, aufgrund von Netzwerkeffekten eine sehr große Rol-
le.61 Je größer z. B. die (aktive) Nutzerbasis auf der Markt-
seite der potenziellen Werbekunden ist, desto größer ist der
(G20); vgl. G20, 2013, S. 12-13. Bislang fehlt aber eine allgemeingültige De-
finition des Begriffs, vgl. Olbert & Spengel, 2017, S. 21. Für Definitionsver-
suche vgl. z. B. Bauer, Fritz, Schanz & Sixt, 2019, S. 6-9; Becker & Englisch,
2018, S. 1-9.
55Vgl. Brähler, 2014, S. 20-23.
56OECD (2015, Tz. 116, 136-139) ordnet digitale Werbeleistungen auch
der sog. „digitalen Wirtschaft“ zu. Da sich jedoch die gesamte Wirtschaft
zunehmend digitalisiert und somit die digitale Wirtschaft zur Wirtschaft an
sich wird (vgl. OECD, 2015, S. 11, Tz. 115; Schön, 2018, S. 280-281), er-
scheint eine Einteilung in digitale und analoge Wirtschaft nicht sachgerecht.
Im Folgenden wird daher nur zwischen mehr und weniger digitalisierten
Geschäftsmodellen unterschieden.
57Vgl. OECD, 2018, Tz. 130-161.
58Für eine Übersicht über die Entwicklung von IKT und deren Auswirkung
auf Geschäftsmodelle siehe z. B. OECD, 2015, Tz. 64-108; Becker, Englisch
& Schanz, 2018, S. 5-7; Bauer et al., 2019.
59Vgl. OECD, 2018, Tz. 131; für digitalisierte Geschäftsmodelle im Allge-
meinen OECD, 2015, Tz. 246; Lück, 2018, S. 19-21.
60Vgl. OECD, 2018, Tz. 140-141.
61Vgl. OECD, 2018, Tz. 143-161 (zur Nutzerbeteiligung), Tz. 42 (zu Netz-
werkeffekten).
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Nutzen für die Marktseite der potenziellen Werbetreibenden,
da diese ihre Werbebotschaften an mehr potenzielle Kunden
richten können.62 Je größer der Nutzen für die Werbetrei-
benden ist, desto höher sollte im Ergebnis auch deren Zah-
lungsbereitschaft für die Inanspruchnahme digitaler Werbe-
leistungen ausfallen. Die Bedeutung von Daten und Nutzern
stellt das internationale Steuersystem also insbesondere vor
die Herausforderung zu beurteilen, ob und in welchem Um-
fang Daten und Nutzer zur Wertschöpfung beitragen und in-
wiefern die Gewinne aus dieser potenziellen Wertschöpfung
dem Ansässigkeits- oder Quellenstaat zuzurechnen sind.63
Des Weiteren stellt die Tatsache, dass digitale Geschäfts-
modelle oftmals stark von immateriellen Werten wie z. B.
geistigem Eigentum abhängig sind,64 das derzeitige Steuer-
system vor große Herausforderungen. Immaterielle Vermö-
genswerte haben mittlerweile großen Einfluss auf den Wert
von Unternehmen.65 Gleichzeitig stellt die strategische Ver-
lagerung von immateriellem Vermögen für multinationale
Unternehmen eine attraktive Möglichkeit dar, Gewinne für
steuerliche Zwecke zu verlagern und empirische Untersu-
chungen zeigen, dass die Platzierung immaterieller Werte
teilweise steuermotiviert erfolgt.66 Dabei bleibt jedoch fest-
zuhalten, dass die Steuervermeidung durch Gewinnverla-
gerung kein alleiniges Merkmal digitaler Geschäftsmodelle
ist, sondern auch in „traditionellen“ Geschäftsmodellen An-
wendung findet.67 Aus diesem Grund liegt der Fokus im
Folgenden schwerpunktmäßig auf den beiden erstgenannten
Problemen.
Daher ist im Ergebnis fraglich, inwieweit das derzeit be-
stehende internationale Steuerrecht überhaupt in der Lage
ist, grenzüberschreitende digitale Werbeleistungen sachge-
recht zu erfassen und der Besteuerung zu unterwerfen.
3. Beschränkte Steuerpflicht digitaler Werbeleistungen
in Deutschland
Im Folgenden werden die bestehenden nationalen An-
knüpfungspunkte vorgestellt, welche für die steuerliche Er-
fassung digitaler Werbeleistungen in Frage kommen könn-
ten. Im deutschen Steuerrecht wird grundsätzlich zwischen
unbeschränkter (dem Wohnsitzstaatsprinzip folgend) und
beschränkter Steuerpflicht (dem Quellenstaatsprinzip fol-
62Dabei handelt es sich um indirekte Netzwerkeffekte im Kontext mehr-
seitiger Märkte. Bei diesen zieht eine Marktseite einen positiven Nutzen aus
der Größe und den Aktivitäten der anderen Marktseite; vgl. OECD, 2018,
Tz. 42.
63Vgl. OECD, 2018, Tz. 381.
64Vgl. OECD, 2018, Tz. 130, 135-138.
65Beispielsweise waren im Jahr 1975 immaterielle Werte für 17 % des
Marktwerts von S&P 500 Unternehmen verantwortlich, im Jahr 2015 stei-
gerte sich dieser Anteil auf 84 %. In Unternehmen des S&P 500 Europe war
der Anteil immaterieller Werte im Jahr 2015 mit 71 % vergleichbar hoch;
vgl. Elsten & Hill, 2017, S. 245-246.
66Vgl. etwa Dischinger & Riedel, 2011; Karkinsky & Riedel, 2012; Griffith,
Miller & O’Connell, 2014; Skeie, Johansson, Menon & Sorbe, 2017.
67Vgl. OECD, 2015, Tz. 181; OECD, 2018, Tz. 257.
gend) unterschieden.68 Da Erbringer digitaler Werbeleis-
tungen in Deutschland überwiegend im Ausland ansässige
Körperschaften sind,69 beschränken sich die nachfolgenden
Ausführungen jedoch auf die Besteuerung von juristischen
Personen in Inboundfällen, d. h. auf Fälle, in denen nicht
ansässige juristische Personen digitale Werbeleistungen in
Deutschland erbringen. Die Besteuerung von Inboundfällen
erfolgt in Deutschland dabei im Rahmen der beschränkten
Steuerpflicht. Im Folgenden wird zunächst die beschränkte
von der unbeschränkten Steuerpflicht abgegrenzt (Kapitel
3.1), bevor im Anschluss die für digitale Werbeleistungen
in Frage kommenden beschränkt steuerpflichtigen Einkünf-
te vorgestellt werden (Kapitel 3.2). Abschließend wird die
Steuererhebung bei beschränkter Steuerpflicht beschrieben
(Kapitel 3.3).
3.1. Abgrenzung der beschränkten von der unbeschränkten
Steuerpflicht
Juristische Personen mit Geschäftsleitung (§ 10 AO) oder
Sitz (§ 11 AO) im Inland gelten als unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtig.70 Unbeschränkt Steuerpflichtige wer-
den gem. § 1 Abs. 2 KStG mit ihrem Welteinkommen besteu-
ert.71 Dem steht die beschränkte Steuerpflicht gegenüber. Ju-
ristische Personen (Körperschaften, Personenvereinigungen
und Vermögensmassen) mit inländischen Einkünften sind
gem. § 2 Nr. 1 KStG beschränkt körperschaftsteuerpflich-
tig, wenn sie weder Geschäftsleitung noch Sitz im Inland
haben.72 Beschränkt Steuerpflichtige sind im Sinne des Ter-
ritorialitätsprinzip nur mit ihren inländischen Einkünften in
Deutschland steuerpflichtig (§ 2 Nr. 1 KStG). § 49 EStG be-
stimmt abschließend den Katalog inländischer Einkünfte.73
3.2. Beschränkt steuerpflichtige Einkünfte
Der Einkünftekatalog des § 49 EStG knüpft an die Ein-
kunftsarten des Einkommensteuergesetzes in § 2 Abs. 1 EStG
an, sodass die Tatbestandsvoraussetzungen der §§ 13 bis 23
EStG für das Vorliegen inländischer Einkünfte erfüllt sein
müssen (wie in Kapitel 1 grafisch veranschaulicht). Aller-
dings werden diese Tatbestandsvoraussetzungen um weitere
in § 49 Abs. 1 EStG formulierte Tatbestandsmerkmale erwei-
tert, um eine hinreichende Verbindung zum Inland herzustel-
len.74 Eine weitere Besonderheit besteht in der sogenannten
68Vgl. C. Kraft, 2018, § 49 EStG, Rn. 1; Stöber, 2018, § 49 EStG, Rn. 1, 16-
17; Gosch, 2018a, § 49 EStG, Rn. 1; Schaumburg, 2017, Rn. 6.126-6.128;
Brähler, 2014, 6.
69Vgl. Pinkernell, 2014, S. 24.
70Vgl. § 1 Abs. 1 KStG; Benecke, 2018, § 1 KStG, Rn. 2.
71Vgl. C. Kraft, 2018, § 49 EStG, Rn. 1; Benecke, 2018, § 1 KStG, Rn. 2.
72Neben den „Steuerausländern“ des § 2 Nr. 1 KStG sind gem. § 2 Nr.
2 KStG auch bestimmte „sonstige Steuerinländer“ beschränkt körperschaft-
steuerpflichtig; vgl. Mohr, 2018, § 2 KStG, Rn. 2; Rengers, 2018, § 2 KStG,
Rn. 1, 8. Aufgrund der geringen Relevanz für digitale Werbeleistungen wird
im Folgenden auf weitere Ausführungen zu § 2 Nr. 2 KStG verzichtet.
73Vgl. § 2 Nr. 1, § 8 Abs. 1 Satz 1 KStG i. V. m. § 49 EStG.
74Vgl. Schaumburg, 2017, Rz. 6.150-6.151; Loschelder, 2018a, § 49 EStG,
Rn. 11-12; Stöber, 2018, § 49 EStG, Anm. 311-312; Roth, 2018, § 49 EStG,
Anm. 100; Rengers, 2018, § 2 KStG, Rz. 30.
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Bezug nur bei natürlichen Personen
Bezug bei natürlichen und juristischen Personen
Abbildung 1: Systematik inländischer Einkünfte in Deutschland (eigene Abbildung; in Teilen angelehnt an C. Kraft, 2018, §
49 EStG, Rn. 8)
isolierenden Betrachtungsweise des § 49 Abs. 2 EStG, nach
der ausländische Besteuerungsmerkmale ignoriert werden,
soweit inländische Einkünfte bei deren Berücksichtigung
nicht angenommen werden könnten.75
Im Inboundfall erbrachte digitale Werbeleistungen un-
terliegen in Deutschland daher nur der Besteuerung, sofern
sie inländische Einkünfte i. S. d. § 49 EStG darstellen. Da die
Norm jedoch keine eigenen Tatbestände für digitale Werbe-
leistungen enthält, müssen diese Geschäftsmodelle unter die
bestehenden Tatbestände subsumiert werden.76 Aufgrund
der Eigenheiten digitaler Werbeleistungen sind insbesonde-
re die nachfolgend dargestellten Tatbestände des § 49 EStG
relevant:
• Gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte oder stän-
digen Vertreter,
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG (Kapitel 3.2.1)
• Gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte, § 49 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. f EStG
(Kapitel 3.2.2)
75Vgl. § 49 Abs. 2 EStG; Frotscher, 2015, Rn. 190-191; Schreiber, 2017,
S. 484.
76Vgl. Pinkernell, 2014, S. 25-26; Lück, 2018, S. 42-43.
• Sonstige Einkünfte, § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG (Kapitel
3.2.3)77
3.2.1. Gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte oder stän-
digen Vertreter
Für das Vorliegen von inländischen Einkünften aufgrund
einer Betriebsstätte oder eines ständigen Vertreters gem. § 49
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a Alt. 1 und 2 EStG ist zunächst erforder-
lich, dass es sich bei den infrage kommenden Einkünften um
solche aus Gewerbebetrieb gem. § 15 EStG handelt.78 Die-
se Voraussetzungen werden von Unternehmen der digitalen
Wirtschaft in der Regel erfüllt.79 Daneben muss der poten-
ziell Steuerpflichtige im Inland entweder eine Betriebsstätte
unterhalten (Alt. 1) oder einen ständigen Vertreter bestellt
haben (Alt. 2).
77An dieser Stelle sei angemerkt, dass grundsätzlich auch Einkünfte aus
Vermietung und Verpachtung (§ 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG) bei digitalen Wer-
beleistungen relevant sein könnten. Aufgrund der Subsidiarität der Norm
gegenüber § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG i. V. m. der Annahme, bei den
Erbringern digitaler Werbeleistungen handle es sich um im Ausland ansäs-
sige Körperschaften und der Gewerblichkeitsfiktion des § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. f EStG (siehe Kapitel 3.2.2), ist § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG i. d. R. nicht
einschlägig und wird daher im Folgenden nicht weiter betrachtet.
78Vgl. Kaligin, 2018, § 49 EStG, Anm. 703-705; Roth, 2018, § 49 EStG,
Anm. 144.
79Vgl. Lück, 2018, S. 44; Pinkernell, 2014, 27-28.
M. S. Gebhart / Junior Management Science 5(4) (2020) 477-511484
Nach nationalem Recht ist gem. § 12 Satz 1 AO jede feste
Geschäftseinrichtung oder Anlage eine Betriebsstätte, wenn
sie der Tätigkeit des Unternehmens dient. Eine Betriebsstät-
te erfordert damit (1) eine Geschäftseinrichtung80 mit fester
Beziehung zur Erdoberfläche, die von gewisser Dauer ist, (2)
der Tätigkeit des Unternehmens dient (3) und sich nicht nur
vorübergehend in der Verfügungsmacht des Unternehmens
befindet.81 Die Anwesenheit von Personal innerhalb einer Be-
triebsstätte ist nicht erforderlich.82 § 12 Satz 2 Nr. 1 bis 8 AO
liefert eine Auflistung von Tatbeständen, die eine Betriebs-
stätte begründen, welche jedoch nicht abschließend ist.83
Im Rahmen digitaler Werbeleistungen kommen insbeson-
dere folgende Sachverhalte zur Begründung einer Betriebs-
stätte in Betracht:84
• IT-Infrastruktur, insbesondere in Form von Internetser-
vern
• Personal für Supportleistungen
• Webseite des Unternehmens
• Digitale Werbeflächen
Unter einem Internetserver versteht man im allgemei-
nen Sprachgebrauch einen Computer (sog. Host, engl. für
Gastgeber) zur Speicherung von Anwendungsprogrammen
und Daten, der innerhalb eines Netzwerks gegenüber an-
deren Computern (sog. Clients, engl. für Kunden) Leistun-
gen erbringt bzw. Ressourcen zur Verfügung stellt.85 Auch
bei Internetservern muss es sich zunächst um eine feste Ge-
schäftseinrichtung handeln, d. h., einen körperlichen Gegen-
stand, welcher der Tätigkeit des Unternehmens dient. Vir-
tuelle (nicht körperliche) Server kommen daher nicht als
Betriebsstätte in Betracht.86 Bezüglich der erforderten Ver-
fügungsmacht muss zwischen eigenen Servern des potenzi-
ell steuerpflichtigen ausländischen Unternehmens und Ser-
vern von Drittanbietern unterschieden werden.87 Unterhält
das besagte Unternehmen eigene physische Server im Inland,
stehen diese in dessen Verfügungsmacht und begründen da-
80Als Geschäftseinrichtung kann dabei jeder körperliche Gegenstand bzw.
jede Zusammenfassung körperlicher Gegenstände dienen; vgl. BFH-Urteil
vom 03.02.1993 – I R 80-81/91, Tz. 46.
81Vgl. Drüen, 2017a, § 12 AO, Tz. 1-20; Schaumburg, 2017, Rz. 6.166-
6.167; Reimer, 2018a, § 49 EStG, Rz. 89.
82Vgl. BFH-Urteil vom 30.10.1996 – II R 12/92, Tz. 2.
83Vgl. Drüen, 2017a, § 12 AO, Tz. 23.
84Vgl. Pinkernell, 2014, S. 27-39; Lück, 2018, S. 44-54; Hidien, 2018,
§ 49 EStG, Rn. D3245.
85Vgl. Schmidl, 2014, S. 232. In der Informatik beschreibt der Begriff Ser-
ver im Grunde nur die Software, welche mit den Clients kommuniziert. Der
physische Computer, auf dem dieses Programm läuft, wird als Host bezeich-
net; vgl. Tappe, 2011, S. 871. Im Folgenden wird aus Gründen der Konsis-
tenz mit der bestehenden Literatur als Server aber sowohl die Hard- als auch
Softwarekomponente verstanden.
86Vgl. Leisner-Egensperger, 2014, S. 301; Hidien, 2018, § 49 EStG,
Rn. D3281; Thiele & König, 2018, S. 378.
87Vgl. Lück, 2018, S. 46-47; Pinkernell, 2014, S. 30-35; Ehrmann & von
Wallis, 2014, Rn. 130-132.
mit eine Betriebsstätte.88 Werden allerdings Server verwen-
det, die im Eigentum Dritter (sog. Webhosting-Unternehmen
oder auch Internet-Service-Provider) stehen und dem auslän-
dischen Unternehmen nur zur Nutzung überlassen werden,
ist die Verfügungsmacht des ausländischen Unternehmens n.
h. M. nur zu bejahen, sofern es sich um einen dedizierten
Server handelt, auf den das Unternehmen direkten Zugriff
hat.89
Inländisches Personal für Supportleistungen kann eben-
falls eine Betriebsstätte nach § 12 Satz 2 Nr. 2 AO darstellen,
wenn es sich um eine juristisch unselbstständige Zweignie-
derlassung oder Geschäftsstelle des ausländischen Unterneh-
mens handelt.90 Die Webseite eines Unternehmens kann auf-
grund fehlender Körperlichkeit, mangelnder Lokalisierbar-
keit und fehlender Dauerhaftigkeit keine Betriebsstätte be-
gründen.91 Auch digitale Werbeflächen scheiden aufgrund
mangelnder Körperlichkeit als Betriebsstätte aus.92
Neben der Betriebsstätte stellt der ständige Vertreter die
weitere (subsidiäre)93 Anknüpfungsmöglichkeit des § 49
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG dar. Ein ständiger Vertreter gem.
§ 13 AO kann dabei jede natürliche oder juristische Person
sein,94 die „nachhaltig die Geschäfte eines Unternehmens
besorgt und dabei dessen Sachanweisungen unterliegt“95.
Auch bei der Frage nach ständigen Vertretern im Inland
kommen hauptsächlich die oben bereits genannten Sachver-
halte im Rahmen digitaler Werbeleistungen (mit Ausnahme
digitaler Werbeflächen) in Betracht.96 Sowohl eigene Inter-
netserver als auch die Webseite des ausländischen Unterneh-
mens scheiden jedoch als ständige Vertreter aus, da es hier
schon an der Personeneigenschaft fehlt.97 Auch inländische
Webhosting-Unternehmen/Internet-Service-Provider stellen
i. d. R. keine ständigen Vertreter des ausländischen Unter-
nehmens dar, da es regelmäßig an Weisungsgebundenheit
mangelt.98 Ob inländisches Personal (z. B. für Kundensup-
port) des ausländischen Unternehmens, welches nicht bereits
eine Betriebsstätte gem. § 12 AO begründet, als ständiger Ver-
treter gem. § 13 AO in Betracht kommt, ist umstritten. Eine
in der Literatur vertretene Meinung setzt dafür voraus, dass
der Vertreter die Geschäfte des ausländischen Unternehmens
88Vgl. Kahle & Kindich, 2016, Rz. 2.151-2.153; Pinkernell, 2014, S. 30;
Hecht & Lampert, 2009, S. 1129.
89Vgl. Lück, 2018, 46-47; Pinkernell, 2014, S. 30-31; Schaumburg, 2017,
Rz. 6.166; Loschelder, 2018a, § 49 EStG, Rz. 23; Kaligin, 2018, § 49 EStG,
Anm. 737; Hutter & Schmidt, 2000, S. 652-653; Kahle & Kindich, 2016,
Rz. 2.150; Thiele & König, 2018, S. 379; hierzu ausführlich mit Gegenmei-
nungen Hidien, 2018, § 49 EStG, Rn. D3245-D3269.
90Vgl. Lück, 2018, S. 51-52; Pinkernell, 2014, S. 35-37.
91Vgl. Lück, 2018, S. 50; Kaligin, 2018, § 49 EStG, Anm. 732; Roth, 2018,
§ 49 EStG, Anm. 191; Hidien, 2018, § 49 EStG, Rn. D 3283; Ehrmann & von
Wallis, 2014, Rn. 134.
92Vgl. Lück, 2018, S. 53.
93Vgl. Reimer, 2018a, § 49 EStG, Rz. 97; Roth, 2018, § 49 EStG, Anm. 230.
94Vgl. Drüen, 2017b, § 13 AO, Rz. 2.
95Vgl. § 13 Satz 1 AO.
96Vgl. Hidien, 2018, § 49 EStG, Rn. D3318; Pinkernell, 2014, S. 41; Lück,
2018, S. 55.
97Vgl. Hidien, 2018, § 49 EStG, Rn. D3318-D3325; Lück, 2018, S. 55-56.
98Vgl. Hidien, 2018, § 49 EStG, Rn. D3321; Lück, 2018, S. 56-59.
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nach außen im Inland besorgt.99
3.2.2. Gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte
Neben der Anknüpfung an eine Betriebsstätte oder einen
ständigen Vertreter enthält § 49 EStG weitere Sachverhal-
te, die inländische Einkünfte aus Gewerbebetrieb darstellen
und somit zu beschränkter Körperschaftsteuerpflicht führen
können. Von besonderer Bedeutung für digitale Werbeleis-
tungen ist dabei gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG die
Vermietung und Verpachtung100 oder Veräußerung von Rech-
ten, die entweder im Inland belegen sind (Belegenheitstat-
bestand) oder in einer inländischen Betriebsstätte verwer-
tet werden (Verwertungstatbestand) (vgl. Kapitel 2).101 Da-
durch werden auch ohne Anknüpfung an eine Betriebsstätte
bestimmte Direktgeschäfte der nationalen Besteuerung un-
terworfen.102 Der Tatbestand des Buchst. f der Norm ist da-
bei jedoch gegenüber der Begründung inländischer Einkünf-
te auf Grundlage von Buchst. a subsidiär.103 Das Vorliegen
eines Gewerbebetriebs wird für ausländische Kapitalgesell-
schaften fingiert,104 sodass die isolierende Betrachtungswei-
se nicht greift.
Rechte i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG umfassen
insbesondere, aber nicht ausschließlich, schriftstellerische,
künstlerische und gewerbliche Urheberrechte, gewerbliche
Erfahrungen sowie Gerechtigkeiten und Gefälle und somit
den Rechtebegriff des § 21 Abs. 1 Nr. 3 EStG.105 Der Be-
griff ist dabei weit auszulegen, sodass auch weitere Rechte
wie Nutzungsrechte schuldrechtlicher oder dinglicher Art
in Betracht kommen können.106 Zur Beurteilung ist nicht
ausländisches, sondern das deutsche Immaterialgüterrecht
maßgebend.107 Der BGH hat in einem Einzelfall entschieden,
dass auch die Einräumung eines Exklusivrechts auf Werbung
der Verpachtung eines Rechts gleichgestellt sein kann.108
Bei digitalen Werbeleistungen ist daher eine Abgrenzung
zwischen Nutzungsüberlassung von Rechten und Erbringung
von Dienstleistungen vorzunehmen, da letztere nicht als Nut-
zungseinkünfte gelten.109 Einkünfte im Rahmen von Werk-
99Vgl. Pinkernell, 2014, S. 46-47; Lück, 2018, S. 60-61; Hidien, 2018,
§ 49 EStG, Rn. D3323.
100Eingeführt ab dem 1. Januar 2009; vgl. Naujok, 2018, § 49 EStG,
Anm. 1409-1411.
101Vgl. Pinkernell, 2014, S. 51. Neben bestimmten Rechten umfasst die
Norm auch inländisches unbewegliches Vermögen und Sachbegriffe; vgl.
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 1 EStG. Da diese jedoch für digitale Wer-
beleistungen nicht relevant sind, fokussieren sich die nachfolgenden Aus-
führungen ausschließlich auf Rechte.
102Vgl. Schaumburg, 2017, Rn. 6.213.
103Vgl. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 1 EStG.
104Vgl. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 3 EStG.
105Vgl. Reimer, 2018a, § 49 EStG, Rz. 187; C. Kraft, 2018, § 49 EStG,
Rn. 91; Schaumburg, 2017, Rn. 6.214; Mohr, 2018, § 2 KStG, Rn 168. Dies
gilt im Ergebnis auch ohne den Verweis auf § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG i.V.m.
§ 21 EStG ab dem 1. Januar 2007 fort; vgl. Reimer, 2018a, § 49 EStG,
Rz. 187; Kessler & Wald, 2015, S. 891.
106Vgl. Behnes, Nink & Rohde, 2016, S. 282; Kessler & Wald, 2015, S. 891;
Petersen, 2013, S. 900; Ackermann, 2016, S. 259.
107Vgl. Ackermann, 2016, S. 259; Hecht & Lampert, 2009, S. 1130
108Vgl. BGH-Urteil vom 26.01.1994 – XII ZR 93/92, Tz. 15.
109Vgl. Pinkernell, 2014, S. 55; T. Rupp, Knies, Ott, Faust & Hüll, 2018, S.
171; von Bredow, Scheinbacher & Groß, 2017; Verband der Automobilin-
oder Dienstverträgen fallen daher nicht unter § 49 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. f EStG.110 In Fällen von gemischten Verträgen,
die sowohl Dienstleistungen als auch Rechteüberlassungen
beinhalten, ist eine Aufteilung der Gesamtvergütung vorzu-
nehmen, wenn keine Leistung lediglich eine unselbstständige
Nebenleistung der anderen darstellt.111
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG erfasst seit 1. Januar 2009
sowohl die Vermietung und Verpachtung als auch die Veräu-
ßerung von Rechten, sodass eine Unterscheidung in befris-
tete und unbefristete Nutzungsüberlassung von Rechten an
dieser Stelle keine Relevanz mehr hat.112 In beiden Fällen
können inländische Einkünfte begründet werden.
Der Inlandsbezug wird durch den geforderten Belegen-
heitstatbestand bzw. Verwertungstatbestand konkretisiert.
Ein Recht erfüllt den Belegenheitstatbestand des § 49 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. f Satz 1 EStG, wenn es in ein inländisches öf-
fentliches Buch oder Register eingetragen ist. Als inländische
Register kommen dabei insbesondere das Patent- (§ 30 PatG),
Design- (§ 19 DesignG), Marken- (§ 41 MarkenG) und Ge-
brauchsmusterregister (§ 8 GebrMG) in Betracht.113 Die
Voraussetzung ist nur erfüllt, wenn das Recht auch tatsäch-
lich in einem solchen Register eingetragen ist; eine reine
Eintragungsfähigkeit reicht nicht aus.114 Der Inlandsbezug
ist des Weiteren erfüllt, wenn das Recht innerhalb einer
inländischen Betriebsstätte verwertet wird (Verwertungstat-
bestand).115 Die Beschränkung auf die Verwertung in einer
Betriebsstätte reduziert die Anwendbarkeit auf Nutzungs-
überlassungen von Rechten im Business-to-Business Bereich
(B2B), sodass bei Business-to-Consumer Geschäften (B2C)
keine inländischen Einkünfte vorliegen.116 Unter Verwerten
versteht die Rechtsprechung ein „Nutzen, Benutzen oder Ge-
brauchen von Rechten im Rahmen eigener Tätigkeit durch
eigenes Tätigwerden“117, mit dem Ziel einen finanziellen
Nutzen daraus zu ziehen.118
Mit Hinblick auf die Anwendung der Norm bei digita-
len Werbeleistungen ist es also im Ergebnis entscheidend, ob
(1) die Werbeleistung eine Rechteüberlassung i. S. d. § 49
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG darstellt und das Recht entwe-
dustrie (VDA), 2018, S. 32.
110Vgl. T. Rupp et al., 2018, S. 171; Schlotter & Hruschka, 2018, S. 674
111Vgl. BFH-Urteil vom 28.01.2004 – I R 79/02, Tz. 18; BFH-Urteil vom
19.12.2007 – I R 19/06, Tz. 48; G. Kraft, 2018a, 875; G. Kraft, 2018b, 939-
940.
112Vgl. Roth, 2018, § 49 EStG, Anm. 619-620; Kessler & Wald, 2015, S.
891.
113Vgl. Goebel, Wehling & Gehrmann, 2018, S. 155; Naujok, 2018,
§ 49 EStG, Anm. 1425; Hidien, 2018, § 49 EStG, Rn. E639; § 73a
Abs. 3 EStDV.
114Vgl. Naujok, 2018, § 49 EStG, Anm. 1423.
115Vgl. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 1 EStG. Weiterhin reicht die Verwer-
tung in einer anderen Einrichtung; vgl. Pinkernell, 2014, S. 54. Da dieser
Sonderfall für digitale Werbeleistungen aber i. d. R. nicht relevant ist, wird
er im Folgenden nicht weiter behandelt.
116Vgl. Lück, 2018, S. 73; Goebel et al., 2018, S. 182-183; Kessler & Wald,
2015, S. 892; Pinkernell, 2014, S. 55.
117BFH-Urteil vom 23.05.1973 – I R 163/71, Tz. 17.
118Vgl. Goebel et al., 2018, S. 155; Ackermann, 2016, S. 263; Kess-
ler & Wald, 2015, S. 893; BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S
2300/12/10003:004, Tz. 6.
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Gewerbliche
betriebsstättenlose Einkünfte
gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG
Wird das Recht in einer inländischen Betriebsstätte verwertet?
(Verwertungstatbestand)
Ist das Recht in ein inländisches öffentliches Buch oder Register
eingetragen? (Belegenheitstatbestand)
Werden Rechte i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG durch
Vermietung und Verpachtung oder Veräußerung
zeitlich befristet oder unbefristet übertragen?
Keine gewerblichen
betriebsstättenlosen Einkünfte





Abbildung 2: Kurzdarstellung der Tatbestandsvoraussetzungen für das Vorliegen von gewerblichen betriebsstättenlosen Ein-
künften (eigene Abbildung)
der (2a) den Belegenheitstatbestand oder (2b) den Verwer-
tungstatbestand erfüllt. Dem Belegenheitstatbestand kommt
dabei regelmäßig keine große Rolle zu, da die in Frage kom-
menden Rechte oftmals nicht in einem inländischen Register
eingetragen sind.119 Sehr wohl relevant gestaltet sich dage-
gen der Verwertungstatbestand. Wenn digitale Werbeleistun-
gen den Rechtebegriff erfüllen und diese innerhalb einer in-
ländischen Betriebsstätte des Leistungsschuldners verwertet
werden, liegen auch ohne das Vorhandensein einer Betriebs-
stätte oder eines ständigen Vertreters seitens des Leistungs-
erbringers inländische Einkünfte und damit eine beschränkte
Steuerpflicht des Erbringers digitaler Werbeleistungen vor.
Digitale Werbeleistungen werden oftmals unter Verwen-
dung von Software auf rein elektronischem Wege über das
Internet erbracht. Sowohl Vertragsabschluss als auch Ver-
trieb der Leistungen erfolgen digital. Des Weiteren wird ins-
besondere bei personalisierter Werbung oftmals auf große
Datenbestände des Erbringers der Leistung zurückgegriffen,
die datenbankähnliche Strukturen aufweisen. Es stellt sich
daher weiterhin die Frage, ob diese Tätigkeiten zusätzlich
zur eigentlichen Erbringung von Werbeleistungen eine Über-
lassung von Rechten i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG
darstellen und somit inländische Einkünfte des ausländi-
schen Werbeleistungserbringers begründen können. Der
Begriff Software bezeichnet Computerprogramme120 und
dazugehörige Daten, welche für den Betrieb von Datenver-
arbeitungsanlagen (Systemsoftware) bzw. den Gebrauch sol-
cher Datenverarbeitungsanlagen zur Lösung von Problemen
119Vgl. Pinkernell, 2014, S. 52-53; Lück, 2018, S. 72-73; Maßbaum, 2017,
S. 44.
120Ein Computerprogramm ist dabei „eine Zusammenfassung von in einer
bestimmten Programmiersprache geschriebenen Anweisungen zur Bewälti-
gung bestimmter Aufgaben oder der Lösung bestimmter Probleme“ (Schmidl
(2014, S. 58)) und damit nichts Weiteres als ein von einem Computer um-
gesetzter Algorithmus; Schmidl, 2014, S. 15.
(Anwendersoftware) dienen.121 Datenbanken sind Sammel-
werke von (meist elektronischen) Daten, die in einer ge-
wissen Weise strukturiert sind.122 Sowohl Software als auch
Datenbanken sind urheberrechtlich geschützt.123 Das Urhe-
berrechtgesetz unterscheidet grundsätzlich zwischen dem
Urheberrecht, Verwertungsrecht und Nutzungsrechten, wo-
bei das Urheber- und Verwertungsrecht dem Schöpfer des
Werkes zusteht und nicht übertragbar ist.124 Der Inhaber
des Urheber- und Verwertungsrechts an einer Software oder
Datenbank kann aber die Verwertung des Urheberrechts an
diesen Werken durch das Überlassen von Nutzungsrechten
an Dritte (zeitlich begrenzt)125 übertragen.126
Bei der Verwendung von Software und Datenbanken
im Rahmen digitaler Werbeleistungen ist also entschei-
dend, ob dem Nutzer umfassende urheberrechtlich relevante
Nutzungsrechte eingeräumt werden und zwar unabhängig
von der Form der Überlassung (z. B. via Datenträger oder
über das Internet).127 Darunter fallen nach aktueller An-
sicht der Finanzverwaltung „insbesondere Vervielfältigungs-
121Vgl. Goebel et al., 2018, S. 184-185; Schmidl, 2014, S. 242.
122Vgl. Goebel et al., 2018, S. 185; Schmidl, 2014, S. 67.
123Vgl. §§ 2 Abs. 1, 69a UrhG bei Software; §§ 4 Abs. 2, 87a UrhG bei
Datenbanken; Schulze, 2018, § 2 UrhG, Rn. 126-133; Dreier, 2018, § 4 UrhG,
Rn. 1; Bullinger, 2019, § 2 UrhG, Rn. 47 UrhG; Marquardt, 2019, § 4 UrhG,
Rn. 8-11 UrhG; Goebel et al., 2018, S. 185; Kessler & Wald, 2015, S. 891;
Ackermann, 2016, S. 259; Pinkernell, 2018, S. 140-141.
124Vgl. § 7 UrhG bei Urheberrechten, §§ 15 ff. UrhG bei Verwertungsrech-
ten; § 29 Abs. 1 UrhG zur Übertragbarkeit; Hecht & Lampert, 2009, S. 1127-
1128; Ackermann, 2016, S. 259.
125Bei urheberrechtlich geschützten Werken ist eine vollständige Übertra-
gung ausgeschlossen; vgl. § 29 Abs. 1 UrhG; BFH-Urteil vom 01.12.1982 – I B
11/82, Tz. 18; BMF-Schreiben vom 25.11.2010 – IV C 3 - S 2303/09/10002
2010/0861549, Tz. 23; Holthaus, 2015, S. 28; Holthaus, 2017, S. 732.
126Vgl. §§ 29 Abs. 2, 31 ff. UrhG; Wandtke & Grunert, 2019, vor § 31 ff. Ur-
hG, Rn. 24; Hecht & Lampert, 2009, S. 1127-1128.
127Vgl. BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004,
Tz. 3; Loschelder, 2018a, § 49 EStG, Rn. 56; Lück, 2018, S. 73-78; Goebel et
al., 2018, S. 186-189; Pinkernell, 2018, S. 140. In der Vergangenheit wurde
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, Bearbeitungs-, Verbreitungs- oder Veröffentlichungsrech-
te“128. So stellt z. B. die Gestattung der Fortentwicklung und
des Vertriebs einer Software eine Einräumung von Nutzungs-
rechten dar.129 Steht hingegen nur der bestimmungsgemä-
ße Gebrauch einer Software im Vordergrund, liegt keine
Überlassung von Nutzungsrechten vor. Die Installation und
gegebenenfalls kurzfristige Speicherung von Software im
Arbeitsspeicher durch den Nutzer sowie der Ablauf von Pro-
grammen gelten als bestimmungsgemäßer Gebrauch.130 Bei
Datenbanken ist die Datenbank als solche von der Software
zur Darstellung der Datenbank abzugrenzen, da für Letztere
die obigen Ausführungen gelten.131 Auch hier ist bei bestim-
mungsgemäßem Gebrauch (z. B. bloße „Zugriffs-, Lese- und
Druckfunktionen“)132 nicht von einer Nutzungsüberlassung
auszugehen. Vereinzelte Meinungen in der Literatur zweifeln
die Rechtmäßigkeit dieser von der Finanzverwaltung vertre-
tenen Ansichten zu Software und Datenbanken an, sodass für
Rechtssicherheit eine Klarstellung durch die Rechtsprechung
erforderlich sein dürfte.133
3.2.3. Sonstige Einkünfte
Weiterhin stellt die lückenschließende Auffangvorschrift134
des § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG einen weiteren möglichen Anknüp-
fungspunkt für inländische Einkünfte aus digitalen Werbe-
leistungen dar. Dabei ist zu beachten, dass die Regelung gem.
§ 49 Abs. 1 Nr. 9 2. HS EStG gegenüber allen anderen inlän-
dischen Einkünften des § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 8 EStG subsidiär
ist.
Die Vorschrift erfasst u. a. bestimmte Einkünfte i. S. d.
§ 22 Nr. 3 EStG aus „der Überlassung der Nutzung oder des
Rechts auf Nutzung von gewerblichen, technischen, wissen-
schaftlichen und ähnlichen Erfahrungen, Kenntnissen und
Fertigkeiten, zum Beispiel Plänen, Mustern und Verfahren,
[...] die im Inland genutzt werden oder worden sind“135,
welche sich unter dem Sammelbegriff Know-how (oder un-
geschütztes Wissen) zusammenfassen lassen.136 Know-how
ist dabei „Spezialwissen als Ergebnis erfinderischer Tätigkeit,
hierfür, basierend auf einer Verfügung der Oberfinanzdirektion OFD Mün-
chen, sowohl in Teilen der Literatur als auch in der Praxis der Finanzbehör-
den auf die zusätzliche Unterscheidung von Software in Standard- und Indi-
vidualsoftware zurückgegriffen und im Ergebnis eine Überlassung von Nut-
zungsrechten nur bei Individualsoftware angenommen; vgl. OFD München-
Verfügung vom 28.05.1998 – S 2303 - 34/11 St 41/42; G. Kraft, 2018b,
S. 938-939; Goebel et al., 2018, S. 183. Diese Ansicht gilt inzwischen als
überholt; vgl. Schewe, 2018, S. 102.
128BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004, Tz.
3.
129Vgl. G. Kraft, 2018b, S. 939.
130Vgl. BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004,
Tz. 4; Behnes et al., 2016, 282.
131Vgl. BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004,
Tz. 33; Kessler & Wald, 2015, S. 892.
132Vgl. BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004,
Tz. 35.
133Vgl. Pinkernell, 2018, 141; Maßbaum & Imhof, 2018, S. 11-12. Der An-
sicht der Finanzverwaltung kritisch gegenüberstehend z. B. Holthaus (2017,
S. 730).
134Vgl. Heß, 2018, § 49 EStG, Anm. 2041; Gosch, 2018a, § 49 EStG, Rn. 94.
135§ 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG.
136Auch wenn der Begriff nicht explizit im Gesetzestext genannt ist, ori-
aber auch [...] Erfahrungswissen, dessen Wert darin besteht,
einem Dritten, dem es vermittelt wird, Zeit und Kosten zu
ersparen“137. Wird das Erfahrungswissen nur vom „Vermitt-
ler“ selbst angewendet und nicht tatsächlich vermittelt, liegt
nach Rechtsprechung des BFH keine Vermittlung von Know-
how vor.138 Gesetzlich geschütztes Know-how fällt nicht un-
ter den Anwendungsbereich des § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG.139 Die
Norm erfasst n. h. M. sowohl befristete als auch unbefristete
Überlassung, nicht aber die Veräußerung von Know-how.140
Um den Inlandsbezug herzustellen, muss gem. § 49 Abs. 1
Nr. 9 EStG das überlassene Know-how auch tatsächlich im
Inland genutzt werden, ohne Unterscheidung, ob es sich da-
bei um B2B- oder B2C-Geschäfte handelt.141
Für digitale Werbeleistungen bedeutet dies, dass ne-
ben einer Rechteüberlassung i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. f EStG auch die Überlassung von Know-how zu
prüfen ist. § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG ist dabei insbesondere
von Bedeutung, wenn eine Rechteüberlassung andernfalls
ausscheiden würde.
3.3. Steuererhebung bei beschränkter Steuerpflicht
Bei beschränkt Steuerpflichtigen gestaltet sich die Er-
hebung der Körperschaftsteuer oftmals schwierig. Grund
hierfür ist, dass sich beschränkt Steuerpflichtige regelmä-
ßig nicht im Inland aufhalten und über keine Vermögens-
gegenstände im Inland verfügen, was eine Durchsetzung
von Besteuerungsansprüchen seitens des deutschen Fiskus
erschwert.142 Dies gilt insbesondere für beschränkt steu-
erpflichtige Erbringer digitaler Werbeleistungen, sofern sie
über keine Betriebsstätte im Inland verfügen. Um bestehen-
de Besteuerungsansprüche dennoch unilateral durchsetzen
zu können, erfolgt die Erhebung der Körperschaftsteuer für
bestimmte Einkünfte im Rahmen eines Steuerabzugs an der
Quelle, d. h., der Vergütungsschuldner hat die Steuer des aus-
ländischen Steuerschuldners (beschränkt Steuerpflichtiger,
Vergütungsgläubiger) einzubehalten und an die deutschen
Steuerbehörden abzuführen.143 Im Folgenden erfolgt eine
entiert sich die Aufzählung an der Definition von Know-how des BFH; vgl.
BFH-Urteil vom 16.12.1970 – I R 44/67; Reimer, 2018a, § 49 EStG, Rz. 311.
So auch im Gesetzesentwurf 1974; vgl. Bundestag-Drucksache 07/1509 vom
09.01.1974: Entwurf eines Zweiten Steueränderungsgesetzes 1973 (BT-Drs.
07/1509 vom 09.01.1974); Heß, 2018, § 49 EStG, Anm. 2050.
137BFH-Urteil vom 13.11.2002 – I R 90/01, Tz. 8.
138Vgl. BFH-Urteil vom 16.12.1970 – I R 44/67, Tz. 26.
139Vgl. BFH-Urteil vom 20.07.1988 – I R 174/85, Tz. 18; Loschelder,
2018a, § 49 EStG, Rn. 125; T. Rupp et al., 2018, S. 171; Petersen, 2013,
S. 896.
140Vgl. Reimer, 2018a, § 49 EStG, Rz. 311; Gosch, 2018a, § 49 EStG,
Rn. 94; Klein, 2018, § 49 EStG, Anm. 1111; Schaumburg, 2017, Rn. 6.263;
FG München-Urteil vom 14.05.2018 – 7 K 1440/17, Tz. 17. Noch nicht
höchstrichterlich entschieden vgl. BFH-Verfahren vom 20.11.2018 – I R
18/18.
141Vgl. Lück, 2018, S. 79; Pinkernell, 2014, 59.
142Vgl. Goebel et al., 2018, S. 153; Frotscher, 2015, Rn. 203; Gosch, 2018b,
§ 50a EStG; Rn. 1.
143Vgl. Goebel et al., 2018, S. 153. Häufig wird in diesem Zusammenhang
auch von einer sog. „Quellensteuer“ gesprochen. Dieser abkommensrechtli-
che Begriff bezeichnete ursprünglich nur die Zuweisung des Besteuerungs-
rechts an den Quellenstaat, wird inzwischen aber synonym für den Begriff
des Steuerabzugs verwendet; vgl. Goebel et al., 2018, 4.
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Darstellung der Steuererhebung bei beschränkter Steuer-
pflicht mit Fokus auf digitale Werbeleistungen.
3.3.1. Im Rahmen des Steuerabzugs
§ 50a EStG enthält die Tatbestände, bei denen die Erhe-
bung der Körperschaftsteuer beschränkt Steuerpflichtiger im
Rahmen des Steuerabzugs erfolgt.144 Für digitale Werbeleis-
tungen ist dabei insbesondere § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG re-
levant, nach dem Einkünfte aus der befristeten Überlassung
von Rechten und Know-how (§ 49 Abs. 1 Nr. 2, 9 EStG) dem
Steuerabzug unterliegen (für eine Kurzdarstellung vgl. Kapi-
tel 3).
Voraussetzung für einen Steuerabzug gem. § 50a EStG ist
grundsätzlich zunächst das Vorliegen inländischer Einkünf-
te nach § 49 EStG.145 Für § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG bedeu-
tet dies, dass es sich bei einer Überlassung von Rechten ent-
weder um gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte oder
ständigen Vertreter (§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG) bzw.
gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte (§ 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. f EStG) oder im Falle der Überlassung von Know-
how um sonstige Einkünfte (§ 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG) handeln
muss.146
Jedoch unterliegen nicht alle von §§ 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a, f, Nr. 9 EStG erfassten Überlassungen von Rechten
und Know-how dem Steuerabzug. § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG
umfasst nach dem Gesetzeswortlaut insbesondere aber nicht
ausschließlich Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte (die
in § 73a Abs. 2, 3 EStDV näher konkretisiert werden) und
Know-how (i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG). Urheberrech-
te sind dabei gem. § 73a Abs. 2 EStDV durch das UrhG
geschützte Rechte. Gewerbliche Schutzrechte sind Rech-
te, welche durch das Design- (DesignG), Patent- (PatG),
Gebrauchsmuster- (GebrMG) oder Markengesetz (MarkenG)
geschützt sind.147 Inwieweit von der nicht abschließenden
Aufzählung des § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG auch weitere Rech-
te erfasst werden, die zwar keine Ausformung in einem
Schutzgesetz finden, aber mit Urheberrechten bzw. gewerbli-
chen Schutzrechten vergleichbar sind, ist bislang noch nicht
höchstrichterlich entschieden.148
Vor dem 01.01.2007 und seit dem 01.01.2009 muss es
sich zudem um eine befristete Nutzungsüberlassung von
Rechten oder Know-how handeln, da die zwischenzeitliche
Erweiterung um sämtliche Überlassungen inklusive der Ver-
äußerung von Rechten und Know-how weggefallen ist.149
Daher ist die zeitlich befristete von der unbefristeten Rechte-
überlassung (auch Rechtekauf oder endgültige Übertragung
144Vgl. §§ 8, 31, 32 KStG; Helm, 2018, § 32 KStG, Rn. 9; Loschelder, 2018b,
§ 50a EStG, Rn. 6; Maßbaum, 2018, § 50a EStG, Anm. 6. § 50a EStG wird
weiterhin durch §§ 73a - 73g EStDV ergänzt.
145Vgl. Gosch, 2018b, § 50a EStG; Rn. 6; Loschelder, 2018b, § 50a EStG;
Rn. 1.
146Vgl. Goebel et al., 2018, S. 161; Rick, Gunsenheimer, Schneider & Kre-
mer, 2017, Rn. 2694.
147Vgl. § 73a Abs. 3 EStDV.
148Vgl. Schlotter & Hruschka, 2018, S. 680-681; Diffring & Saft, 2019, S.
389.
149Vgl. BFH-Urteil vom 16.05.2001 – I R 64/99, Tz. 18; Holthaus, 2015, S.
27-28; Holthaus & Volkmann, 2015, S. 554.
von Rechten) zu unterscheiden. Die Abgrenzung gestaltet
sich aufgrund fehlender gesetzlicher Definition regelmäßig
schwierig, sodass nur auf folgende in der Rechtsprechung
entwickelte Kriterien für die Abgrenzung zurückgegriffen
werden kann: Dauer und Exklusivität der Rechteüberlas-
sung, Kündigungsmöglichkeiten und Rückgabeverpflichtung
sowie Ausgestaltung von Verfügungsrechten.150 Von einer
zeitlich befristeten Rechteüberlassung ist daher auszugehen,
wenn das Nutzungsrecht nicht endgültig bei dem durch den
Vertrag Berechtigten verbleibt, der Rückfall des Rechts nicht
durch Gesetz oder Vertrag ausgeschlossen ist oder eine voll-
ständige Übertragung von vornherein nicht zulässig ist (z.
B. der Fall bei urheberrechtlich geschützten Rechten).151
Eine zeitlich unbegrenzte Überlassung von Rechten liegt
hingegen vor, wenn das Nutzungsrecht endgültig bei dem
durch den Vertrag Berechtigten verbleibt oder ein Rückfall
des Rechts durch Gesetz oder Vertrag ausgeschlossen ist.152
Durch Rechtsprechung des BFH steht die verbrauchende
Rechteüberlassung dem Verkauf von Rechten gleich.153 Eine
Rechteüberlassung ist dann verbrauchend, wenn das wirt-
schaftliche Eigentum des Rechts durch die Nutzungsüberlas-
sung endgültig an den durch den Vertrag Berechtigten über-
geht und sich das Recht somit während der eingeräumten
Nutzung vollständig verbraucht.154 Bei Rechteüberlassun-
gen im Rahmen der Erbringung digitaler Werbeleistungen
unterliegen im Ergebnis also nur solche dem Steuerabzug
nach § 50a EStG, welche zeitlich befristet sind.
Sind die Voraussetzungen für einen Steuerabzug nach
§ 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG erfüllt, beträgt der Steuersatz für den
beschränkt Steuerpflichtigen gem. § 50a Abs. 2 Satz 1 EStG
15 % der gesamten Einnahmen ohne Abzug von Betriebsaus-
gaben zuzüglich Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 % (§§ 2
Nr. 3 i. V. m. 3 Abs. 1 Nr. 6, 4 Satz 1 SolZG). Dadurch er-
gibt sich eine Gesamtsteuerbelastung von 15,82 %. Bei Vor-
liegen einer Nettovereinbarung, durch die sich der Vergü-
tungsschuldner (derjenige, der die digitale Werbeleistung in
Anspruch nimmt) zur Übernahme der Steuer verpflichtet, ist
die übernommene Steuer auch Teil der Bemessungsgrundla-
ge, was zu einem Gesamtsteuersatz von 18,79 % für den Ver-
gütungsschuldner führt.155 Diese Bruttobesteuerung durch-
bricht das objektive Nettoprinzip, nach dem nur Nettoein-
künfte besteuert werden dürfen.156 Der EuGH hat jedoch
entschieden, dass diese Bruttobesteuerung EU-rechtswidrig
ist, was zur Folge hat, dass seit dem 01.01.2009 Betriebs-
ausgaben, welche in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusam-
menhang zu den Einnahmen stehen, abzugsfähig sind, so-
fern sie in nachprüfbarer Form nachgewiesen werden und
150Vgl. Goebel et al., 2018, S. 178-179.
151Vgl. BMF-Schreiben vom 25.11.2010 – IV C 3 - S 2303/09/10002
2010/0861549, Tz. 23; BFH-Urteil vom 27.07.1988 – I R 87/85, Tz. 13.
152Vgl. Goebel et al., 2018, S. 179-180.
153Vgl. BFH-Urteil vom 16.05.2001 – I R 64/99, Tz. 19; BMF-Schreiben
vom 25.11.2010 – IV C 3 - S 2303/09/10002 2010/0861549, Tz. 24.
154Vgl. BMF-Schreiben vom 25.11.2010 – IV C 3 - S 2303/09/10002
2010/0861549, Tz. 24; BFH-Urteil vom 16.05.2001 – I R 64/99, Tz. 18-19.
155Vgl. Maßbaum, 2018, § 50a EStG, Anm. 10; Bundeszentralamt für Steu-
ern, 2015.
156Vgl. Frotscher, 2015, Rn. 209.
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Werden Rechte bzw.
Know-how überlassen?
Führt die Überlassung dieser Rechte bzw.
Know-how beim Vergütungsgläubiger
zu folgenden inländischen Einkünften?
• Gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte
oder ständigen Vertreter
(§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG) ODER
• Gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte
(§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG) ODER
• Sonstige Einkünfte
(§ 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG)
Finden die überlassenen Rechte
bzw. Know-how Ausformung in einem Schutzgesetz?
Ist die Überlassung von Rechten
bzw. Know-how zeitlich befristet?
Liegt eine Freistellungsbescheinigung
gem. § 50d Abs. 2 EStG vor?
Steuerabzug
gem. § 50a Abs. 1
Nr. 3 EStG
Kein Steuerabzug













Abbildung 3: Kurzdarstellung der Tatbestandsvoraussetzungen für die Steuererhebung im Rahmen des Steuerabzugs gemäß
§ 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG (eigene Abbildung; in Teilen angelehnt an Goebel et al. (2018, 156))
der beschränkt Steuerpflichtige in einem Mitgliedsstaat der
EU oder des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) ansässig
ist.157 Auch wenn dies nach dem Gesetzeswortlaut wiederum
nicht bei Rechteüberlassungen gem. § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG
gilt,158 hat der BFH die Regelung im Rahmen einer normer-
haltenden Interpretation auch auf diese ausgeweitet.159 Die
Körperschaftsteuer gilt gem. § 32 Abs. 1 KStG grundsätzlich
als durch den Steuerabzug abgegolten, sofern nicht die Aus-
nahmen des § 32 Abs. 1, 2 KStG greifen. Hier ist vor allem
§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KStG hervorzuheben, nach dem keine Ab-
geltungswirkung eintritt, wenn die Einkünfte innerhalb eines
inländischen Betriebs, also im Falle digitaler Werbeleistungen
innerhalb einer Betriebsstätte anfallen.160
157Vgl. EuGH-Urteil vom 03.10.2006 – C-290/04; §§ 50a Abs. 3 Sätze 1-
3 EStG i. V. m. 32 Abs. 4 KStG; Brähler, 2014, S. 83-84.
158Vgl. § 50a Abs. 1 Satz 1 1. HS EStG.
159Vgl. BFH-Urteil vom 27.07.2011 – I R 32/10; BFH-Urteil vom
25.04.2012 – I R 76/10; BMF-Schreiben vom 17.06.2014 – IV C 3-S
2303/10/10002:001; Frotscher, 2015, S. 212.
160Vgl. Helm, 2018, § 32 KStG, Rn. 94-99.
Der Steuerabzug ist vom Vergütungsschuldner (derjeni-
ge, der die digitale Werbeleistung in Anspruch nimmt) für
den Vergütungsgläubiger (der beschränkt steuerpflichtige
Erbringer digitaler Werbeleistungen) vorzunehmen und an
das Finanzamt abzuführen (§ 50a Abs. 5 Sätze 2, 3 EStG).
Der Vergütungsschuldner haftet dabei gem. § 50a Abs. 5
Satz 5 EStG für die Abführung der Steuer.161 Bestehen Zwei-
fel an der Pflicht zum Steuerabzug, ist dieser dennoch vorzu-
nehmen, es sei denn, der beschränkt Steuerpflichtige weist
Gegenteiliges nach (§ 73e Satz 6 EStDV).162 Der Steuerabzug
ist zunächst grundsätzlich durchzuführen, auch wenn auf-
grund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder innerhalb
der EU aufgrund der Zins- und Lizenzrichtlinie (ZiLiRL) das
deutsche Besteuerungsrecht beschränkt oder vollständig auf-
gegeben wird.163 Dabei handelt es sich um einen sogenann-
161Vgl. C. Kraft & Weigert, 2018, § 50a EStG, Rn. 68-71; Reimer, 2018b,
§ 50a EStG, Rz. 118-120.
162Vgl. Schaumburg, 2017, S. 6.301; Boochs, 2018a, § 50a EStG, Anm. 324.
163Vgl. § 50d Abs. 1 Satz 1 EStG. Für die deutsche Umsetzung der ZiLiRL
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ten „treaty and directive overriding“.164 In einem zweiten
Schritt kann der beschränkt Steuerpflichtige etwaige Erstat-
tungsansprüche für ohne Rechtsgrund abgeführte Steuern im
Rahmen des Erstattungsverfahrens geltend machen (§ 50d
Abs. 1 Satz 2 EStG).165 Nur bei Vorliegen einer sogenannten
Freistellungsbescheinigung gem. § 50d Abs. 2 EStG kann die
Höhe des Steuerabzugs reduziert erfolgen bzw. ganz unter-
bleiben.166
3.3.2. Im Rahmen der Veranlagung
Alle beschränkt steuerpflichtigen Einkünfte, bei der die
Körperschaftsteuer nicht bereits im Rahmen des Steuerab-
zugs abgegolten ist, sind zu veranlagen.167 Hierfür wird gem.
§ 31 Abs. 1 Satz 1 KStG auf die Regelungen des EStG ver-
wiesen168 und somit gelten im Grundsatz für die Veranla-
gung beschränkt Steuerpflichtiger dieselben Bestimmungen
wie bei der unbeschränkten Steuerpflicht.169 Besonderhei-
ten ergeben sich dabei gem. § 50 EStG. So sind insbesonde-
re Betriebsausgaben nur abzugsfähig, soweit sie einen wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit den inländischen Einkünf-
ten aufweisen.170 Da eine umfassende Darstellung des Veran-
lagungsverfahrens den Rahmen dieser Arbeit sprengen wür-
de, wird an dieser Stelle für weitere Besonderheiten auf die
Literatur verwiesen.171
4. Zwischenstaatliche Verteilung der Besteuerungsrechte
an digitalen Werbeleistungen
In Fällen, in denen digitale Werbeleistungen, die von aus-
ländischen Körperschaften in Deutschland erbracht werden,
der beschränkten Steuerpflicht in Deutschland unterliegen,
ist weiterhin zu prüfen, ob ein Doppelbesteuerungsabkom-
men (DBA) zwischen Deutschland und dem Ansässigkeits-
staat des beschränkt Steuerpflichtigen besteht. Dieses könnte
die deutschen Besteuerungsrechte einschränken, da es den
nationalen Gesetzen gem. § 2 Abs. 1 AO vorgeht. Im Folgen-
den werden daher zunächst die für digitale Werbeleistungen
relevanten Verteilungsnormen des Musterabkommens der
OECD (OECD-MA) vorgestellt, an dem sich viele deutsche
vgl. § 50g EStG.
164Vgl. Gosch, 2018c, § 50d EStG, Rn. 1; Loschelder, 2018c, § 50d EStG,
Rn. 6; kritisch hierzu Gebhardt, 2018, § 50d EStG, Rn. 32.
165Hierzu ausführlich Boochs, 2018b, § 50d EStG, Anm. 102-127; Klein &
Hagena, 2018, § 50d EStG, Anm. 15-25.
166Für eine tiefergehende Betrachtung des sogenannten Freistellungsver-
fahrens sowie des im Rahmen dieser Arbeit aufgrund geringer Relevanz nicht
betrachteten Kontrollmeldeverfahrens, des Steuererlasses bzw. der Pausch-
besteuerung sei an dieser Stelle auf die einschlägige Literatur verwiesen.
Siehe z. B. Boochs, 2018a, § 50d EStG, Anm. 102-186; Schaumburg, 2017,
S. 6.306-6.311; Frotscher, 2015, Rn. 2016-220; Wagner, 2018, § 50d EStG,
Rz. 50-63.
167Vgl. §§ 31, 32 Abs. 1 KStG.
168Vgl. Oellerich, 2018, § 31 KStG, Rn. 1; Nitzschke, 2018, § 31 KStG, Rn. 1.
169Vgl. Schaumburg, 2017, Rn. 6.270.
170Vgl. § 50 Abs. 1 Satz 1 EStG.
171Für weitere Besonderheiten bei beschränkter Steuerpflicht siehe z. B.
Herkenroth & Striegel, 2018, § 50 EStG; Boochs, 2018c, § 50 EStG; Reimer,
2018c, § 50 EStG; Rick et al., 2017, Rn. 6.270-6.280.
DBA orientieren (Kapitel 4.1).172 Im Anschluss daran erfolgt
eine Einordnung der inländischen Einkünfte nach deutschem
Steuerrecht in die Verteilungsnormen des OECD-MA (Kapi-
tel 4.2). Da DBA nur bestehende Steuerrechte verteilen,
aber keine neuen Besteuerungsrechte begründen können,
beschränken sich die Ausführungen auf die Einordnung der
bereits beschriebenen potenziellen inländischen Einkünfte
aus digitalen Werbeleistungen.
4.1. Verteilungsnormen des OECD-Musterabkommens
Wie schon bei der beschränkten Steuerpflicht nach na-
tionalem Recht enthält auch das OECD-MA keine eigenstän-
digen Regelungen für Einkünfte aus digitalen Werbeleistun-
gen.173 Diese müssen daher den bestehenden Verteilungs-
normen zugeordnet werden. Aufgrund der gewerblichen
Prägung und immateriellen Natur digitaler Werbeleistun-
gen kommen insbesondere folgende Verteilungsnormen in
Betracht:
• Unternehmensgewinne, Art. 7 OECD-MA (Kapitel
4.1.1)
• Lizenzgebühren, Art. 12 OECD-MA (Kapitel 4.1.2)
• Veräußerungsgewinne, Art. 13 OECD-MA (Kapitel
4.1.3)
4.1.1. Unternehmensgewinne
Die Verteilung der Besteuerungsrechte bei Unterneh-
mensgewinnen wird in Art. 7 OECD-MA geregelt, sofern
die Unternehmensgewinne nicht unter die spezielleren Vor-
schriften anderer Artikel des Musterabkommens fallen.174
Grundsätzlich weist das OECD-MA das alleinige Besteue-
rungsrecht an Unternehmensgewinnen des Steuerpflichtigen
dem Ansässigkeitsstaat zu, es sei denn, der Steuerpflichti-
ge verfügt über eine Betriebsstätte im Quellenstaat.175 Bei
Vorliegen einer Betriebsstätte im Quellenstaat erhält die-
ser das Besteuerungsrecht an den durch die Betriebsstätte
erwirtschafteten Unternehmensgewinnen.176 In Bezug auf
Deutschland als Quellenstaat bedeutet dies, dass in Deutsch-
land nur Besteuerungsrechte an beschränkt steuerpflichtigen
Einkünften aus digitalen Werbeleistungen verbleiben, wel-
che als Unternehmensgewinne klassifiziert werden, sofern
172Vgl. Kahle & Kindich, 2016, Rz. 2.78; für das OECD-MA siehe OECD,
2017, 25-51.
173Zu diesem Ergebnis kommt auch Pinkernell (2014, S. 68) in Bezug auf
Geschäftstätigkeiten des E-Commerce im Allgemeinen.
174Vgl. Art. 7 Abs. 4 OECD-MA; OECD, 2017, Art. 7 OECD-MA, Rn. 1, 71-
77.
175Vgl. Art. 7 Abs. 1 Satz 1 OECD-MA; OECD, 2017, Art. 7 OECD-MA, Rn.
10; Strunk & Kaminski, 2018, Art. 7 OECD-MA, Rz. 3.
176Vgl. Art. 7 Abs. 1 Satz 2 OECD-MA; OECD, 2017, Art. 7 OECD-MA, Rn.
12. Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. Abs. 2 bestimmt sich der der Betriebsstät-
te zurechenbare Gewinn nach dem Fremdvergleichsgrundsatz. Auch wenn
diese Gewinnzuteilung ebenfalls bei digitalen Werbeleistungen relevant ist,
wird auf eine tiefergehende Darstellung im Folgenden verzichtet und z. B.
auf die Ausführungen von OECD (2017, Art. 7 OECD-MA, Rn. 15-43) ver-
wiesen.
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sie im Rahmen einer im Inland belegenen Betriebsstätte er-
wirtschaftet werden.
Der Begriff der Betriebsstätte wird hierfür in Art. 5 OECD-
MA definiert, was einen Rückgriff auf nationales Recht zur
Begriffsdefinition ausschließt.177 Die abkommensrechtliche
Definition einer Betriebsstätte als „feste Geschäftseinrich-
tung, durch die die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird“178, ähnelt stark dem
nationalen Betriebsstättenbegriff (vgl. Kapitel 3.2.1) und
fordert (1) eine Geschäftseinrichtung mit gewisser Festig-
keit und Dauerhaftigkeit, (2) die der Ausübung der Unter-
nehmenstätigkeit dient und (3) über die das Unternehmen
Verfügungsmacht besitzt.179 Art. 5 Abs. 2 OECD-MA enthält
zusätzlich einen Positivkatalog betriebsstättenbegründender
Sachverhalte. Der abkommensrechtliche Betriebsstättenbe-
griff wird allerdings durch den Negativkatalog des Art. 5
Abs. 4 OECD-MA im Vergleich zum deutschen Betriebsstät-
tenbegriff eingeschränkt,180 indem verschiedene Sachverhal-
te nicht betriebsstättenbegründend sind, wie z. B. Tätigkeiten
vorbereitender Art oder Hilfstätigkeiten.
Zusätzlich kann ein abhängiger Vertreter eine Betriebs-
stätte begründen.181 Dieser ist grundsätzlich mit einem stän-
digen Vertreter nach nationalem Recht (vgl. Kapitel 3.2.1)
vergleichbar, mit dem Unterschied, dass im Abkommensfall
eine Abschlussvollmacht des abhängigen Vertreters voraus-
gesetzt wird.182
4.1.2. Lizenzgebühren
Aufgrund ihres Spezialitätencharakters hat die Klassifika-
tion von Einkünften als Lizenzgebühren gem. Art. 12 OECD-
MA grundsätzlich Vorrang vor der Einordnung als Unterneh-
mensgewinne gem. Art. 7 OECD-MA.183 Das OECD-MA weist
im Rahmen von Lizenzgebühren das alleinige Besteuerungs-
recht grundsätzlich dem Ansässigkeitsstaat des Zahlungs-
empfängers zu.184 Abweichend von diesen Bestimmungen
ist jedoch in einigen deutschen DBA ein Besteuerungsrecht
des Quellenstaates in Form eines Quellensteuerabzugs bei
Lizenzgebühren vereinbart.185
177Vgl. Art. 3 Abs. 2 OECD-MA; hierzu ausführlich Wassermeyer & Kae-
ser, 2018b, Art. 3 OECD-MA, Rz. 71-74; Hruschka, 2013, Art. 5 OECD-MA,
Rz. 32.
178Beck-online, 2017, Art. 5 Abs. 1 OECD-MA. Hierbei handelt es sich um
eine nichtamtliche Übersetzung des Beck Verlags. Der offizielle Gesamttext
in englischer Sprache definiert eine Betriebsstätte als „fixed place of business
through which the business of an enterprise is wholly or partly carried on“;
Art. 5 Abs. 1 OECD-MA. Für Zwecke der Einheitlichkeit der Sprache werden
wörtliche Zitate im Rahmen des OECD-MA im Folgenden dieser nichtamt-
lichen Übersetzung entnommen und in den jeweiligen Fußnoten der eng-
lischsprachige Text wiedergegeben.
179Vgl. OECD, 2017, Art. 5 OECD-MA, Rn. 6; Kahle & Kindich, 2016,
Rz. 2.88.
180Vgl. Geutebrück, 2016, S. 44; Thiele & König, 2018, S. 378.
181Vgl. Art. 5 Abs. 5 OECD-MA.
182Vgl. Mohr, 2018, § 2 KStG, Rn. 142. Für weitere Ausführungen siehe z.
B. OECD, 2017, Art. 5 OECD-MA, Rn. 82-101.
183Vgl. OECD, 2017, Art. 7 OECD-MA, Rn. 73-74.
184Vgl. Art. 12 Abs. 1 OECD-MA.
185Mit Hinblick auf die G20 Staaten hat Deutschland beispielsweise mit fol-
genden Staaten die Möglichkeit zum Quellensteuerabzug in DBA vereinbart:
Unter Lizenzgebühren versteht das OECD-MA „Vergütun-
gen jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf
Benutzung von Urheberrechten an literarischen, künstleri-
schen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich kine-
matographischer Filme, von Patenten, Marken [...], Mustern
oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren
oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden“186. Damit
sind Lizenzgebühren sehr weit gefasst und umfassen alle Ver-
gütungen für die Benutzung von Urheberrechten, gewerb-
lichen Schutzrechten und Erfahrungen (Know-how).187 An-
ders als im deutschen Steuerrecht ist die Aufzählung jedoch
abschließend; ein Rückgriff auf innerstaatliches Recht ist auf-
grund von Art. 3 Abs. 2 OECD-MA für abkommensrechtlich
definierte Begriffe untersagt.188 Weiterhin ist es unerheblich,
ob die bezeichneten Rechte in einem öffentlichen Buch oder
Register eingetragen sind.189
Art. 12 OECD-MA findet nur auf die zeitlich befriste-
te Überlassung von Rechten i. S. d. Norm Anwendung.190
Liegt hingegen eine vollständige Übertragung des Rechts
vor (Rechtekauf), fallen die Einkünfte unter Art. 7 oder
13 OECD-MA.191 Des Weiteren werden Lizenzzahlungen,
die in Verbindung zu einer Betriebsstätte des Lizenzgebers
stehen, nicht Art. 12, sondern Art. 7 OECD-MA (Unterneh-
mensgewinne) zugerechnet.192
In Bezug auf digitale Werbeleistungen kommt insbeson-
dere die zeitlich befristete Überlassung von Werberechten zur
Begründung von Lizenzgebühren in Betracht.
4.1.3. Veräußerungsgewinne
Art. 13 OECD-MA regelt die Veräußerung von Vermögen
Argentinien (15 %), Australien (5 %), China (6-10 %), Indien (10 %), Indo-
nesien (7,5-15 %), Italien (0-5 %), Kanada (0-10 %), Mexiko (10 %), Tür-
kei (10 %); (vgl. Bundeszentralamt für Steuern, 2018). Für einen weiteren
Überblick über deutsche DBA inklusive der vereinbarten Quellensteuersät-
ze sei an dieser Stelle auf die Übersicht des Bundeszentralamt für Steuern
(2018) verwiesen. Die Möglichkeit der Quellenbesteuerung läuft bei Lizenz-
zahlungen zwischen verbundenen Unternehmen in deutschen DBA mit Mit-
gliedsstaaten der EU aber dennoch aufgrund der Zins- und Lizenzrichtlinie
ins Leere, da diese zum Verzicht auf etwaige Besteuerungsrechte des Quel-
lenstaates verpflichtet; vgl. 200349; Bozza-Bodden, 2013, Art. 12 OECD-
MA, Rz. 23.
186Beck-online, 2017, Art. 12 Abs. 2 OECD-MA (nichtamtliche Überset-
zung); englischsprachiger Originaltext: „payments of any kind received as a
consideration for the use of, or the right to use, any copyright of literary, arti-
stic or scientific work including cinematograph films, any patent, trade mark,
design or model, plan, secret formula or process, or for information concer-
ning industrial, commercial or scientific experience“; Art. 12 Abs. 2 OECD-
MA.
187Vgl. Bozza-Bodden, 2013, Art. 12 OECD-MA, Rz. 78; Käbisch & Strunk,
2018, Art. 12 OECD-MA, Rz. 26.
188Vgl. Bozza-Bodden, 2013, Art. 12 OECD-MA, Rz. 79-80. Ein Rückgriff
auf nationales Recht für abkommensrechtlich nicht definierte Begriffe ist
hingegen möglich; vgl. Art. 3 Abs. 2 OECD-MA; Käbisch & Strunk, 2018,
Art. 12 OECD-MA, Rz. 24.
189Vgl. OECD, 2017, Art. 12 OECD-MA, Rn. 8.
190Vgl. OECD, 2017, Art. 12 OECD-MA, Rn. 8.2; Bozza-Bodden, 2013,
Art. 12 OECD-MA, Rz. 83; Wassermeyer & Kaeser, 2018a, Art. 12 OECD-
MA, Rz. 58.
191Vgl. OECD, 2017, Art. 12 OECD-MA, Rn. 8.2; ausführlich hierzu Käbisch
& Strunk, 2018, Art. 12 OECD-MA, Rz. 32-79.1.
192Vgl. Art. 12 Abs. 3 OECD-MA.
M. S. Gebhart / Junior Management Science 5(4) (2020) 477-511492
und findet bei digitalen Werbeleistungen hauptsächlich bei
der vollständigen Übertragung von Rechten i. S. d. Art 12
OECD-MA Anwendung.193 Hierbei ist für die Verteilung der
Besteuerungsrechte grundsätzlich relevant, ob die veräußer-
ten Rechte in Verbindung mit einer Betriebsstätte des Ver-
äußernden (d. h. des Erbringers digitaler Werbeleistungen)
im Quellenstaat stehen.194 Falls dies der Fall ist, wird das
alleinige Besteuerungsrecht an den Veräußerungsgewinnen
dem Quellenstaat zugewiesen.195 Steht die Veräußerung von
Rechten i. S. d. Art. 12 OECD-MA nicht mit einer solchen Be-
triebsstätte in Verbindung, wird das alleinige Besteuerungs-
recht gem. Art. 13 Abs. 5 OECD-MA dem Ansässigkeitsstaat
des Veräußernden (d. h. des Erbringers digitaler Werbeleis-
tungen) zugewiesen.
4.2. Zuordnung beschränkt steuerpflichtiger digitaler Wer-
beleistungen auf Abkommensebene
Die Einordnung inländischer Einkünfte von in Deutsch-
land beschränkt steuerpflichtigen Erbringern digitaler Wer-
beleistungen in die Verteilungsnormen des OECD-MA spielt
insgesamt nur eine stark untergeordnete Rolle. Deutschland
als Quellenstaat gibt unabhängig von der Einordnung als Un-
ternehmensgewinne, Lizenzgebühren oder Veräußerungsge-
winne i. d. R. alle Besteuerungsrechte an Einkünften aus di-
gitalen Werbeleistungen zugunsten des Ansässigkeitsstaates
auf, es sei denn, diese Einkünfte fallen im Rahmen einer in-
ländischen Betriebsstätte an. Mit Hinblick auf die in Kapitel
3 erarbeiteten nationalen Anknüpfungspunkte an gewerbli-
che Einkünfte durch Betriebsstätte oder ständigen Vertreter
(vgl. Kapitel 3.2.1), gewerbliche betriebsstättenlose Einkünf-
te (vgl. Kapitel 3.2.2) und sonstige Einkünfte (vgl. Kapitel
3.2.3) kann Folgendes festgehalten werden:
• Sofern gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte
oder ständigen Vertreter gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a EStG auch die engeren abkommensrecht-
lichen Vorgaben der Begriffe der Betriebsstätte oder
des abhängigen Vertreters erfüllen, sind diese als Un-
ternehmensgewinne einzuordnen. Damit verbleibt das
Besteuerungsrecht an diesen Einkünften in Deutsch-
land (Art. 7 Abs. 1 Satz 2 OECD-MA).
• Bei gewerblichen betriebsstättenlosen Einkünften durch
Vermietung und Verpachtung von Rechten i. S. d. § 49
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG kommt es für die Einord-
nung als Lizenzgebühren darauf an, ob die zeitlich
befristete Rechteüberlassung nach nationalem Recht
auch den Lizenzbegriff des Art. 12 Abs. 2 OECD-MA
erfüllt. Ist dies der Fall, verbleibt in Deutschland als
Quellenstaat allenfalls nur bei gesonderter Vereinba-
rung eines Quellensteuerabzugs im jeweils geltenden
DBA ein Besteuerungsrecht (abweichend von Art. 12
193Vgl. OECD, 2017, Art. 12 OECD-MA, Rn. 8.2; Bozza-Bodden, 2013,
Art. 12 OECD-MA, Rn. 83.
194Vgl. Gradel & Klaeren, 2018, Art. 13 OECD-MA, Rz. 18.
195Vgl. Art. 13 Abs. 2 OECD-MA.
Abs. 1 OECD-MA). Erfüllen die inländischen Einkünf-
te schon den Lizenzbegriff nicht, sind die Einkünfte
als (betriebsstättenlose) Unternehmensgewinne einzu-
ordnen und damit in Deutschland nicht zu besteuern
(Art. 12 Abs. 3 OECD-MA).
• Gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte aus der
Veräußerung von Rechten i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. f EStG unterliegen i. d. R. Art. 7 oder 13 OECD-
MA. Somit gibt Deutschland im Ergebnis alle Besteue-
rungsrechte an diesen (betriebsstättenlosen) Einkünf-
ten auf (Art. 7 Abs. 1, 13 Abs. 5 OECD-MA).
• Für die Überlassung von Know-how i. S. d. § 49 Abs. 1
Nr. 9 EStG (sonstige Einkünfte) gilt dasselbe wie für
gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte.
5. Besteuerung digitaler Werbeleistungen am Beispiel
von Google Ads
Im Folgenden wird die Wirksamkeit der in Kapitel 3 und 4
erarbeiteten steuerlichen Rahmenbedingungen bei der Erfas-
sung von digitalen Werbeleistungen anhand eines konkreten
Beispiels geprüft. Dieser Fokus auf einen Einzelfall ist not-
wendig, da die steuerliche Einordnung digitaler Werbeleis-
tungen immer vom konkreten Geschäftsmodell und der ver-
traglichen Ausgestaltung abhängt. Um trotz der Fokussierung
auf einen Einzelfall die maximale Abdeckung des deutschen
Marktes für digitale Werbeleistungen zu erreichen, soll als
exemplarisches Geschäftsmodell die Erbringung von Such-
maschinenwerbung (engl. search engine advertisement, kurz
SEA) durch das Unternehmen Google dienen. Dies rechtfer-
tigt sich dadurch, dass Suchmaschinenwerbung die umsatz-
stärkste Werbeform digitaler Werbeleistungen darstellt (vgl.
Kapitel 2.1) und Google innerhalb dieses Marktes sowohl als
weltweiter als auch als deutscher Marktführer gilt.196
Im Folgenden wird daher zunächst das Geschäftsmodell
Googles im Zusammenhang mit der Erbringung von Suchma-
schinenwerbung vorgestellt (Kapitel 5.1). Im Anschluss er-
folgt eine steuerrechtliche Würdigung des Sachverhalts, um
festzustellen, ob Deutschland nach aktueller Rechtslage im
Inboundfall ein Besteuerungsrecht an im Inland erbrachten
digitalen Werbeleistungen von Google zusteht (Kapitel 5.2).
5.1. Digitale Werbeleistungen als Geschäftsmodell
Das Geschäftsmodell des US-amerikanischen Unterneh-
mens Google Inc. (im Folgenden Google), welches eine Toch-
tergesellschaft der ebenfalls US-amerikanischen Alphabet
Inc. (im Folgenden Alphabet) ist, basiert im Wesentlichen auf
der Erbringung von digitalen Werbeleistungen im Rahmen
196Auch wenn der tatsächliche Umsatz durch Suchmaschinenwerbung von
Google in Deutschland unbekannt ist, liegt dieser Schluss nahe, da Google
in den Jahren 2009 bis 2019 einen durchschnittlichen Marktanteil von 95 %
am deutschen Suchmaschinenmarkt hatte (vgl. statcounter, 2019) und eine
hohe Korrelation zwischen Marktanteil am Suchmaschinenmarkt und Um-
satz im Bereich Suchmaschinenwerbung zu erwarten ist; so in seiner Argu-
mentation wohl auch Bundeskartellamt, 2018, S. 5.
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der gleichnamigen Google Suchmaschine. Der weltweite Um-
satz von Google betrug im Jahr 2018 ca. 137 Mrd. USD, wo-
von ca. 116 Mrd. USD oder 85 % auf Umsätze aus digitalen
Werbeleistungen entfielen.197 Nach Schätzungen entfallen
davon wiederum ca. 90 bis 95 % auf Suchmaschinenwer-
bung im Rahmen des sogenannten Google Ads Programms
(vormals Google Adwords).198
5.1.1. Suchmaschinenwerbung mit Google Ads
Zentraler Bestandteil und Ausgangspunkt des Werbemo-
dells von Google ist die gleichnamige Suchmaschine. Un-
ter einer (Web-)Suchmaschine wie der Google Suchmaschine
versteht man im Allgemeinen „ein Computersystem, das In-
halte aus dem World Wide Web mittels Crawling erfasst und
über eine Benutzerschnittstelle durchsuchbar macht, wobei
die Ergebnisse in einer nach systemseitig angenommener Re-
levanz geordneten Darstellung aufgeführt werden“199. Die
Google Suchmaschine besteht also aus mehreren Komponen-
ten, wie in Kapitel 4 dargestellt wird.
Der sogenannte Crawler200 durchsucht vereinfacht ge-
sprochen fortlaufend weite Teile des Internets nach Web-
seiten. Diese vom Crawler erfassten Webseiten werden vom
Indexer aufbereitet, mit passenden Schlagworten versehen
und innerhalb einer Datenbank, im sogenannten Index, ab-
gelegt.201 Zudem erfolgt eine Bewertung (Ranking) der im
Index abgelegten Webseiten bezüglich der Qualität des Web-
seiteninhalts in Bezug auf die vergebenen Schlagworte.202
Gibt ein Suchmaschinennutzer einen oder mehrere Suchbe-
griffe in die Suchmaske von Google ein, gleicht der Searcher
die Suchanfrage mit dem aktuellen Datenbestand des Index
ab und gibt die (organischen) Suchergebnisse nach Relevanz
sortiert in der Suchergebnisseite (engl. search engine result
page, kurz SERP) aus, wobei auch das beobachtete Suchver-
halten des Nutzers berücksichtigt wird.203 Eine beispielhafte
Google Suchergebnisseite findet sich im Anhang.
Suchmaschinen wie Google sind Informationsinterme-
diäre, welche die Informationssuche im Internet oftmals
überhaupt erst ermöglichen.204 Ihnen kommt insoweit ge-
wissermaßen eine Gatekeeper-Funktion205 zu, da sie den
Nutzern nicht nur die Informationssuche ermöglichen, son-
dern auch deren Wahrnehmung von Internetinhalten, ins-
besondere durch die Auswahl und Anordnung der Sucher-
gebnisse, beeinflussen können. Dies wird durch das Such-
verhalten der Nutzer weiter verstärkt, die in der Regel nur
die obersten Treffer einer Suche auswerten (sog. Primacy-
197Vgl. Alphabet Inc., 2019, S. 27.
198Vgl. Lammenett, 2017, S. 154.
199Lewandowski, 2013, S. 495.
200Auch Spider oder Robot genannt; vgl. Müller-Terpitz & Knodel, 2017,
Rn. 7; S. Rupp, 2010, S. 26.
201Vgl. Lewandowski, 2015, S. 31-57; Pelzer, Sommeregger & Linnenbrink,
2015, S. 31.
202Vgl. Müller-Terpitz & Knodel, 2017, Rn. 13-15.
203Vgl. Müller-Terpitz & Knodel, 2017, Rn. 7; Lewandowski, 2015, S. 58-
61; Pelzer et al., 2015, S. 32.
204Vgl. Müller-Terpitz & Knodel, 2017, Rn. 1; Paal, 2012, S. 25.
205Vgl. Müller-Terpitz & Knodel, 2017, Rn. 2.
Effekt).206 Insbesondere für Unternehmen, die ihre Produkte
oder Dienstleistungen über das Internet vertreiben, ist es da-
her essenziell, bei Suchanfragen ihrer potenziellen Kunden
in den obersten Suchtreffern zu erscheinen, um von diesen
überhaupt wahrgenommen zu werden. Hier setzt das Ge-
schäftsmodell der Suchmaschinenwerbung durch das Goo-
gle Ads Programm an, indem Google gegen Entgelt bei jeder
Suchanfrage eine begrenzte Anzahl gesondert gekennzeich-
neter „Suchtreffer“ über, unter oder neben den organischen
Suchtreffern der Suchmaschine platziert.207
Im Rahmen von Google Ads werden diese kostenpflich-
tigen „Suchtreffer“ (im Folgenden Anzeigen) an Webseiten-
betreiber (im Folgenden Werbetreibende) für jede einzelne
Suchanfrage versteigert.208 Werbetreibende können dabei im
Vorhinein ihre maximalen Gebote auf von ihnen selbst ge-
wählte Suchbegriffe (Keywords) in der webbasierten Google
Ads Software abgeben.209 Immer wenn diese Suchbegriffe
in die Google Suchmaschine eingegeben werden, findet ei-
ne vollautomatische Auktion210 statt, in der die zur Verfü-
gung stehenden Anzeigenplätze an die bietenden Werbetrei-
benden versteigert werden.211 Eine Besonderheit des Auk-
tionsmechanismus liegt darin, dass nicht nur die maximale
Zahlungsbereitschaft der Bietenden über das Auktionsergeb-
nis entscheidet, sondern Google auch die Qualität der Anzei-
gen in Bezug auf die Relevanz für den Suchmaschinennutzer
nach geheimen Verfahren bewertet (Qualitätsfaktor). Gewin-
ner der jeweiligen Auktion sind die Werbetreibenden, die die
Kombination aus maximaler Zahlungsbereitschaft des Gebots
und Qualitätsfaktor der Anzeige maximieren.212 Die Anzei-
gen der Auktionsgewinner werden dem Suchmaschinennut-
zer dann auf der Suchergebnisseite angezeigt. Eine weitere
Besonderheit des Auktionsmechanismus von Google ist, dass
die Werbetreibenden nur dann für die Anzeigenplätze bezah-
len, wenn der Suchmaschinennutzer auch tatsächlich auf die
Anzeige klickt, d. h., die Werbemaßnahme zum Erfolg führt
und der Suchmaschinennutzer auf die Webseite des Werbe-
treibenden weitergeleitet wird; dies wird auch als Cost-per-
Klick (CPC) Verfahren bezeichnet.213 Im Erfolgsfall bezahlen
die Werbetreibenden weiterhin nicht das eigene Maximalge-
bot, sondern nur das Gebot, welches nötig ist, um den nächst
206Vgl. Rath, 2005, S. 826; für empirische Nachweise vgl. anstatt vieler z.
B. Kim, Thomas, Sankaranarayana, Gedeon & Yoon, 2015.
207Vgl. Lammenett, 2017, S. 135; neben der Möglichkeit der kostenpflichti-
gen Suchmaschinenwerbung verfolgen viele Unternehmen die Strategie, im
Rahmen der Suchmaschinenoptimierung (engl. search engine optimization
kurz SEO) die eigene Webseite so zu optimieren, dass diese von der Google
Suchmaschine als möglichst relevant eingestuft wird und somit unter den
ersten organischen Suchtreffern erscheint.
208Vgl. Pelzer et al., 2015, S. 60.
209Vgl. Pelzer et al., 2015, S. 60.
210Dabei handelt es sich um eine allgemeine Zweit-Preis-Auktion mit ver-
siegelten Geboten, engl. generalized sealed-bid second-price auction. Für
weitere Informationen zu dieser Auktionsform siehe z. B. Varian (2016, S.
365-377).
211Vgl. Pelzer et al., 2015, S. 60.
212Vgl. Pelzer et al., 2015, S. 61-63; Ciomek, 2016, S. 225.
213Vgl. Pelzer et al., 2015, S. 59; Müller-Terpitz & Knodel, 2017, Rn. 72;
Lammenett, 2017, S. 146.









Abbildung 4: Komponenten einer Suchmaschine (eigene Abbildung; in Teilen angelehnt an Risvik und Michelsen (2002, 290))
tiefer platzierten Konkurrenten zu überbieten.214
5.1.2. Europäische Vertriebsstruktur im Rahmen von Google
Ads
Die digitalen Werbeleistungen im Rahmen von Google
Ads werden in Europa von der irischen Tochtergesellschaft
Google Ireland Ltd. (im Folgenden Google Irland) erbracht,
d. h., Vertragspartner der deutschen Werbetreibenden ist
Google Irland (vgl. Kapitel 5).215 Zwar unterhält Google
auch eine Tochtergesellschaft in Deutschland (Google Ger-
many GmbH, im Folgenden Google Deutschland), jedoch
ist diese nicht in die Erbringung digitaler Werbeleistungen
involviert, sondern erbringt als Servicegesellschaft lediglich
Dienstleistungen im Bereich Marketing, Web-Hosting sowie
Forschung und Entwicklung gegenüber der Muttergesell-
schaft und Google Irland.216
5.2. Beschränkte Steuerpflicht der Suchmaschinenwerbung
in Deutschland
Da Google seine Werbeleistungen im europäischen Markt
durch die Tochtergesellschaft Google Irland vertreibt, ist zu
prüfen, inwiefern diese Tochtergesellschaft in Deutschland
steuerpflichtig ist. Google Irland mit Geschäftsleitung und
Sitz in Irland217 unterliegt in Deutschland nicht der unbe-
schränkten Körperschaftsteuerpflicht gem. § 1 Abs. 2 KStG.
Zu prüfen bleibt aber, ob eine beschränkte Körperschaftsteu-
erpflicht gem. § 2 Nr. 1 KStG besteht. Hierfür ist das Vor-
liegen inländischer Einkünfte gem. § 49 EStG erforderlich,
wobei bei digitalen Werbeleistungen insbesondere gewerbli-
che Einkünfte durch Betriebsstätte oder ständigen Vertreter
(Nr. 2 Buchst. a), gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte
(Nr. 2 Buchst. f) oder sonstige Einkünfte (Nr. 9) in Betracht
kommen.
5.2.1. Gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte oder stän-
digen Vertreter
Wie in Kapitel 3.2.1 dargestellt, müssen für inländische
Einkünfte gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG (1) Einkünf-
te aus Gewerbebetrieb vorliegen und (2a) eine Betriebsstätte
oder (2b) ein ständiger Vertreter in Deutschland unterhalten
werden. Die Gewerblichkeit der Einkünfte gem. § 15 EStG
214Vgl. Pelzer et al., 2015, S. 61.
215Vgl. Google Inc., 2019; Pinkernell, 2012, S. 370-371.
216Vgl. Google Germany GmbH, 2019; Pinkernell, 2012, S. 370-371.
217Vgl. Google Ireland Ltd., 2018, S. 15.
könnte im vorliegenden Fall wohl angenommen werden, je-
doch scheitert es am Vorliegen einer Betriebsstätte oder eines
ständigen Vertreters.
Aus Kapitel im Anhang geht zwar hervor, dass die ameri-
kanische Google Inc. eine Tochtergesellschaft in Deutschland
unterhält. Dort sind ca. 1.065 Mitarbeiter beschäftigt.218 Die-
se erbringt auch Supportleistungen gegenüber Google Irland.
Dabei handelt es sich jedoch um eine selbstständige Kapital-
gesellschaft, die keine juristisch unselbstständige Zweignie-
derlassung oder Geschäftsstelle von Google Irland darstellt
und somit keine Betriebsstätte gem. § 12 Satz 2 Nr. 2, 3 EStG
begründet.219 Weiterhin werden in Deutschland auch keine
Internetserver unterhalten, die eine Betriebsstätte für Google
Irland begründen könnten. Google Irland tritt einzig durch
die Unternehmenswebseite mit darauf integrierten Werbeflä-
chen in Deutschland auf. Wie bereits beschrieben, kann diese
jedoch schon allein aufgrund mangelnder Körperlichkeit kei-
ne Betriebsstätte begründen.
Nach aktuellem Kenntnisstand ist kein inländisches
Personal von Google Irland in Deutschland tätig, welches
als ständiger Vertreter gem. § 13 AO anzusehen ist. Wei-
terhin ist aufgrund mangelnder Internetserver im Inland
nicht anzunehmen, dass in Deutschland weisungsgebunde-
ne Webhosting-Unternehmen/Internet-Service-Provider für
Google Irland tätig sind. Somit sind insgesamt keine An-
haltspunkte für das Vorhandensein eines ständigen Vertreters
gem. § 13 AO gegeben.
Im Ergebnis begründen damit digitale Werbeleistun-
gen, die von Google Irland in Deutschland erbracht wer-
den, keine inländischen gewerblichen Einkünfte durch Be-
triebsstätte oder ständigen Vertreter gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a EStG.
5.2.2. Gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte
Ob Google Irland bei der Erbringung von Suchmaschinen-
werbung im Rahmen des Google Ads Programms in Deutsch-
land gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte aus der Ver-
mietung/Verpachtung oder Veräußerung von Rechten i. S.
d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG erzielt, ist in der jüngs-
ten Literatur umstritten. Der Diskussion liegen insbesondere
Vorstöße aus Teilen der Finanzverwaltung zugrunde, die das
Vorliegen solcher inländischer Einkünfte bei Google Irland
als gegeben sehen.220 Aus den Ausführungen zu Kapitel 3.2.2
218Die Mitarbeiterzahl bezieht sich auf den Stichtag 31.12.2017; vgl. Goo-
gle Germany GmbH, 2019.
219So auch Lück, 2018, S. 51.
220Von diesen Vorstößen berichten etwa Schlotter & Hruschka, 2018, S.
711-712; Diffring, 2019; Diffring & Saft, 2019, S. 387; Linn, 2019, S. 419;






Abbildung 5: Europäische Vertriebsstruktur von Google Ads (eigene Abbildung)
geht hervor, dass für das Vorliegen gewerblicher betriebsstät-
tenloser Einkünfte aus der Erbringung von Suchmaschinen-
werbung (1) Rechte i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG
zeitlich befristet oder unbefristet überlassen werden müssen,
welche entweder (2a) den Belegenheits- oder (2b) Verwer-
tungstatbestand erfüllen.
Damit ist in einem ersten Schritt zunächst zu beurtei-
len, ob es sich bei der Erbringung von Suchmaschinenwer-
bung im Rahmen des Google Ads Programms um eine Über-
lassung von Rechten oder um eine bloße Erbringung einer
Dienstleistung handelt, da Letztere keine inländischen Ein-
künfte gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG begründet. Nach
hier vertretener Auffassung ist dabei die eigentliche Platzie-
rung der Werbeanzeige in der SERP (Kapitel 5.2.2) gesondert
von weiteren Teilleistungen zu beurteilen, die im Rahmen
des Google Ads Programms erbracht werden (Kapitel 5.2.2).
Weitere Teilleistungen sind z. B. die Überlassung der inter-
netbasierten Google Ads Software. Dieses Vorgehen recht-
fertigt sich daraus, dass bei gemischten Verträgen steuerlich
unterschiedlich zu bewertende Teilleistungen grundsätzlich
auch unterschiedlich behandelt werden.221 Weiterhin wird
die Ansicht vertreten, dass zur Abgrenzung der Überlassung
von Rechten von der Erbringung von Dienstleistungen auf
die zivilrechtliche Einordnung des zugrundeliegenden Ver-
trages abzustellen ist. Eine steuerspezifisch abweichende Ein-
ordnung lässt sich nicht, wie von Hruschka (2019) vertreten,
aus § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG ableiten222 und ist darüber hin-
aus auch nicht in der Rechtsprechung des BFH erkenntlich223.
In einem zweiten Schritt sind der Belegenheits- und Verwer-
tungstatbestand zu prüfen (Kapitel 5.2.2).
Rechteüberlassung aus der Platzierung von Werbeanzeigen
Von verschiedenen Seiten wird berichtet, dass von der Fi-
Reichl & Wiedmann, 2019, S. 202.
221Vgl. BFH-Urteil vom 28.01.2004 – I R 79/02, Tz. 18; BFH-Urteil vom
19.12.2007 – I R 19/06, Tz. 48.
222Vgl. Diffring & Saft, 2019, S. 390. Für weitere Ausführungen hierzu wird
auf vorstehenden Aufsatz verwiesen.
223Vgl. etwa BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16.
nanzverwaltung in Betriebsprüfungen vermehrt die Ansicht
vertreten wird, die Inanspruchnahme digitaler Werbeleistun-
gen wie Suchmaschinenwerbung im Rahmen von Google Ads
sei nicht als Inanspruchnahme von Dienstleistungen, sondern
als Überlassung von Werberechten anzusehen.224 Dieser Ar-
gumentation liegt wohl ein Urteil des BGH zugrunde, wel-
ches die Einräumung eines Exklusivrechts auf Werbung als
Verpachtung von Rechten klassifiziert.225 Der Ansicht der Be-
triebsprüfung ist jedoch nicht zu folgen. Die Platzierung der
Anzeigen von Werbetreibenden durch Google Irland in der
SERP von Suchanfragen stellt keine Rechteüberlassung, son-
dern eine Dienstleistung dar. Der BFH hat sich bereits mit der
Abgrenzung von Rechteüberlassungen und Dienstleistungen
(im Rahmen der Gewerbesteuer) beschäftigt.226 Er versteht
unter Rechten „Immaterialgüterrechte, d. h. subjektive Rech-
te an unkörperlichen Gütern mit selbständigem Vermögens-
wert, die eine Nutzungsbefugnis enthalten und an denen [...]
ein Abwehrrecht [...] besteht“227. Dienstleistungen grenzen
sich nach Ansicht des BFH insofern von Rechten ab, als dass
sie keine Nutzungs- und Abwehrbefugnis an unkörperlichen
Gütern überlassen.228
Im vorliegenden Fall wird den Werbetreibenden von Goo-
gle Irland jedoch keine Nutzungsbefugnis an bestimmten
Werbeflächen überlassen, womit eine Rechteüberlassung
ausscheidet.229 Die Werbeflächen werden für jede Suchanfra-
ge neu im Rahmen einer Auktion versteigert. Werbetreibende
erhalten keinerlei Garantie, dass ihre Anzeige bei Suchanfra-
gen überhaupt bzw. bei mehreren identischen Suchanfragen
immer an gleicher Stelle platziert wird, selbst wenn sie das
höchste Gebot innerhalb der Auktion abgeben. Grund hier-
224So etwa Schlotter & Hruschka, 2018, S. 711-712; Diffring, 2019; Linn,
2019, S. 419; Reichl & Wiedmann, 2019, S. 202; Haselrieder & Pontzen,
2019; Wieduwilt, 2019.
225Vgl. BGH-Urteil vom 26.01.1994 – XII ZR 93/92.
226Vgl. BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16.
227BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16, Tz. 29.
228Vgl. BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16, Tz. 31.
229So etwa Reichl & Wiedmann, 2019, S. 204; Diffring & Saft, 2019, S.
390-391; Linn, 2019, S. 420.
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für ist, dass sich der Qualitätsfaktor der Anzeige bei jeder
einzelnen Suchanfrage und für jeden einzelnen Suchmaschi-
nennutzer unterscheiden kann und somit das für die Auktion
entscheidende Produkt aus maximaler Zahlungsbereitschaft
und Qualität der Anzeige variiert. Die Werbetreibenden kön-
nen somit nur ein Gebot für eine Platzierung auf der SERP
abgeben, woraus sich jedoch keine Nutzungsbefugnis für
eine bestimmte Werbefläche ableiten lässt. Google Irland
entscheidet für jede Suchanfrage neu, ob und welche Wer-
beanzeigen wo auf der Webseite platziert werden. Weiterhin
sind keine Abwehrrechte gegenüber Dritten aus dem Ver-
tragsverhältnis zu erkennen.230
Im Fall von Google Ads werden den Werbetreibenden
somit weder durchsetzbare Nutzungsbefugnisse gegenüber
Google Irland noch Abwehrrechte gegenüber Dritten über-
lassen, wodurch nach zutreffender Ansicht des BFH keine
Rechteüberlassung vorliegt. Weiterhin ist der Sachverhalt
damit auch nicht mit dem vom BGH entschiedenen Fall ver-
gleichbar,231 bei dem die Überlassung eines Exklusivrechts
auf Werbung als Verpachtung eines Rechts klassifiziert wur-
de.232 In Letzterem wurde dem Werbetreibenden die exklu-
sive Möglichkeit geboten, auf für diesen Zweck aufgestellten
Werbetafeln für einen festgelegten Zeitraum von zehn Jahren
zu einem festgelegten Entgelt auf einem Golfplatz Werbung
zu treiben.233 Dem Werbetreibenden wurden insofern Nut-
zungsbefugnisse und Abwehrrechte an einer bestimmten
Werbefläche überlassen.234 Genau darin unterscheidet sich
aber gerade die Erbringung von Suchmaschinenwerbung.
Bei den digitalen Werbeleistungen von Google Irland im
Rahmen der Suchmaschinenwerbung mit Google Ads han-
delt es sich vielmehr um die Erbringung von Dienstleistun-
gen.235 Dabei ist grundsätzlich unerheblich, dass die Dienst-
leistung rein maschinell und ohne Mitwirkung von Personen
erbracht wird.236 Nach Rechtsprechung des BFH spricht ei-
ne erfolgsbezogene Vergütung für einen bestimmten Vermitt-
lungserfolg bei digitalen Werbeleistungen dafür, dass es sich
um eine Dienstleistung handelt.237 Bei Google Ads erfolgt ei-
ne Vergütung durch den Werbetreibenden immer nur dann,
wenn ein Suchmaschinennutzer auch tatsächlich auf die ge-
schaltete Anzeige klickt und so auf die Webseite des Werbe-
treibenden weitergeleitet wird, d. h., wenn die Werbemaß-
nahme zum Erfolg führt. Die Vergütung ist damit erfolgsab-
hängig und wird für den Vermittlungserfolg und nicht für die
Platzierung der Werbeanzeige bezahlt. Der BFH würdigt sol-
che erfolgsabhängigen Vergütungen ähnlich einer Provision
eines Handelsvertreters (§ 84 Abs. 1 HGB) bzw. Handels-
230Vgl. Reichl & Wiedmann, 2019, S. 204.
231So auch Reichl & Wiedmann, 2019, S. 204.
232Vgl. BGH-Urteil vom 26.01.1994 – XII ZR 93/92, Tz. 15.
233Vgl. BGH-Urteil vom 26.01.1994 – XII ZR 93/92, Tz. 2, 4, 10.
234Vgl. Reichl & Wiedmann, 2019, S. 204; so wohl auch Linn, 2019, S. 420.
235Zu diesem Ergebnis kommen auch Pinkernell, 2014, S. 55; Schlotter &
Hruschka, 2018, S. 711; Diffring, 2019; Diffring & Saft, 2019, S. 390-391;
Linn, 2019, S. 420-421; Reichl & Wiedmann, 2019, S. 203-204; des Weiteren
im Kontext der Gewerbesteuer auch Rapp, 2017, S. 571-572.
236Vgl. BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16, Tz. 37.
237Vgl. BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16, Tz. 38.
maklers (§ 93 Abs. 1 HGB) und spricht in seiner Entschei-
dung von einer Klassifikation als Dienst- (§ 611 BGB) bzw.
Werkvertrag (§ 631 BGB).238 Daher sind die Werbeleistun-
gen von Google Irland als Dienstleistungen anzusehen. Dies
deckt sich auch mit der Rechtsprechung des BGH, der in der
zeitlich befristeten Platzierung einer Werbeanzeige auf einer
Webseite selbst bei einem festgelegten monatlichen Entgelt
von einem Werkvertrag i. S. d. § 631 BGB ausgeht.239 Ob im
Fall von Google Ads letztendlich ein Werkvertrag oder auf-
grund der konkret geschuldeten Werbeleistung ein Dienst-
vertrag zugrunde liegt, kann letztendlich dahingestellt blei-
ben, da in beiden Fällen eine Dienstleistung und somit keine
Rechteüberlassung vorliegt und damit eine beschränkte Steu-
erpflicht gem. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG ausscheidet.240
Im Ergebnis werden durch das Platzieren von Werbean-
zeigen keine Rechte i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG
überlassen und keine inländischen Einkünfte begründet.
Rechteüberlassung aus weiteren Teilleistungen
Neben der bloßen Platzierung von Werbeanzeigen kommen
weitere Teilleistungen der Werbeleistungserbringung in Be-
tracht, die eine Rechteüberlassung beinhalten könnten.
Google Irland greift zur Erbringung der Suchmaschinen-
werbung im Rahmen von Google Ads auf eine webbasier-
te Anwendung, das sogenannte Google Ads Konto zurück,
in dem sich alle Werbetreibende zur Teilnahme am Goo-
gle Ads Programm anmelden müssen.241 Innerhalb dieser
Webanwendung können die Werbetreibenden Schlagwor-
te auswählen, ihre Werbeanzeigen gestalten und ihre ma-
ximalen Gebote für die ausgewählten Schlagworte abge-
ben.242 Sofern diese Webanwendung als urheberrechtlich
geschützte Software (§§ 2 Abs. 1, 69a UrhG) zu klassifi-
zieren ist, stellt sich die Frage, ob den Werbetreibenden
umfassende Nutzungsrechte an dieser Software (zeitlich be-
grenzt) übertragen werden, die als Rechteüberlassung i. S.
d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG gelten (vgl. Ausfüh-
rungen zu Kapitel 3.2.2). Da diese Software den Werbe-
treibenden aber nur zum bestimmungsgemäßen Gebrauch
überlassen wird und in diesem Zuge den Werbetreibenden
auch keine „Vervielfältigungs-, Bearbeitungs-, Verbreitungs-
oder Veröffentlichungsrechte“243 zur wirtschaftlichen Wei-
terverwertung überlassen werden,244 dürfte der bisherigen
Argumentation der Finanzverwaltung folgend keine Rechte-
überlassung vorliegen.245
238Vgl. BFH-Urteil vom 26.04.2018 – III R 25/16, Tz. 38, 40.
239Vgl. BGH-Urteil vom 22.03.2018 – VII ZR 71/17, Tz. 1-4, 12. Auch in der
Literatur werden Verträge über Werbemaßnahmen überwiegend als Werk-
verträge angesehen, vgl. etwa Busche, 2018, § 631 BGB, Rn. 175; Schlotter
& Hruschka, 2018, S. 711.
240Vgl. Reichl & Wiedmann, 2019, S. 203.
241Vgl. Pelzer & Düssel, 2013, S. 166-167.
242Für eine umfassende Beschreibung der Funktionalität des Google Ads
Kontos siehe Pelzer & Düssel, 2013, S. 166-206.
243BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004, Tz.
3.
244Es finden sich keine Anhaltspunkte für solche umfassenden Nutzungs-
rechte in den allgemeinen Nutzungsbedingungen; vgl. Google Inc., 2019.
245Vgl. BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004,
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Da sowohl beim Betreiben der Suchmaschine als auch bei
der Erbringung der Suchmaschinenwerbung große Datensät-
ze Verwendung finden, bleibt weiterhin zu prüfen, ob den
Werbetreibenden von Google Irland evtl. umfassende Nut-
zungsrechte an Datenbankinhalten eingeräumt werden, die
als Rechteüberlassung klassifiziert werden könnten. So greift
Google z. B. bei der Bereitstellung der Suchmaschine auf den
sogenannten Index zurück, der alle von der Suchmaschine
erfassten Webseiten beinhaltet (vgl. Kapitel 5.1.1). Weiter-
hin speichert Google umfassende Daten zum Suchverhalten
der Nutzer.246 Jedoch ergeben sich aus den Nutzungsbedin-
gungen von Google Ads keinerlei Anhaltspunkte, dass Werbe-
treibenden überhaupt Zugriff auf diese datenbankähnlichen
Strukturen gewährt wird, oder diese sogar umfassende Nut-
zungsrechte an diesen erhalten.247
Auch durch weitere Teilleistungen werden im Ergebnis
keine Rechte i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG überlas-
sen und damit keine inländischen Einkünfte begründet.
Belegenheits- und Verwertungstatbestand
Da es wie beschrieben bereits an Rechten i. S. d. § 49 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. f EStG mangelt, die überlassen werden könnten,
ist eine weitere Prüfung des Belegenheits- bzw. Verwertungs-
tatbestands hinfällig. Unter der hypothetischen Annahme, es
lägen Rechte i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG vor, wür-
den diese aber ebenfalls nicht den Belegenheitstatbestand er-
füllen, da die hypothetischen Werberechte keine Ausformung
in einem Schutzgesetz fänden und auch in keinem inländi-
schen Buch oder Register eingetragen wären.248 Der Verwer-
tungstatbestand hingegen könnte aber wohl regelmäßig im
Falle von Vertragsschlüssen im gewerblichen B2B-Bereich als
erfüllt angesehen werden.249
Sonstige Einkünfte
Derzeit wird von Hruschka (2019) vertreten, dass den Werbe-
treibenden bei der Erbringung von Suchmaschinenwerbung
Know-how i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG in Form von be-
stimmten Algorithmen250 zur Nutzung überlassen wird.251
Nach dieser Ansicht würden auch im Falle der Suchmaschi-
nenwerbung durch Google Ads inländische Einkünfte aus
der Überlassung von Know-how vorliegen. Voraussetzungen
für das Vorliegen sonstiger Einkünfte i. S. d. § 49 Abs. 1
Nr. 9 EStG sind (1) die Überlassung von Know-how (Kapitel
5.2.2) (2) zur Nutzung im Inland (Kapitel 5.2.2).252 Da die-
se Voraussetzungen wie nachfolgend dargelegt jedoch nicht
Tz. 3, 4.
246Vgl. Müller-Terpitz & Knodel, 2017, Rn. 72.
247Vgl. Google Inc., 2019; Lück, 2018, S. 81-82; Pinkernell, 2014, S. 64-65.
248Diesem stimmt selbst Hruschka, 2019, S. 89 zu.
249Vgl. Kapitel 3.2.2. So in ihrer Argumentation wohl auch Diffring und
Saft (2019, S. 388).
250Unter einem Algorithmus versteht man eine „Steueranweisung, um ein
bestimmtes Problem zu bewältigen“; Schmidl, 2014, 15. Algorithmen sind
dabei auch zentraler Bestandteil von Computerprogrammen; vgl. hierzu
auch die Definitionen zu Computerprogrammen und Software in footno-
te 120 auf page 486 (Kapitel 3.2.2).
251Vgl. Hruschka, 2019, S. 90, 92.
252Vgl. Kapitel 3.2.3 in Kapitel 3.
erfüllt sind, ist der Ansicht von Hruschka (2019) nicht zu
folgen.253 Im Ergebnis liegen keine inländischen Einkünfte
Google Irlands aufgrund sonstiger Einkünfte i. S. d. § 49
Abs. 1 Nr. 9 EStG vor.
Überlassung von Know-how
Es ist nicht ersichtlich, dass Google Irland den Werbetreiben-
den im Rahmen von Google Ads in irgendeiner Weise Know-
how vermittelt.254 Die Werbetreibenden erhalten zum einen
keine gesonderten Kenntnisse über die Funktionsweise bzw.
die verwendeten Algorithmen der Google Suchmaschine an
sich. So gewinnen sie z. B. keinerlei Kenntnisse über die ge-
naue Funktionsweise des Crawlers, Indexers oder Searchers
der Suchmaschine. Zum anderen überlässt Google Irland den
Werbetreibenden auch kein gesondertes Know-how bezüg-
lich der Algorithmen, die über die Auswahl der Werbeanzei-
gen und deren Platzierung entscheiden, welches über das öf-
fentlich bereits Bekannte hinausgeht. Google wird diese be-
triebsnotwendigen Geschäftsgeheimnisse auch nicht aus der
Hand geben wollen.255
Das zum Betreiben der Suchmaschine und zum Erbrin-
gen der Werbedienstleistung nötige Know-how wird hin-
gegen von Google Irland selbst angewandt.256 Google stellt
den Nutzern bzw. Werbetreibenden nur die fertigen Produkte
(Suchmaschine, Werbeleistung) zur Verfügung, ohne dass ein
Wissenstransfer am zugrundeliegenden Know-how stattfin-
det. Nach Rechtsprechung des BFH liegt jedoch genau dann
keine Überlassung von Know-how vor, da dieses nicht tat-
sächlich vermittelt, sondern nur vom „Vermittler“ (im vorlie-
genden Fall Google Irland) selbst angewendet wird.257 Diese
Würdigung unterstreicht auch das FG München, welches
in der Durchführung einer klinischen Studie auf Grundlage
ähnlicher Argumente keine Know-how-Überlassung, sondern
die Erbringung einer konkreten Dienstleistung sieht.258 Auch
in besagtem Fall haben nach Ansicht des FG München die die
Studie durchführenden ausländischen Ärzte ihr Know-how
nur selbst angewandt und dem Auftraggeber lediglich im
Rahmen einer technischen Dienstleistungserbringung das
Ergebnis dieser Know-how Anwendung in Form einer ent-
sprechenden Ergebnisdokumentation und nicht das Know-
how selbst zur Nutzung überlassen.259
Würde Google Irland den Werbetreibenden tatsächlich
die der Werbeleistungserbringung zugrunde liegenden Algo-
rithmen überlassen, wären diese höchstwahrscheinlich in ei-
ner Software eingebettet.260 Software wiederum ist jedoch
253Eine Steuerpflicht auf dieser Grundlage verwerfen auch Diffring & Saft,
2019, S. 388; Linn, 2019, S. 419-420; Reichl & Wiedmann, 2019, S. 205-
206.
254So auch Diffring & Saft, 2019, S. 388; Reichl & Wiedmann, 2019, S. 205.
255Vgl. Pinkernell, 2014, S. 65.
256So in ihrer Argumentation auch Linn, 2019, S. 421; Reichl & Wiedmann,
2019, S. 205.
257Vgl. BFH-Urteil vom 16.12.1970 – I R 44/67, Tz. 26; zu diesem Ergebnis
kommen auch Lück, 2018, S. 81; Pinkernell, 2014, S. 63-64.
258Vgl. FG München-Urteil vom 27.05.2013 – 7 K 3552/10.
259Vgl. FG München-Urteil vom 27.05.2013 – 7 K 3552/10, Tz. 25.
260So auch Diffring & Saft, 2019, S. 391
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urheberrechtlich geschützt (§§ 2 Abs. 1, 69a UrhG) und fällt
damit, wie bereits in Kapitel 3.2.3 beschrieben, nicht unter
den Anwendungsbereich des § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG. Diese
Überlassung von Software fiele vielmehr unter § 49 Abs. 1
Nr. 2 Buchst. f EStG. Eine Pflicht zur getrennten Beurteilung
einer Software von den darin enthaltenen Algorithmen lässt
sich nicht im BMF-Schreiben vom 27.10.2017 erkennen, an
das die Finanzverwaltung gebunden ist.261 Zur steuerrechtli-
chen Einordnung würde daher das in Kapitel 3.2.2 und 5.2.2
Dargestellte gelten und inländische Einkünfte würden im Er-
gebnis ausscheiden.
Nutzung von Know-how im Inland
Selbst unter der fälschlichen Annahme, dass Google Irland
den Werbetreibenden im Rahmen von Google Ads Know-how
in Form von (reinen) Algorithmen überlässt, würde die Be-
gründung inländischer Einkünfte gem. § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG
ausscheiden. Dieses Know-how würde nämlich von den Wer-
betreibenden nicht selbst genutzt werden.262 Genutzt wür-
de das Know-how von den Werbetreibenden nur dann, wenn
sie das überlassene Know-how auch tatsächlich durch be-
stimmungsgemäße Verwendung selbst zur Lösung von tech-
nischen oder betriebswirtschaftlichen Fragen einsetzen wür-
den bzw. ihnen dies zumindest mittelbar ermöglicht wür-
de.263 Dies ist aber gerade nicht der Fall. Die Werbetreiben-
den werden durch die (einmalige) Nutzung von Google Ads
nicht in die Lage versetzt, in Zukunft selbstständig hoch-
gradig personalisierte Werbung an ihre potenziellen Kunden
durch Nutzung der „überlassenen Algorithmen“ zu erbrin-
gen. Dies könnte von Google Irland zum Schutz des eigenen
Geschäftsmodells auch gar nicht gewollt sein.
Steuererhebung im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht
Wie aus den vorherigen Ausführungen hervorgegangen ist,
erzielt Google Irland durch die Erbringung von Suchmaschi-
nenwerbung im Rahmen von Google Ads keine inländischen
Einkünfte i. S. d. § 49 EStG und unterliegt somit nicht der
beschränkten Körperschaftsteuerpflicht gem. § 2 Nr. 1 KStG.
Damit hat auch grundsätzlich keine Steuererhebung (weder
im Rahmen des Steuerabzugs noch im Rahmen der Veranla-
gung) zu erfolgen. Aber auch bei fälschlicher Annahme des
Vorliegens inländischer Einkünfte aus der Überlassung von
Rechten bzw. Know-how scheidet zumindest eine Steuerer-
hebung im Rahmen des Steuerabzugs (§ 50a EStG) aus, da
es an den dafür notwendigen Tatbestandsvoraussetzungen
mangelt. Zu Argumentationszwecken soll im Folgenden den-
noch von einer (hypothetischen) Überlassung von Rechten
bzw. Know-how bei der Erbringung von Suchmaschinenwer-
bung durch Google Irland ausgegangen werden.
Liegt eine Rechteüberlassung i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. f EStG vor, handelt es sich bei den Werberechten
261Vgl. BMF-Schreiben vom 27.10.2017 – IV C 5 - S 2300/12/10003:004.
262So auch Linn, 2019, S. 421-422; Reichl & Wiedmann, 2019, S. 205.
263Vgl. BFH-Urteil vom 16.12.1970 – I R 44/67, Tz. 26; BFH-Urteil vom
29.09.1987 – X R 17/82, Tz. 13; BFH-Urteil vom 10.04.2013 – I R 22/12,
Tz. 12; FG München-Urteil vom 27.05.2013 – 7 K 3552/10, Tz. 24.
um Rechte, die keine Ausformung in einem Schutzgesetz fin-
den.264 Somit ist allein schon fraglich, ob diese Rechte über-
haupt von der Steuerabzugsnorm des § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG
erfasst werden, welche in ihrer beispielhaften Aufzählung
nur Rechte nennt, die bestimmten Schutzgesetzen unterfal-
len.265 Das BMF vertritt die Ansicht, dass auch weitere ver-
gleichbare, jedoch nicht explizit genannte Rechte der Steuer-
abzugsnorm unterliegen können, insbesondere dann, wenn
sie Ausformung in einem (weiteren nicht von der Norm ge-
nannten) Schutzgesetz erfahren.266 Die von Google Irland
überlassenen Werberechte unterliegen aber nicht nur keinem
Schutzgesetz i. S. d. § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG, sondern auch
keinem anderen Schutzgesetz. Damit ist die Anwendbarkeit
des § 50a Abs. 3 EStG insgesamt zweifelhaft.
Eine Rechteüberlassung i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG
durch Suchmaschinenwerbung von Google Irland ist aber
in jedem Fall verbrauchend und damit als zeitlich unbe-
grenzte Rechteüberlassung bzw. als Verkauf von Rechten
anzusehen.267 Die von Google vergebenen Werberechte wer-
den für jede einzelne getätigte Suchanfrage jedes einzelnen
Suchmaschinennutzers neu vergeben, d. h., die Dauer der
Rechteüberlassung beschränkt sich jeweils auf eine einzelne
getätigte Suchanfrage. Weiterhin kann Google Irland jede
Werbefläche einer Suchanfrage nur einmal vergeben, d. h.,
dieselbe Werbefläche kann pro Suchanfrage nur an einen
Werbetreibenden überlassen werden. Das vergebene Werbe-
recht endet, sobald der Suchmaschinennutzer die Suchan-
frage verlässt oder auf die Anzeige klickt. Google Irland
überlässt den Werbetreibenden das jeweilige Werberecht für
die gesamte Dauer der Suchanfrage und damit für die gesam-
te Dauer, in der das Recht überhaupt besteht. Nach Beenden
der Suchanfrage durch den Suchmaschinennutzer hat sich
das Werberecht verbraucht. Google kann das Werberecht ei-
ner bereits vergangenen Suchanfrage nicht erneut vergeben.
Dem steht auch nicht entgegen, dass Google Irland bei einer
neuen Suchanfrage erneut Werbeflächen bereitstellen und
neue Werberechte vergeben kann.268 Dabei handelt es sich
jeweils um neue Werbeflächen und -rechte und nicht um die
„verbrauchten“ Werberechte an Werbeflächen vergangener
Suchanfragen.269 Da § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG aber keine ver-
brauchenden Rechteüberlassung erfasst, besteht keine Pflicht
zum Steuerabzug seitens der Vergütungsschuldner (Werbe-
treibende).270 Die Steuererhebung hat damit im Rahmen der
Veranlagung zu erfolgen.271
264Vgl. Diffring & Saft, 2019, S. 389.
265Vgl. § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG i. V. m. § 73a Abs. 2-3 EStDV; Schlotter &
Hruschka, 2018, S. 680-681; Diffring & Saft, 2019, S. 389; anderer Ansicht
Hruschka, 2019, S. 89-90.
266Vgl. BMF-Schreiben vom 25.11.2010 – IV C 3 - S 2303/09/10002
2010/0861549, Tz. 22.
267So auch Schlotter & Hruschka, 2018, S. 712; Linn, 2019, S. 421;
Reichl & Wiedmann, 2019, S. 206-207. Zur Gleichstellung einer verbrau-
chenden Rechteüberlassung mit einem Rechteverkauf vgl. BFH-Urteil vom
16.05.2001 – I R 64/99, Tz. 18.
268Anderer Ansicht Hruschka, 2019, S. 90.
269Vgl. Reichl & Wiedmann, 2019, S. 206.
270Vgl. Holthaus, 2015, S. 27-28.
271Vgl. §§ 31, 32 Abs. 1 KStG.
M. S. Gebhart / Junior Management Science 5(4) (2020) 477-511 499
Wird annahmegemäß durch die Erbringung von Suchma-
schinenwerbung Know-how i. S. d. § 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG (in
Form der Werbeleistung zugrunde liegender Algorithmen) an
die Werbetreibenden überlassen, kann dies nur zeitlich un-
befristet erfolgen. Eine zeitlich befristete Überlassung von
Know-how ist nach Ansicht von Pinkernell überhaupt nur bei
körperlich manifestierten Gegenständen wie z. B. bei Plänen
und Mustern, nicht hingegen bei der Überlassung von Kennt-
nissen denkbar.272 Auch der BFH hat wiederholt angezwei-
felt, dass die zeitlich befristete Überlassung von Kenntnissen
und Erfahrungen aufgrund ihrer Natur überhaupt möglich
ist.273 Es ist nicht ersichtlich, warum das dem Werbetreiben-
den überlassene Know-how von diesem nur zeitlich begrenzt,
etwa für die Dauer des Vertragsverhältnisses, genutzt werden
kann. Somit scheidet ein Steuerabzug i. S. d. § 50a Abs. 1
Nr. 3 EStG aus; es hat eine Veranlagung zu erfolgen.
5.3. Zwischenstaatliche Verteilung der Besteuerungsrechte
Aus dem vorherigen Abschnitt geht hervor, dass Deutsch-
land bereits gar kein nationales Besteuerungsrecht an den
Umsätzen von Google Irland aus der Erbringung von Such-
maschinenwerbung hat. Aber selbst unter der fälschlichen
Annahme, dass doch deutsche Besteuerungsrechte an den
Umsätzen von Google Irland nach nationalem Recht beste-
hen, gibt Deutschland in fast allen Fällen sämtliche Besteue-
rungsrechte aufgrund des mit Irland geschlossenen Doppel-
besteuerungsabkommens (DBA DEU-IRL) auf.
Unabhängig davon, unter welche Verteilungsnorm die hy-
pothetischen Umsätze fallen, bleiben deutsche Besteuerungs-
rechte an diesen nur dann erhalten, wenn sie im Rahmen ei-
ner deutschen Betriebsstätte von Google Irland erwirtschaf-
tet werden. Das DBA DEU-IRL weicht innerhalb der relevan-
ten Verteilungsnormen (Art. 7, 12, 13 DBA DEU-IRL) nicht
von den Bestimmungen des OECD-MA ab.274 Daher gilt das
in Kapitel 4.2 Beschriebene analog auch für das DBA DEU-
IRL. Aufgrund einer fehlenden Betriebsstätte275 gibt Deutsch-
land gem. Art. 7 Abs. 1 DBA DEU-IRL die Besteuerungsrech-
te an Unternehmensgewinnen auf. Deutschland wird zudem
gem. Art. 12 DBA DEU-IRL keine Möglichkeit zur Quellenbe-
steuerung von Lizenzgebühren ermöglicht. Weiterhin erhält
Deutschland gem. Art. 13 Abs. 5 DBA DEU-IRL ohne Vorlie-
gen einer Betriebsstätte keine Besteuerungsrechte an Veräu-
ßerungsgewinnen.
Im Ergebnis scheitern deutsche Besteuerungsrechte selbst
bei hypothetisch vorliegendem nationalen Besteuerungs-
recht unabhängig von der tatsächlichen Zuordnung inlän-
discher Einkünfte zu den verschiedenen Verteilungsnormen
an den Regelungen des DBA DEU-IRL. Deutschland verbleibt
im Ergebnis kein Besteuerungsrecht an den Umsätzen, die
272Vgl. Pinkernell, 2014, S. 63.
273Vgl. etwa BFH-Urteil vom 04.03.1970 – I R 140/66, Tz. 23; BFH-Urteil
vom 04.03.1970 – I R 86/69, Tz. 12; BFH-Urteil vom 27.04.1977 – I R
211/74, Tz. 21. Diese Ansicht vertreten auch Reimer, 2018a, § 49 EStG,
Rz. 311; Gosch, 2018a, § 49 EStG, Rn. 94.
274Vgl. Art. 7, 12, 13 DBA DEU-IRL; Art. 7, 12, 13 OECD-MA.
275Vgl. hierzu die Abbildung im Anhang.
Google Irland durch Suchmaschinenwerbung in Deutschland
erwirtschaftet.
6. Zwischenfazit: Status quo der Besteuerung digitaler
Werbeleistungen in Deutschland
Die vorhergehenden Ausführungen haben den Status
quo der Besteuerung digitaler Werbeleistungen in Deutsch-
land im Inboundfall dargestellt. Dabei ist festzustellen, dass
die derzeitigen nationalen Steuergesetze und bilateralen
Doppelbesteuerungsabkommen in Ermangelung einer in-
ländischen Betriebsstätte nicht in der Lage sind, digitale
Werbeleistungen, welche von im Ausland ansässigen Kör-
perschaften mithilfe des Internets in Deutschland erbracht
werden, steuerlich zu erfassen.
Wie in Kapitel 3 deutlich wurde, sind die derzeit beste-
henden deutschen Regelungen des nationalen Steuerrechts
nur in speziellen Fällen in der Lage, überhaupt einen hin-
reichenden steuerlichen Anknüpfungspunkt (steuerlicher
Nexus, genuine link) und damit ein deutsches Besteue-
rungsrecht an digitalen Werbeleistungen im Inboundfall
herzustellen. Dies liegt daran, dass das deutsche Steuer-
recht keine eigenen Tatbestände zur Erfassung digitaler
Werbeleistungen innerhalb der inländischen Einkünfte des
§ 49 EStG enthält. Somit müssen diese unter die bestehen-
den Tatbestände, insbesondere gewerbliche Einkünfte durch
Betriebsstätte oder ständigen Vertreter (§ 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a EStG), gewerbliche betriebsstättenlose Einkünfte
(§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG) und sonstige Einkünfte
(§ 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG), subsumiert werden.
Darüber hinaus hat Kapitel 4 gezeigt, dass Deutschland
in DBA-Fällen in den meisten Fällen ohnehin alle bestehen-
den Besteuerungsrechte an digitalen Werbeleistungen auf-
gibt. Somit ist nationalen Besteuerungsrechten insgesamt nur
wenig Bedeutung beizumessen. Diese bleiben nur für Gewin-
ne aus der Erbringung digitaler Werbeleistungen erhalten,
die im Rahmen einer inländischen Betriebsstätte erwirtschaf-
tet werden.
Kapitel 5 hat für den marktführenden Anbieter der
umsatzstärksten Werbeform digitaler Werbeleistungen in
Deutschland, die Suchmaschinenwerbung durch Google im
Rahmen des Google Ads Programms, weiterhin gezeigt, dass
bereits die nationalen Tatbestände nicht in der Lage sind
digitale Werbeleistungen in Deutschland der Besteuerung
zu unterwerfen. Google Irland, welche die digitalen Wer-
beleistungen Googles in Europa vertreibt, unterhält weder
eine Betriebsstätte noch einen ständigen Vertreter im Inland,
sodass gewerbliche Einkünfte durch Betriebsstätte oder stän-
digen Vertreter ausscheiden. Suchmaschinenwerbung kann
auch nicht als Überlassung von Rechten oder Know-how an-
gesehen werden, wodurch auch die anderen beiden mögli-
chen Anknüpfungspunkte ausscheiden. Im Ergebnis besteht
also schon keine Besteuerungsgrundlage nach nationalem
Recht. Selbst im hypothetischen Fall, dass Google Irland in
Deutschland doch beschränkt steuerpflichtige Einkünfte er-
wirtschaftet, könnte Deutschland die Besteuerungsrechte an
M. S. Gebhart / Junior Management Science 5(4) (2020) 477-511500
diesen, in Ermangelung einer inländischen Betriebsstätte,
aufgrund des mit Irland bestehenden DBA nicht behaupten.
An dieser Stelle sei angemerkt, dass durch die Betrach-
tung eines Einzelfalls nur begrenzt Rückschlüsse auf die steu-
erliche Beurteilung von Werbeleistungen (1) anderer Anbie-
ter, (2) anderer Werbeformen bzw. (3) einer Kombination
beider Vorhergenannten möglich sind. Dennoch sollten die
Ergebnisse des Kapitel 5 zumindest auf die Leistungen ande-
rer Anbieter von Suchmaschinenwerbung (d. h. gleicher Wer-
beform) übertragbar sein, da hier die Leistungserbringung
ähnlich funktioniert. Auch hier sollten bei fehlender Betriebs-
stätte im Inland keine inländischen Einkünfte und damit kei-
ne Besteuerungsrechte in Deutschland bestehen. Weiterhin
sollten die vorgebrachten Argumente auch in ähnlicher Weise
bei der Erbringung von Bannerwerbung gelten, da der BGH
die der Platzierung von Werbebannern zugrunde liegenden
Verträge als Werkverträge einordnet.276 So verneinen z. B.
Diffring und Saft (2019, S. 392-394) auf Grundlage von Ar-
gumenten, welche denen in Kapitel 5 sehr ähnlich sind, auch
eine beschränkte Steuerpflicht aufgrund der Erbringung von
Bannerwerbung.
Dem Vorstoß aus Teilen der Finanzverwaltung ist damit
im Fall von Suchmaschinenwerbung (und wohl auch Banner-
werbung) nicht zu folgen. Die bestehenden steuerlichen Rah-
menbedingungen sind in Ermangelung einer Betriebsstätte
nicht in der Lage, im Inboundfall erbrachte digitale Werbe-
leistungen in Deutschland der Besteuerung zu unterwerfen.
Damit bestehen auch keine Steuerabzugsverpflichtungen für
Unternehmen, die solche Werbeleistungen in Anspruch ge-
nommen haben bzw. nehmen. Diese Unternehmen sind kei-
nen Haftungsrisiken ausgesetzt. Mittlerweile hat dies auch
das Bayerische Staatsministerium der Finanzen und für Hei-
mat bestätigt, nach dessen Aussage keine Steuerabzugsver-
pflichtungen im Rahmen von digitalen Werbeleistungen (im
Allgemeinen) bestehen.277
Unter der Annahme, dass durch die Erbringung digitaler
Werbeleistungen jedoch Wertschöpfung im Inland stattfindet,
scheint damit auch in Deutschland Handlungsbedarf gegeben
die bestehenden Regelungen anzupassen, um die Besteue-
rung grenzüberschreitender digitaler Werbeleistungen besser
mit der Wertschöpfung im Inland in Einklang zu bringen und
die in Kapitel 2 vorgestellte steuerliche Grundproblematik zu
lösen.
7. Mögliche Handlungsalternativen auf Ebene der Euro-
päischen Union zur Sicherstellung deutscher Besteue-
rungsrechte bei digitalen Werbeleistungen
Nachdem, wie vorhergehend dargestellt, die Besteue-
rung grenzüberschreitender digitaler Werbeleistungen im
276Vgl. BGH-Urteil vom 22.03.2018 – VII ZR 71/17, Tz. 1-4, 12.
277Vgl. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, 2019.
Allerdings wurde hierbei offengelassen, ob es bereits an der beschränkten
Steuerpflicht der Erbringer digitaler Werbeleistungen in Deutschland oder
nur an der Verpflichtung zum Steuerabzug scheitert.
Inboundfall in Deutschland derzeit nicht sichergestellt wer-
den kann, sollen nachfolgend die Richtlinienentwürfe der
EU zur Sicherstellung der sachgerechten Besteuerung grenz-
überschreitender digitaler Transaktionen aus digitalen Ge-
schäftsmodellen vorgestellt werden. Im Hinblick auf die For-
schungsfrage wird geprüft, inwieweit diese Handlungsalter-
nativen geeignet erscheinen, deutsche Besteuerungsrechte
an digitalen Werbeleistungen sicherzustellen, welche von im
Ausland ansässigen Körperschaften mithilfe des Internets im
Inland erbracht werden.
Hierzu werden die Handlungsalternativen zunächst vor-
gestellt. Anschließend wird geprüft, ob durch diese Hand-
lungsalternativen auch digitale Werbeleistungen steuerlich
erfasst werden könnten. Nachfolgend wird auf deren wesent-
liche Kritikpunkte eingegangen. Da es hierbei nicht zielfüh-
rend erscheint, die Kritikpunkte allein auf digitale Werbeleis-
tungen zu beziehen, werden die Handlungsalternativen in ih-
rer Gänze, d. h., allgemein im Kontext digitaler Transaktio-
nen, betrachtet. Abschließend wird auf der Basis dieser Kri-
tikpunkte eine Bewertung darüber abgegeben, ob die Hand-
lungsalternativen die in Kapitel 2 beschriebenen steuerlichen
Probleme lösen und damit deren Implementierung empfoh-
len werden kann.
Auf Ebene der EU stehen derzeit zwei verschiedene Richt-
linienentwürfe im Mittelpunkt der Diskussion. Zum einen
schlägt die EU eine Ausgleichsbesteuerung in Form einer Di-
gitalsteuer vor (Kapitel 7.1).278 Diese soll als Interimsmaß-
nahme bestimmte digitale Transaktionen der Besteuerung im
Quellenstaat unterwerfen, bis eine langfristige Lösung gefun-
den wird. Diese langfristige Lösung zur Sicherstellung von
Besteuerungsrechten liegt nach Ansicht der EU in der Schaf-
fung eines neuen steuerlichen Nexus aufgrund einer signifi-
kanten digitalen Präsenz (Kapitel 7.2).279
7.1. Richtlinienentwurf zur Digitalsteuer
Die europäische Digitalsteuer (engl. digital services tax,
kurz DST) basiert auf der Idee einer Ausgleichsbesteuerung
(engl. equalisation levy), welche im Jahr 2015 von der OECD
im Rahmen des Abschlussberichts zu BEPS Aktionspunkt 1
vorgestellt wurde.280 Diese Ausgleichsbesteuerung der OECD
zielt darauf ab, bestimmte Sachverhalte, meist Dienstleistun-
gen, die von nicht ansässigen Unternehmen auf digitalem
Wege erbracht werden, der Besteuerung im Quellenstaat zu
unterwerfen.281 Dieser Grundgedanke wurde von der EU auf-
gegriffen und bildet die Grundlage für einen Richtlinienent-
wurf zur kurzfristigen Einführung einer Digitalsteuer auf „Er-
träge aus der Erbringung bestimmter digitaler Dienstleistun-
gen“282 (DST-RL-E). Die Digitalsteuer soll Erbringer digita-
278Vgl. DST-RL-E; Rat der Europäischen Union, 2018; Rat Wirtschaft und
Finanzen, 2018.
279Vgl. SDP-RL-E.
280Für die ursprüngliche Idee einer Ausgleichsbesteuerung vgl. OECD,
2015, Tz. 302.
281Vgl. OECD, 2015, Tz. 302-303. Die Einführung einer solchen Ausgleichs-
besteuerung wurde von der OECD jedoch nicht empfohlen, vgl. OECD, 2015,
Tz. 357.
282DST-RL-E, Titelblatt.
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ler Dienstleistungen treffen, die in einem Mitgliedsstaat der
EU über keine physische Präsenz verfügen, jedoch in die-
sem Staat wertschöpfend tätig werden.283 Als Zwischenlö-
sung angedacht soll die Digitalsteuer eine Besteuerung sol-
cher Dienstleistungen sicherstellen, bis eine langfristige Lö-
sung implementiert wird.284
7.1.1. Beschreibung des Richtlinienentwurfs
Der Richtlinienentwurf der EU zur Digitalsteuer vom
21.03.2018 erfasst juristische Personen und Konstrukte, wel-
che Erträge aus der Erbringung bestimmter digitaler Dienst-
leistungen gegenüber Nutzern285 erzielen.286 Diese Dienst-
leistungen umfassen (1) die Platzierung digitaler Werbung
auf digitalen Schnittstellen, (2) die Bereitstellung mehrsei-
tiger digitaler Schnittstellen und (3) die Übermittlung von
Nutzerdaten, welche auf digitalen Schnittstellen gesammelt
werden.287 Unter einer digitalen Schnittstelle wird dabei je-
de Art von Software verstanden, was auch Webseiten und
sonstige Anwendungen mit einschließt.288
Von der DST werden nur solche Erbringer digitaler
Dienstleistungen erfasst, deren jährliche Gesamterträge welt-
weit 750 Mio. EUR und deren Erträge aus diesen Dienst-
leistungen innerhalb der EU 50 Mio. EUR übersteigen.289
Weiterhin werden nur Erträge aus der Erbringung solcher
Dienstleistungen steuerlich erfasst, welche innerhalb der EU
erwirtschaftet werden. Als in der EU erwirtschaftet gelten die
Erträge immer dann, wenn der jeweilige Nutzer der Dienst-
leistung in der EU ansässig ist.290 Ein Nutzer gilt für Zwecke
der Digitalsteuer dabei in dem Staat als ansässig, von dem
aus er auf die digitale Schnittstelle zugreift.291
Sind die Voraussetzungen erfüllt, unterliegen die in der
EU erzielten Bruttoerträge aus diesen Dienstleistungen ei-
nem Steuersatz von 3 %.292 Die Steuer wird anteilig in den
Mitgliedsstaaten der EU fällig, in denen die steuerbaren Er-
träge erwirtschaftet werden.293
Der Richtlinienentwurf vom 21.03.2018 soll ab 01.01.2020
in Kraft treten.294
Ein französisch-deutscher Kompromissvorschlag vom
04.12.2018 schlägt eine reduzierte Form der Digitalsteuer
vor, deren Anwendbarkeit alleinig auf digitale Werbeleistun-
gen begrenzt ist.295 Diese reduzierte Digitalsteuer soll ab
01.01.2021 in Kraft treten und im Jahr 2025 außer Kraft
gesetzt werden. Weiterhin soll diese Steuer nicht in Kraft tre-
283Vgl. DST-RL-E, Begründung S. 2-3, 8.
284Vgl. DST-RL-E, Begründung S. 4.
285Nutzer kann dabei eine natürliche Person oder ein Unternehmen sein,
vgl. Art. 2 Nr. 4 DST-RL-E.
286Vgl. DST-RL-E, Begründung S. 8.
287Vgl. Art. 3 Abs. 1 DST-RL-E.
288Vgl. Art. 2 Abs. 3 DST-RL-E.
289Vgl. Art. 3, 4 DST-RL-E.
290Vgl. Art. 5 Abs. 1 DST-RL-E.
291Vgl. Art. 5 Abs. 2 DST-RL-E.
292Vgl. Art. 8 DST-RL-E.
293Vgl. Art. 6 DST-RL-E.
294Vgl. Art. 25 DST-RL-E.
295Vgl. Rat Wirtschaft und Finanzen, 2018.
ten, wenn bis dahin eine internationale Lösung (auf Ebene
der OECD) gefunden wurde.296
7.1.2. Möglichkeit zur Erfassung digitaler Werbeleistungen
Sowohl der Richtlinienentwurf vom 21.03.2018 als auch
der französisch-deutsche Vorschlag vom 04.12.2018 erfas-
sen per Definition digitale Werbeleistungen. Durch die Im-
plementierung des Richtlinienentwurfs könnte Deutschland
damit die Besteuerung von im Inland erbrachten digitalen
Werbeleistungen nicht ansässiger Körperschaften sicherstel-
len, sofern diese die Ertragsschwellen überschreiten.
Im Hinblick auf den deutschen Gesamtmarkt für digita-
le Werbeleistungen in Höhe von ca. 7,2 Mrd. EUR297 im Jahr
2018 könnte die Digitalsteuer damit zu einem Steueraufkom-
men von maximal 216 Mio. EUR führen. Das tatsächliche
Steueraufkommen sollte realistischerweise aber wohl nied-
riger ausfallen, da nicht davon ausgegangen werden kann,
dass alle Umsätze aus digitalen Werbeleistungen zur Gän-
ze von nicht ansässigen Unternehmen erwirtschaftet werden,
welche die Voraussetzungen der Digitalsteuer erfüllen.298
7.1.3. Kritik am Richtlinienentwurf
Die Einführung einer solchen Digitalsteuer ist jedoch pro-
blematisch und wird vielfach kritisiert.299 Neben rechtlichen
Fragen wie der Vereinbarkeit einer Digitalsteuer in der vor-
geschlagenen Ausgestaltung mit EU-Recht300 und deren tat-
sächlichem Anwendungsbereich301 ist eine Digitalsteuer vor
allem mit ökonomischen Problemen verbunden.
Zunächst ist zweifelhaft, inwiefern die Digitalsteuer am
Prinzip der Besteuerung von Gewinnen am Ort der Wert-
schöpfung ausgerichtet ist. Es wird pauschal die Vermutung
aufgestellt, dass durch bestimmte digitale Dienstleistungen
Wertschöpfung in dem Staat stattfindet, in dem die Nutzer
der Dienstleistung ansässig sind.302 Dabei findet auch keine
Bewertung der Höhe dieser angenommenen Wertschöpfung
statt. So wird beispielsweise keine Bewertung des Beitrages
von Daten und Nutzern (vgl. Kapitel 2.3) zur Wertschöpfung
für die konkrete Dienstleistungserbringung vorgenommen.
Auch die Höhe der Wertschöpfung wird vielmehr pauschal
296Vgl. Rat Wirtschaft und Finanzen, 2018.
297Vgl. Statista, 2018.
298Im Vergleich hierzu schätzen z. B. Fuest, Meier und Neumeier (2018, S.
23-27) das deutsche Steueraufkommen der Digitalsteuer aus allen erfassten
Dienstleistungen auf maximal ca. 836 Mio. EUR und damit insgesamt nur
auf ca. 0,1 % des deutschen Gesamtsteueraufkommens.
299So z. B. einer Ausgleichsbesteuerung in Form einer Digitalsteuer kri-
tisch gegenüberstehend Kofler, Mayr & Schlager, 2017; Becker, 2018; Do-
renkamp, 2018; Eilers & Oppel, 2018; Fuest et al., 2018; Mason & Para-
da, 2018; Pinkernell, 2018; Schanz & Sixt, 2018; Schön, 2018; Sheppard,
2018; Spengel, 2018; Valta, 2018; Zöller, 2018; Wissenschaftlicher Beirat
beim Bundesministerium der Finanzen, 2018; Kokott, 2019; Wünnemann,
2019; für einen umfassenden Überblick über das Stimmungsbild zur einer
Ausgleichsbesteuerung im Allgemeinen siehe auch Fritz, Schanz & Siegel,
2018.
300Hierzu kritisch z. B. Mason & Parada, 2018; Valta, 2018; Sheppard,
2018, S. 2.
301Hierzu ausführlich Schanz & Sixt, 2018.
302Vgl. DST-RL-E, Begründung S. 8; hierzu kritisch z. B. Roderburg (2018,
S. 255).
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angenommen und mit 3 % des Bruttoertrags der Besteuerung
unterworfen.
Darüber hinaus sind die Ertragsschwellen zur Begrün-
dung der Steuerpflicht zu kritisieren. Diese erscheinen zum
einen willkürlich gewählt303 und begünstigen „kleinere“
gegenüber „größeren“ Unternehmen.304 Durch die Ausge-
staltung als Freigrenze führen sie zum anderen zu Belas-
tungssprüngen an der Besteuerungsgrenze.305 So beträgt
die Steuerbelastung eines hypothetischen Unternehmens A,
welches in der EU potenziell steuerpflichtige Erträge i. H. v.
49.999.999,99 EUR erwirtschaftet, 0 EUR. Dem gegenüber
wird ein hypothetisches Unternehmen B, welches in der EU
potenziell steuerpflichtige Erträge i. H. v. 50.000.000,01 EUR
erwirtschaftet, mit 1,5 Mio. EUR Digitalsteuer belastet. Dies
lässt Ausweichreaktionen von Unternehmen erwarten, wel-
che die Ertragsschwellen der Digitalsteuer knapp über- bzw.
unterschreiten.306
Weiterhin ist die ertragsunabhängige Struktur der vor-
geschlagenen Digitalsteuer problematisch.307 Da die Steuer
vom Bruttoertrag und nicht vom Gewinn berechnet wird,
durchbricht sie das objektive Nettoprinzip.308 Damit unter-
liegen Unternehmen mit höherer Rendite im Vergleich zu Un-
ternehmen mit niedrigerer Rendite relativ gesehen einer ge-
ringeren effektiven Steuerbelastung.309 So liegt die effektive
Gewinnsteuerbelastung aus der Digitalsteuer bei einer Um-
satzrendite von 5 % bei 60 %, wohingegen diese bei einer
Umsatzrendite von 20 % nur 15 % beträgt.310 Ob dies ein
gewünschter Effekt ist, darf angezweifelt werden. Des Wei-
teren steigt dadurch die effektive Steuerbelastung in Zeiten
sinkender Profitabilität (z. B. in konjunkturellen Schwäche-
phasen), was im Extremfall sogar dazu führen kann, dass die
Digitalsteuer wie eine Substanzsteuer wirkt.311 Dies wäre im-
mer dann der Fall, wenn die Umsatzrendite kleiner als der
Digitalsteuersatz ausfällt.
Des Weiteren erhöht sich durch die geplante Digitalsteuer
das Risiko einer Doppelbesteuerung.312 Die erfassten digita-
len Dienstleistungen unterliegen neben der Digitalsteuer re-
gelmäßig auch im Ansässigkeitsstaat der betroffenen Unter-
nehmen der Ertragsbesteuerung. Damit würden die Gewinne
303Vgl. Fuest et al., 2018, S. 17.
304Vgl. Kokott, 2019, S. 127.
305Vgl. Fuest et al., 2018, S. 17.
306Vgl. Fuest et al., 2018, S. 17.
307Vgl. Fuest et al., 2018, IV; Kokott, 2019, S. 128.
308Vgl. hierzu auch die Ausführungen in Kapitel 3.3.1.
309Vgl. Dorenkamp, 2018, S. 641; Fuest et al., 2018, IV.
310Berücksichtigt man zusätzlich dazu noch die steuerliche Belastung durch
weitere Ertragsteuern, liegt die gesamte effektive Gewinnsteuerbelastung
wesentlich höher. Schanz und Sixt (2018) errechnen für Unternehmen mit
einer Umsatzrendite von 5 % bei einer zusätzlichen 30 %igen Ertragsbe-
steuerung eine gesamte effektive Gewinnsteuerbelastung von 90 %, sofern
die Digitalsteuer nicht von der ertragsteuerlichen Bemessungsgrundlage ab-
ziehbar ist und 72 % falls eine solche Abzugsmöglichkeit besteht (S. 1989).
Bei einer Umsatzrendite von 20 % läge die gesamte effektive Gewinnsteuer-
belastung ceteris paribus bei 45 % bzw. respektive 40,5 %.
311Vgl. Kokott, 2019, S. 128; Dorenkamp, 2018, S. 641; Fuest et al., 2018,
S. 18; Roderburg, 2018, S. 254.
312Vgl. Spengel, 2018, S. M4; Kokott, 2019, S. 129; Wissenschaftlicher Bei-
rat beim Bundesministerium der Finanzen, 2018, S. 2-3.
eines Unternehmens aus der Erbringung digitaler Dienstleis-
tungen mehrfach besteuert. Gleichzeitig ist jedoch fraglich,
ob die Digitalsteuer von derzeit geltenden DBA erfasst wird,
die eine solche Doppelbesteuerung vermeiden bzw. vermin-
dern könnten.313
Nicht zuletzt könnte die DST auch zu wirtschaftspoliti-
schen Konflikten beitragen.314 Von der Steuer würden haupt-
sächlich US-amerikanische Unternehmen betroffen sein.315
Die Digitalsteuer könnte damit als Importzoll auf Dienstleis-
tungen US-amerikanischer Unternehmen interpretiert wer-
den und zu vergleichbaren Gegenmaßnahmen der USA ge-
genüber der EU führen.316 So wurden vonseiten der USA z.
B. bereits entsprechende Reaktionen auf die Einführung ei-
ner unilateralen Digitalsteuer in Frankreich diskutiert.317
Schlussendlich wäre die Durchsetzung von aus der DST
resultierenden Steueransprüchen schwierig.318 Dem Quel-
lenstaat, der die DST erhebt, dürfte der Zugriff auf den
Steuerpflichtigen in Ermangelung physischer Verbindungen
im Inland regelmäßig schwerfallen. Der Richtlinienentwurf
äußert sich jedoch nicht dazu, wie diesem Problem des Steu-
ervollzugs begegnet werden soll.
7.1.4. Bewertung des Richtlinienentwurfs
Abschließend lässt sich festhalten, dass die Einführung ei-
ner Digitalsteuer zwar grundsätzlich dazu in der Lage wäre,
digitale Werbeleistungen in Deutschland der Besteuerung zu
unterwerfen. Insofern würde sie mit Hinblick auf die in Ka-
pitel 2.3 erarbeitete Grundproblematik bei der Besteuerung
digitaler Werbeleistungen das Problem des fehlenden steuer-
lichen Nexus in Ermangelung einer physischen Betriebsstätte
lösen.
Aufgrund der vorangegangenen Kritikpunkte kann nach
hier vertretener Ansicht die Einführung einer Digitalsteuer je-
doch weder in Form des Richtlinienentwurfs vom 21.03.2018
noch in Form des französisch-deutschen Kompromissvor-
schlags vom 04.12.2018 empfohlen werden. Beide Vorschlä-
ge würden bei einem geringen Steueraufkommen zu erheb-
lichen rechtlichen und ökonomischen Problemen führen.
Durch die Digitalsteuer wäre im Ergebnis auch weder eine
sachgerechte Bewertung des Wertschöpfungsbeitrags durch
Daten und Nutzer gewährleistet (vgl. Kapitel 2.3) noch wür-
de sie sich ohne Weiteres in das bestehende internationale
Steuerrecht (vgl. Kapitel 2.2) eingliedern lassen.
313Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen,
2018, S. 2-3; Kokott, 2019, S. 129.
314Vgl. Fuest et al., 2018, S. 28-30; Kokott, 2019, S. 129; Roderburg, 2018,
S. 256; Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen,
2018, S. 5; Zöller, 2018, S. 2905.
315Fuest et al. (2018, S. 28-30) schätzen etwa, dass 50 % der digitalsteu-
erpflichtigen Erträge von US-amerikanischen Unternehmen erwirtschaftet
würden. Somit würden diese Unternehmen auch den Großteil der Steuer-
last tragen.
316Vgl. Fuest et al., 2018, S. 28.
317Vgl. United States House Committee on Ways and Means, 2019.
318Vgl. Kokott, 2019, S. 130; Kelm & Müller, 2018, S. 594; Roderburg,
2018, S. 255. Zu den Problemen des Steuervollzugs bei fehlender physischer
Präsenz sei an dieser Stelle auch auf Kapitel 3.3 zurückverwiesen.
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Auch auf politischer Ebene konnte die Digitalsteuer bis-
her nicht überzeugen. Mehrere EU-Mitgliedsstaaten, dar-
unter Schweden, Irland, Dänemark und Finnland, lehnen
die Einführung der Digitalsteuer ab.319 Da für steuerliche
Maßnahmen auf Ebene der EU jedoch Einstimmigkeit der
Mitgliedsstaaten vorausgesetzt wird,320 erscheint die Einfüh-
rung einer Digitalsteuer in der EU zweifelhaft. Sowohl der
Richtlinienentwurf vom 21.03.2018 als auch der französisch-
deutsche Vorschlag vom 04.12.2018 wurde auf Ebene der EU
bisher abgelehnt.321
7.2. Richtlinienentwurf zur signifikanten digitalen Präsenz
Am 21.03.2018 hat die EU weiterhin eine langfristige Lö-
sung zur Besteuerung digitaler Geschäftsmodelle in Form ei-
nes neuen steuerlichen Anknüpfungspunktes auf Grundlage
einer signifikanten digitalen Präsenz (engl. significant digi-
tal presence, kurz SDP) vorgestellt.322 Diese Idee basiert da-
bei auf dem Konzept der signifikanten ökonomischen Prä-
senz (engl. significant economic presence, kurz SEP), wel-
ches von der OECD in ihrem Abschlussbericht zu BEPS Ak-
tionspunkt 1 vorgestellt wurde.323 Das Konzept der SEP der
OECD würde einen steuerlichen Anknüpfungspunkt im Quel-
lenstaat schaffen, wenn ein nicht ansässiges Unternehmen
durch eine signifikante ökonomische Präsenz mithilfe von
Informations- und Kommunikationstechnologien oder auto-
matisierten Verfahren zielgerichtet und nachhaltig in diesem
Staat tätig wird.324 An diesen Gedanken knüpft die EU an
und verfolgt mit dem Richtlinienentwurf zur SDP das Ziel,
einen steuerlichen Anknüpfungspunkt für „grenzüberschrei-
tend tätige digitale Unternehmen ohne physische Präsenz“325
zu schaffen. Diesen neuen steuerlichen Anknüpfungspunkt
versteht die EU als Ergänzung des bestehenden Betriebsstät-
tenbegriffs.326 Damit sollen nicht ansässige Unternehmen in
Mitgliedsstaaten der EU der Besteuerung unterworfen wer-
den, wenn sie in diesen (ohne physische Präsenz) auf digita-
lem Wege wirtschaftlich tätig werden und gleichzeitig Wert-
schöpfung in diesen Mitgliedsstaaten stattfindet.327
7.2.1. Beschreibung des Richtlinienentwurfs
Der Richtlinienentwurf erfasst die Erbringer (automa-
tisierter) digitaler Dienstleistungen.328 Darunter werden
Dienstleistungen verstanden, „[...] die über das Internet oder
ein elektronisches Netzwerk erbracht werden, [und] deren
Erbringung aufgrund ihrer Art im Wesentlichen automati-
siert und nur mit minimaler menschlicher Beteiligung erfolgt
319Vgl. Ueberbach, 2019.
320Vgl. Paternoster, 2018.
321Vgl. Zeit Online, 2018; Süddeutsche Zeitung, 2019; Ueberbach, 2019.
322Vgl. SDP-RL-E.
323Vgl. OECD, 2015, Tz. 277-291.
324Vgl. OECD, 2015, Tz. 277; OECD, 2019a, Tz. 51.
325SDP-RL-E, Begründung S. 3.
326Vgl. Art. 1 SDP-RL-E.
327Vgl. SDP-RL-E, Begründung S. 2, 3.
328Vgl. Art. 3 Nr. 5 SDP-RL-E.
[...]“329. Zur Abgrenzung werden in einem nicht abschlie-
ßenden Positivkatalog beispielhaft 31 von der Richtlinie zu
erfassende digitale Dienstleistungen aufgelistet.330 Weiterhin
werden in einem Negativkatalog verschiedene Dienstleistun-
gen genannt, die dem Richtlinienentwurf nicht unterliegen
sollen.331
Der Geltungsbereich des Richtlinienentwurfs ist weiter-
hin auf bestimmte Erbringer digitaler Dienstleistungen be-
grenzt. Zum einen soll sie nur Erbringer digitaler Dienst-
leistungen erfassen, die entweder (1) in einem Mitglieds-
staat der EU ansässig sind oder (2) eine SDP in einem Mit-
gliedsstaat der EU unterhalten und in einem Staat ansäs-
sig sind, mit dem dieser EU-Mitgliedsstaat kein DBA unter-
hält.332 Zum anderen wird eine signifikante digitale Präsenz
in einem Quellenstaat nur dann bejaht, wenn der Erbringer
digitaler Dienstleistungen dort im jeweiligen Steuerjahr min-
destens eine der drei nachfolgenden Bedingungen erfüllt:
• Gesamterträge übersteigen 7 Mio. EUR ODER
• Anzahl der Nutzer übersteigt 100 Tsd. ODER
• Anzahl der abgeschlossenen Verträge übersteigt 3.000
Liegt in einem Quellenstaat eine SDP vor, werden dieser
alle mit ihr im Zusammenhang stehenden Gewinne unter
Beachtung des Fremdvergleichsgrundsatzes anhand von Ver-
rechnungspreisen zugerechnet.333 Die Gewinnzuordnung
soll sich dabei am sog. „Authorised OECD Approach“ (AOA)
orientieren und der signifikanten digitalen Präsenz unter Be-
rücksichtigung der übernommenen (Personal-)Funktionen
und Risiken einen Gewinn zuordnen, den ein separates,
unabhängiges Unternehmen unter gleichen Umständen er-
wirtschaftet hätte.334 Hierfür sollen laut Richtlinienentwurf
zusätzlich auch die ausgeübten Funktionen der SDP (z. B.
Erhebung von Daten und nutzergenerierten Inhalten, Ver-
kauf von Online-Werbeflächen, Bereitstellung von Inhalten
Dritter) Beachtung finden.335 Standardmäßig sollen die Er-
bringer digitaler Dienstleistungen zur Gewinnzuordnung die
Gewinnaufteilungsmethode anwenden, es sei denn, eine an-
dere anerkannte Verrechnungspreismethode ist nachweislich
geeigneter.336 Die der SDP so zugeordneten Gewinne sind
ausschließlich in dem Quellenstaat zu besteuern, in dem die
SDP besteht.337
Die Richtlinie soll ab dem 01.01.2020 in Kraft treten.338
329Art. 3 Nr. 5 SDP-RL-E.
330Vgl. Art. 3 Nr. 5 SDP-RL-E.
331Vgl. Art. 3 Nr. 5 i. V. m. Anhang III zum Richtlinienentwurf (vgl. Euro-
päische Kommission, 2018a, S. 4).
332Vgl. SDP-RL-E, Begründung S. 8.
333Vgl. Art. 5 Abs. 1, 2 SDP-RL-E; SDP-RL-E, Begründung, S. 10-11.
334Vgl. SDP-RL-E, Begründung S. 10; zum AOA sei an dieser Stelle auch auf
OECD (2010) verwiesen.
335Vgl. Art. 5 Abs. 5 SDP-RL-E; SDP-RL-E, Begründung S. 10-11.
336Vgl. Art. 5 Abs. 6 SDP-RL-E.
337Vgl. Art. 5 Abs. 1 SDP-RL-E.
338Vgl. Art. 9 Abs. 1 SDP-RL-E.
M. S. Gebhart / Junior Management Science 5(4) (2020) 477-511504
7.2.2. Möglichkeit zur Erfassung digitaler Werbeleistungen
Der Richtlinienentwurf zur signifikanten digitalen Prä-
senz vom 21.03.2018 erfasst auch die Erbringung digitaler
Werbeleistungen. Die Bereitstellung von digitalen Werbeplät-
zen ist explizit im Positivkatalog genannt.339 Durch die Imple-
mentierung könnte Deutschland damit Besteuerungsrechte
an im Inland erbrachten digitalen Werbeleistungen bestimm-
ter nicht ansässiger Körperschaften sicherstellen. Diese Kör-
perschaften müssten dafür aber entweder in der EU oder in
einem Drittstaat, mit dem Deutschland kein DBA unterhält,
ansässig sein und die weiteren Größenbedingungen erfüllen.
7.2.3. Kritik am Richtlinienentwurf
Allerdings ist auch das Konzept der signifikanten digi-
talen Präsenz mit verschiedenen Kritikpunkten verbunden,
welche die Einführung eines solchen Konzeptes und deren
Umsetzung schwierig gestalten.
Zunächst ist die Begrenzung einer signifikanten digitalen
Präsenz auf digitalisierte Geschäftsmodelle problematisch.
Die SDP der EU ist eindeutig auf digitale Dienstleistungen
begrenzt.340 Dies steht in klarem Widerspruch zur Ansicht
der OECD, dass eine Abgrenzung der digitalen Wirtschaft
vom Rest der Wirtschaft für steuerliche Zwecke nicht mög-
lich ist.341 Dem Grundgedanken der OECD folgend sollte
eine SDP demnach nicht zwischen digitalen und analogen
Geschäftstätigkeiten unterscheiden. Eine getrennte Betrach-
tung von digitalisierten und analogen Geschäftsmodellen
würde zudem zu Zuordnungsschwierigkeiten führen, wenn
Unternehmen sowohl vom bestehenden Konzept der physi-
schen Betriebsstätte als auch vom Konzept der SDP erfasst
werden.342
Weiterhin sind die gewählten Schwellenwerte zur Be-
gründung der SDP zu kritisieren. Vorausgesetzt man folgt
dem Prinzip, dass Gewinne am Ort der Wertschöpfung be-
steuert werden sollten, müssen die Tatbestände so gewählt
sein, dass sie überhaupt nur Geschäftstätigkeiten nicht an-
sässiger Unternehmen erfassen, bei denen auch tatsächlich
Wertschöpfung im Quellenstaat stattfindet. Wenn keine Wert-
schöpfung im Quellenstaat stattfindet, sollte diesem auch
kein Besteuerungsrecht zustehen.343 Allerdings ist zweifel-
haft, ob schon bei Überschreiten eines einzelnen Schwellen-
werts, wie es im derzeitigen Richtlinienentwurf gefordert
wird, davon ausgegangen werden kann, dass auch tatsäch-
lich Wertschöpfung im Quellenstaat stattfindet. Es ist z. B.
nicht ersichtlich, warum allein durch das Überschreiten der
Ertragsschwelle (Gesamterträge > 7 Mio. EUR) naheliegt,
dass Wertschöpfung im Quellenstaat stattfindet. So wurde
bereits in der ursprünglichen Idee der SEP, auf dem die
339Vgl. Art. 3 Nr. 5 Buchst. f SDP-RL-E i. V. m. Anhang II Buchst. r des
Richtlinienentwurfs (vgl. Europäische Kommission, 2018a, S. 2).
340Vgl. Art. 4 Abs. 3 SDP-RL-E.
341Vgl. Geutebrück, 2016, S. 124-125; Olbert & Spengel, 2017, S. 16; Bend-
linger, 2018, S. 50; Lück, 2018, S. 460; Haase, 2018, S. 264; vgl. zur Grund-
aussage der OECD OECD, 2015, Tz. 115.
342Olbert & Spengel, 2017, S. 16.
343So in ihrer Argumentation Becker et al., 2018, S. 7; Farruggia-Weber,
2019, S. 639; Eilers & Oppel, 2018, S. 370; Fuest, 2018, S. 33-34.
SDP basiert, von der OECD angemerkt, dass das alleinige
Abstellen auf Erträge kein ausreichender Hinweis auf Wert-
schöpfung im Quellenstaat ist.344 Erwirtschaftete Erträge
sollten vielmehr nur als erster Indikator dienen und mit
weiteren Bedingungen verknüpft werden.345 Da es im Richt-
linienentwurf zur SDP jedoch schon ausreicht, wenn eine
der genannten Bedingungen erfüllt ist, findet eine solche
Kombination mit weiteren Faktoren nicht statt. Im Endeffekt
begründen damit bereits alle Erbringer digitaler Dienstleis-
tungen in einem Quellenstaat eine SDP, sofern sie allein die
Ertragsschwelle überschreiten. Selbiges Argument kann für
die anderen beiden Schwellenwerte angebracht werden. Al-
lein das Vorhandensein von mehr als 100 Tsd. Nutzern oder
der Abschluss von 3.000 Verträgen sagt per se nichts über
vorhandene Wertschöpfung im Quellenstaat aus. Damit wer-
den von der SDP unter Umständen auch digitale Geschäfts-
modelle erfasst, bei denen überhaupt keine Wertschöpfung
im Quellenstaat stattfindet.
Das weit größere Problem liegt jedoch nicht darin, einen
steuerlichen Nexus auf Grundlage einer signifikanten digita-
len Präsenz zu definieren, sondern diesem in einem zweiten
Schritt einen sachgerechten Gewinn zuzuweisen.346 Hierzu
ist es notwendig, nicht nur zu bestimmen, ob Wertschöpfung
im Quellenstaat stattfindet, sondern auch wie hoch diese
ausfällt. Die EU hat richtigerweise erkannt, dass dem Quel-
lenstaat bei Anwendung des bestehenden AOA regelmäßig
keine Gewinne zugeteilt werden könnten, da es dort i. d.
R. an eigenen Personalfunktionen fehlt.347 Um dieses Pro-
blem zu umgehen, sollen daher bei der Gewinnzuteilung
auch die oben genannten Funktionen (z. B. Erhebung von
Daten und nutzergenerierten Inhalten, Verkauf von Online-
Werbeflächen, Bereitstellung von Inhalten Dritter) berück-
sichtigt werden. Die Bewertung, ob diese Funktionen aber
überhaupt zur Wertschöpfung beitragen bzw. wie hoch die-
ser Beitrag ausfällt, ist aber alles andere als trivial.348 Der
Richtlinienentwurf äußert sich jedoch gerade nicht dazu,
wie diese zusätzlich zu beachtenden Funktionen konkret
bei der Gewinnzuordnung bewertet werden sollen.349 Ohne
weitere Handlungsvorschriften dürfte eine konkrete Gewinn-
zuordnung zu einer SDP daher schwerfallen.
Darüber hinaus könnten potenziell steuerpflichtige Un-
ternehmen der Begründung einer SDP relativ einfach auswei-
chen. Die Richtlinie ist nur auf Erbringer digitaler Dienstleis-
tungen anzuwenden, die entweder (1) in einem Mitglieds-
staat der EU ansässig sind oder (2) eine SDP in einem Mit-
gliedsstaat der EU unterhalten und in einem Staat ansäs-
sig sind, mit dem dieser EU-Mitgliedsstaat kein DBA unter-
344Vgl. OECD, 2015, Tz. 278.
345Vgl. OECD, 2015, Tz. 278.
346Vgl. Devereux & Vella, 2018, S. 392; Dorenkamp, 2018, S. 642; Haase,
2018, S. 262.
347Vgl. SDP-RL-E, Begründung S. 10-11.
348So stellt sich z. B. die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen
das Sammeln von Daten überhaupt wertschöpfend ist, vgl. hierzu ausführ-
lich Becker et al., 2018; Becker, Englisch & Schanz, 2019; Schneemelcher &
Dittrich, 2019; Mayr & Schlager, 2018, 29; Fehling, 2015, S. 801.
349Vgl. Art. 5 SDP-RL-E, SDP-RL-E, Begründung S. 10-11.
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hält.350 Somit könnten potenziell steuerpflichtige Unterneh-
men der Begründung einer SDP entgehen, indem sie als in
einem Staat ansässig gelten, der (1) kein Mitgliedsstaat der
EU ist und gleichzeitig (2) ein DBA mit allen (oder möglichst
vielen) EU-Mitgliedsstaaten unterhält, in dem das Unterneh-
men seine digitalen Dienstleistungen anbieten will. Somit
wäre die Richtlinie zur signifikanten digitalen Präsenz in ih-
rer Gänze nicht anwendbar.
Abschließend sei festgehalten, dass sich auch der Steu-
ervollzug (wie bereits bei der DST in Kapitel 7.1.3 beschrie-
ben) in Ermangelung physischer Verbindungen zum Inland
als schwierig gestaltet.
7.2.4. Bewertung des Richtlinienentwurfs
Wie die vorangegangenen Ausführungen gezeigt haben,
würde der Richtlinienentwurf zur signifikanten digitalen Prä-
senz grundsätzlich auch digitale Werbeleistungen erfassen.
Somit könnte Deutschland durch die Implementierung der
Richtlinie Besteuerungsrechte (dem Grunde nach) an digi-
talen Werbeleistungen sicherstellen, welche von im Ausland
ansässigen Körperschaften mithilfe des Internets im Inland
erbracht werden. Das Problem eines fehlenden steuerlichen
Nexus aufgrund mangelnder physischer Präsenz (vgl. hierzu
Kapitel 2.3) könnte damit durch die SDP gelöst werden.
Aufgrund der vorangehenden Kritikpunkte ist jedoch
fraglich, inwieweit die Einführung des Richtlinienentwurfs
zur signifikanten digitalen Präsenz in der derzeitigen Form
zu empfehlen ist. In der aktuellen Form ist fraglich, inwie-
weit die SDP in der Lage ist, zu beurteilen, ob durch Da-
ten und Nutzer tatsächlich Wertschöpfung im Quellenstaat
stattfindet, die eine Besteuerung rechtfertigt (vgl. hierzu Ka-
pitel 2.2), und diesen Wertschöpfungsbeitrag zu bewerten
(vgl. hierzu Kapitel 2.3). Um dies sicherzustellen, sollten die
Schwellenwerte zur Begründung einer SDP besser aufein-
ander abgestimmt werden, um zu gewährleisten, dass nur
Geschäftstätigkeiten erfasst werden, bei denen auch tatsäch-
lich hinreichende Indizien bestehen, dass Wertschöpfung im
Quellenstaat stattfindet. Weiterhin sollte die EU vor Einfüh-
rung einer SDP genauere Vorgaben erstellen, die regeln, wie
dieser ein sachgerechter Gewinn zuzurechnen ist. Andern-
falls besteht die Gefahr, dass eine Besteuerung zwar dem
Grunde nach gegeben ist, dem Umfang nach aber ins Leere
läuft.
8. Fazit
Die vorliegende Arbeit hat das Ziel, die Frage zu beant-
worten, wie deutsche Besteuerungsrechte an digitalen Wer-
beleistungen sichergestellt werden können, welche von im
Ausland ansässigen Körperschaften mithilfe des Internets im
Inland erbracht werden.
Dazu wurden zunächst die Problemfelder dargestellt,
welche die steuerliche Erfassung digitaler Werbeleistungen
350Vgl. SDP-RL-E, Begründung S. 8.
im derzeit bestehenden internationalen Steuerrecht erschwe-
ren. Im Anschluss daran wurden die aktuellen nationalen
steuerlichen Anknüpfungspunkte vorgestellt, die in Deutsch-
land im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht für die Er-
fassung digitaler Werbeleistungen in Frage kommen und wie
diese potenziellen Steuerrechte im Kontext von bilateralen
Doppelbesteuerungsabkommen eingeschränkt werden. An-
hand eines konkreten Beispiels, der Suchmaschinenwerbung
durch Google, wurde weiterhin untersucht, inwiefern die-
se bestehenden nationalen und bilateralen Steuergesetze
im Inboundfall in der Lage sind, in Deutschland erbrach-
te digitale Werbeleistungen der Besteuerung zu unterwer-
fen. Abschließend wurden die von der EU vorgeschlagenen
Handlungsalternativen in Form einer Digitalsteuer und eines
neuen steuerlichen Tatbestands in Form einer signifikanten
digitalen Präsenz vorgestellt. Dabei wurde analysiert, inwie-
fern diese geeignet erscheinen, digitale Werbeleistungen in
Deutschland der Besteuerung zu unterwerfen.
Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt, dass
das deutsche Steuerrecht im Rahmen der beschränkten Steu-
erpflicht über keinen eigenen Tatbestand zur Erfassung di-
gitaler Werbeleistungen verfügt und diese damit unter die
bestehenden Tatbestände subsumiert werden müssen. Da-
für kommen inländische gewerbliche Einkünfte durch Be-
triebsstätte oder ständigen Vertreter (§ 49 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a EStG), gewerbliche betriebsstättenlose Einkünf-
te (§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f EStG) und sonstige Einkünfte
(§ 49 Abs. 1 Nr. 9 EStG) in Betracht. Aber selbst wenn digitale
Werbeleistungen unter einen dieser drei Tatbestände subsu-
miert werden können, verbleiben in Deutschland im Fall
eines bestehenden Doppelbesteuerungsabkommens i. d. R.
nur dann Besteuerungsrechte an digitalen Werbeleistungen,
wenn diese im Rahmen einer Betriebsstätte erwirtschaftet
werden. In anderen Fällen gibt Deutschland im Normalfall
alle Besteuerungsrechte an digitalen Werbeleistungen auf.
Die Anwendung der bestehenden nationalen und bilate-
ralen Steuergesetze auf den Fall der Suchmaschinenwerbung
durch Google hat weiterhin gezeigt, dass in Ermangelung ei-
ner physischen Betriebsstätte in Deutschland schon gar kein
Besteuerungsrecht nach nationalem Recht besteht. Im kon-
kreten Fall können die erbrachten digitalen Werbeleistun-
gen nicht als Überlassung von Rechten oder Know-how an-
gesehen werden. Somit liegen keine inländischen Einkünf-
te und damit auch keine Besteuerungsrechte aufgrund ge-
werblicher betriebsstättenloser oder sonstiger Einkünfte vor.
Folglich sind Unternehmen, welche diese digitalen Werbe-
leistungen in Anspruch nehmen, auch nicht zum Einbehalt
etwaiger Steueransprüche des deutschen Staates gegenüber
den Erbringern digitaler Werbeleistungen verpflichtet. Inso-
fern ist dem Vorstoß aus Teilen der Finanzverwaltung nicht
zu folgen. Die derzeit bestehenden nationalen Steuergeset-
ze sind in Ermangelung einer Betriebsstätte nicht in der La-
ge, die Besteuerung digitaler Werbeleistungen sicherzustel-
len. Vor diesem Hintergrund hat sich mittlerweile auch das
Bayerische Staatsministerium der Finanzen und für Heimat
in begrüßenswerter Weise dafür ausgesprochen, dass mit der
Inanspruchnahme digitaler Werbeleistungen keine Steuerab-
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zugsverpflichtungen einhergehen.351
In Anbetracht dieser Ergebnisse scheint es unter der An-
nahme, dass Erbringer digitaler Werbeleistungen Wertschöp-
fung in Deutschland betreiben, gerechtfertigt, Maßnahmen
in Betracht zu ziehen, welche die Besteuerung digitaler Wer-
beleistungen in Deutschland sicherstellen. Die beiden Richtli-
nienentwürfe auf Ebene der EU (Digitalsteuer und signifikan-
te digitale Präsenz) wären grundsätzlich dazu in der Lage,
digitale Werbeleistungen in Deutschland der Besteuerung zu
unterwerfen. Allerdings sind beide Konzepte in ihrer derzei-
tigen Ausgestaltung zu kritisieren, sodass nach hier vertrete-
ner Ansicht die Einführung beider Konzepte nicht empfohlen
werden kann.
An dieser Stelle sei angemerkt, dass dieser Arbeit ver-
schiedene entscheidende Annahmen zugrunde liegen. Zum
einen wurde davon ausgegangen, dass es sich bei Erbringern
digitaler Werbeleistungen um juristische Personen in Form
von Körperschaften handelt. Diese Annahme scheint in vie-
len Fällen zutreffend zu sein. Dennoch erfassen die voran-
gegangenen Ausführungen keine Fälle, in denen natürliche
Personen digitale Werbeleistungen erbringen. Da die Rege-
lungen zur beschränkten Steuerpflicht jedoch bei juristischen
und natürlichen Personen nahezu identisch sind, sollten die
Aussagen zu großen Teilen auch auf Erbringer digitaler Wer-
beleistungen anzuwenden sein, die als natürliche Personen
zu klassifizieren sind.
Zum anderen basiert die Analyse der Wirksamkeit der be-
stehenden steuerlichen Regelungen in Kapitel 5 auf einem
Einzelfall. Daher können die Ergebnisse nur bedingt dazu
dienen generalisierte Aussagen zu treffen. Da sich die Ge-
schäftsmodelle bei Erbringern digitaler Werbeleistungen teil-
weise stark voneinander unterscheiden, mag durchaus in Ein-
zelfällen doch eine Steuerpflicht nach deutschem Steuerrecht
zu bejahen sein. Bei der Übertragung der Ergebnisse auf an-
dere Sachverhalte ist daher Vorsicht geboten. Wie dargestellt,
lassen sich die Ergebnisse aber wohl auf ähnliche Sachverhal-
te (z. B. Suchmaschinenwerbung anderer Anbieter oder ähn-
liche Werbeformen wie z. B. Bannerwerbung) übertragen.
Die wohl kritischste Annahme der Arbeit liegt darin,
dass durch die Erbringung digitaler Werbeleistungen im In-
boundfall in jedem Fall Wertschöpfung in Quellenstaaten
wie Deutschland stattfindet. Diese Annahme mag wohl für
viele Erbringer digitaler Werbeleistungen durchaus vertret-
bar sein, insbesondere dann, wenn die Werbeleistungser-
bringung durch das exzessive Sammeln und Auswerten von
Daten stark personalisiert erfolgt. Allerdings sollte im Ein-
zelfall dennoch geprüft werden, ob diese angenommene
Wertschöpfung im Quellenstaat auch tatsächlich stattfindet.
Andernfalls fällt es schwer, einen Besteuerungsanspruch zu
rechtfertigen.
Im Ergebnis kann damit die Frage, wie deutsche Besteue-
rungsrechte an digitalen Werbeleistungen sichergestellt wer-
den können, welche von im Ausland ansässigen Körperschaf-
ten mithilfe des Internets im Inland erbracht werden, nicht
351Vgl. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, 2019.
abschließend beantwortet werden. Im Zuge der Arbeit konn-
te vielmehr festgehalten werden, wie solche Besteuerungs-
rechte in Deutschland nicht begründet werden können bzw.
sollten. Daher besteht auch weiterhin Bedarf, angemessene
Handlungsempfehlungen zu erarbeiten, welche die sachge-
rechte Besteuerung digitaler Werbeleistungen und im Allge-
meinen digitaler Geschäftsmodelle sicherstellen. Da digitale
Geschäftsmodelle eine globale Herausforderung für das in-
ternationale Steuersystem darstellen, scheint es auch ange-
messen, diesen Herausforderungen auf globaler Ebene zu be-
gegnen. Es wäre daher wünschenswert, wenn auf Ebene der
OECD eine international anerkannte konsensfähige Lösung
erarbeitet werden würde. Vor diesem Hintergrund ist es be-
grüßenswert, dass die OECD seit Januar 2019 neue Hand-
lungsalternativen diskutiert, um den Herausforderungen di-
gitaler Geschäftsmodelle für das internationale Steuersystem
zu begegnen.352 Zukünftige Forschung sollte diesen Prozess
unterstützen, indem sie untersucht, ob die neuen Vorschläge
dazu geeignet wären, digitale Geschäftsmodelle im Allgemei-
nen und digitale Werbeleistungen im Speziellen einer sach-
gerechten Besteuerung zu unterwerfen.
352Vgl. OECD, 2019a, 2019b. An diesen Diskussionen beteiligen sich mitt-
lerweile 129 Staaten weltweit, vgl. OECD, 2019c.
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